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Herausfordernde wirtschaftliche Rahmenbedingungen beinhalten auch viele Chancen für die Zukunft. 
Erste Bank und Sparkassen bieten Rechtsanwälten besonders fl exible Finanzierungslösungen. Legen Sie mit gezielten 
Investitionen einen Grundstein für Ihre Zukunft. Ein erster Schritt: Wir zeigen Ihnen, wie Sie das aktuelle Zinsniveau 
optimal nutzen und sich dabei gegen steigende Zinsen absichern können. Mehr über Ihren maßgeschneiderten 
Finanzierungsmix erfahren Sie bei den Kundenbetreuern für Freie Berufe von Erste Bank und Sparkassen.

Informationen aus erster Hand: 
Ein Rechtsanwalt, der jetzt investiert, 
verschafft sich einen Vorsprung 
für die Zukunft.
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Die Neuauflage des „Karasek“ 
zur neuen ÖNORM

2. Auflage 2009. 
XXII, 1008 Seiten.
Ln. EUR 248,– 
ISBN 978-3-214-13574-4

Karasek

ÖNORM B 2110

Am 1.1.2009 trat die Neufassung der ÖNORM B 2110 in Kraft, die zahlreiche inhaltliche Änderun-
gen mit sich brachte. Die 2. Auflage des bewährten Kommentars wurde komplett neu bearbeitet 
und berücksichtigt alle seit 2003 ergangenen oberstgerichtlichen Entscheidungen – insgesamt wurden 
ca 1.500 Entscheidungen und 150 Beispiele verarbeitet. 

Neu in der 2. Auflage sind die Kapitel über
mangelhafte Ausschreibungen,
die rechtliche Bedeutung der Bauzeit und 
  Nachtragsforderungen, die mit baubetriebswirtschaftlichen Fragestellungen verknüpft 
wurden. 

Damit ist dieses Buch ein unverzichtbares Werkzeug für Juristen und sonstige Berufe, die mit der 
Anwendung der ÖNORM B 2110 befasst sind



AWAK-cert

D as Leitbild des Rechtsanwaltes
wird auch durch die Qualität sei-

ner Leistung bestimmt. Die Fortbil-
dung ist für die Qualität unserer Leis-
tung unabdingbar.
Zu den von den Vereinten Nationen

am 7. September 1990 formulierten
Grundprinzipien gehört auch die För-
derung der Fortbildung.1)

Eine Fortbildungsverpflichtung war
der Rechtsanwaltsordnung bis zum
Jahre 2008 zwar nicht direkt zu entneh-
men, sie ergab sich aber aus ihrem Zu-
sammenhang. Die RAO-Novelle 2008
hat diese Fortbildungsverpflichtung
nunmehr auch ausdrücklich festge-
schrieben.
Schon im Jahr 2001 hat der Arbeits-

kreis Wirtschaftsfragen in seinen Visio-
nen zum Anwaltsberuf die Einführung
eines Gütesiegels in Erwägung gezo-
gen, das nur an jene Anwälte vergeben
werden soll, welche ein Mindestmaß
an Fortbildungsveranstaltungen besu-
chen.
Die Anwaltsakademie hat seit Jahren

und mit zunehmendem Erfolg Fortbil-
dungsveranstaltungen angeboten, die
ein sehr breites Spektrum von Rechts-
themen behandeln. Eine Verpflichtung
der Rechtsanwälte, solche Fortbil-
dungsveranstaltungen zu besuchen,
darf es dazu aber nicht geben. Dies
wäre mit unserem Verständnis vom

Rechtsanwalt nicht vereinbar und auch
gar nicht möglich, weil der Fächer der
Tätigkeitsbereiche so breit ist, dass kei-
nerlei Zielgenauigkeit damit verbunden
wäre.
Andererseits mag es im Interesse der

Kollegen, die solche Fortbildungsver-
anstaltungen tatsächlich besucht haben,
liegen, dies auch in irgendeiner Weise
kenntlich zu machen.
Die Anwaltsakademie hat daher eine

Verbandsmarke AWAK-cert geschaf-
fen. Zu ihrer Benützung sind alle
Rechtsanwälte Österreichs berechtigt,
die in 3 Jahren Fortbildungsveranstal-
tungen im Ausmaß von wenigstens
9 Halbtagen besuchen oder gleichwer-
tige eigene Publikations- und Vortrag-
stätigkeit nachweisen. Die Anwaltsaka-
demie wird die Führung der Marke
bei Vorliegen der Voraussetzungen
durch ein dazu eingerichtetes Kurato-
rium zuerkennen.
Ich hoffe, dass die Anwaltschaft von

dieser Möglichkeit reichlich Gebrauch
macht.
Ich erlaube mir, Ihnen, sehr geehrte

Frau Kollegin und Ihnen, sehr geehrter
Herr Kollege, bei dieser Gelegenheit
auch ein gesegnetes Weihnachtsfest
und ein erfolgreiches glückliches neues
Jahr zu wünschen!
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Präsident Dr. Benn-Ibler

Editorial

1) Rechtsanwälte haben das Recht berufliche Selbstverwaltungsver-
bände zu gründen, die ihre beruflichen Interessen schützen und die
Fortbildung fördern.
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Garantierter Lesegenuss –
fünf Essays von Karl Korinek

Korinek

Joseph Haydn –
Erneuerung und Vollendung.

Karl Korinek ist nicht nur ein bekannter Jurist, sondern auch ein profunder Kenner des Werks von 
Joseph Haydn. Zum Ende des Gedenkjahres nähert er sich in seinem neuen Buch dem großen
Komponisten in Essayform aus fünf verschiedenen Perspektiven:

Haydn als Erneuerer und Vollender – Die Persönlichkeit Joseph Haydn –
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Berufsrechts-Änderungsgesetz 2010

D ie derzeit dem Nationalrat zur Beschlussfassung
vorliegende Novelle, mit der neben der RAO ua

das ABAG, das DSt und das RATG geändert werden,
beruht auf folgenden zwei wesentlichen Vorgaben:
" Die im BGBl I 2008/2 kundgemachte B-VG-Novelle
erfordert bis zum 1. 1. 2010 umzusetzende Änderun-
gen im Bereich der nichtterritorialen Selbstverwal-
tung und

" das VfGH-Erkenntnis vom 4. 12. 2008, G15/08 ua
bedingt ab Jahresbeginn 2010 eine Nachfolgerrege-
lung im Bereich der Treuhandschaften.
Die mit dem BRÄG 2010 erfolgten Änderungen

werden nachfolgend auszugsweise dargestellt:

1. Ausbildungshalbtage

Das Erfordernis, dass von den 42 Halbtagen zwingend
eine bestimmte Anzahl in einem bestimmten Rechtsbe-
reich absolviert werden muss, entfällt (§ 1 Abs 2 lit f
RAO).

2. Bestimmungen betreffend Geldwäsche

Mit der Neuformulierung des Einleitungssatzes des
§ 8 a Abs 1 RAO sollen Unklarheiten ausgeräumt wer-
den. Inhaltlich soll sich an den Rechtsanwalt betref-
fenden Pflichten nichts ändern (siehe Erläuternde
Bemerkungen).

3. Treuhandschutzregelungen

Durch das oben angeführte VfGH-Erkenntnis werden
per 31. 12. 2009 § 37 Abs 1 Z 2 b RAO, § 9 b RL-BA
und damit die Grundlage, auf denen die bisher beste-
henden Treuhandbuchregelungen der einzelnen
Rechtsanwaltskammern basieren, aufgehoben. Jede
RAK hat eine Treuhandeinrichtung zu führen und für
die nähere Ausgestaltung Richtlinien zu erlassen (§ 23
Abs 4 und § 27 Abs 1 lit g RAO).

Jedenfalls erforderlich gem § 10 a RAO ist:
" Übernommene Treuhandschaften sind eigenverant-
wortlich auszuüben, wobei dem Rechtsanwalt die
Übernahme von Bürgschaften und die Darlehens-
oder Kreditgewährung in diesem Zusammenhang
untersagt sind. Ein schriftlicher Treuhandauftrag,
der die vom Rechtsanwalt im Rahmen der Treuhand-
schaft zu besorgenden Aufgabe vollständig festlegt,
ist abzuschließen. Der Rechtsanwalt hat ein fortlau-
fendes Verzeichnis der von ihm übernommenen
Treuhandschaften zu führen (Abs 1).

" Jedenfalls bei einem Treuhanderlag von über
€ 40.000,– bzw wenn eine Sicherung in einer Treu-
handeinrichtung gesetzlich angeordnet ist (vgl zB

§ 12 Abs 3 Z 4 BTVG) ist die Treuhandschaft über
die Treuhandeinrichtung der RAK abzuwickeln, au-
ßer bei Beträgen, die der Rechtsanwalt im Rahmen
einer Prozessführung, einer Forderungsbetreibung,
der Verwaltung von Vermögen oder als Ausgleichs-
oder Masseverwalter entgegennimmt oder die der
Entrichtung von Gerichtsgebühren, Steuern oder
Abgaben gewidmet sind (Abs 2).

" Auch bei anonymen Treuhandschaften entfällt die
Verpflichtung zur Abwicklung über die Treuhand-
einrichtung. Diesfalls muss der Partei nachweislich
zur Kenntnis gebracht werden, dass die Sicherung
der Abwicklung entfällt und damit auch kein Versi-
cherungsschutz besteht. Die Partei muss nach er-
folgter Information die Abwicklung über die Treu-
handeinrichtung ausdrücklich schriftlich ablehnen
(Abs 3).

" Bei der Treuhandeinrichtung ist vom Rechtsanwalt
jedenfalls eine Meldung vor der ersten Verfügung
über den Treuhanderlag und bei Beendigung der
Treuhandschaft zu erstatten (Abs 4).

" Der Rechtsanwalt hat sich von seiner Partei von der
Verpflichtung zur Verschwiegenheit in jenem Um-
fang entbinden zu lassen, damit für die Treuhandein-
richtung durch Einsichtnahme in die Unterlagen
bzw Auskünfte die Möglichkeit der Überprüfung
der ordnungsgemäßen Abwicklung der übernomme-
nen Treuhandschaften besteht. Ebenso muss der
Rechtsanwalt der RAK-Treuhandeinrichtung die
Einsicht in das Verzeichnis gem Abs 1 ermöglichen
(Abs 5).
Die nähere Ausgestaltung wird sich aus den von den

Rechtsanwaltskammern zu erlassenden Richtlinien
gem § 27 Abs 1 lit g RAO ergeben.

4. Einbeziehung der Rechtsanwaltsanwärter

Die wohl umfassendste Neuerung der vorliegenden Be-
rufsrechts-Novelle ist die Einbeziehung der Rechts-
anwaltsanwärter in den Kreis der Kammermitglieder
(§ 22 Abs 1 RAO). In den Plenarversammlungen der
Rechtsanwaltskammern werden zukünftig
" der Präsident, die Präsidenten-Stellvertreter, die
Prüfungskommissäre zur Rechtsanwaltsprüfung und
die Rechnungsprüfer von allen Kammermitglie-
dern,

" die übrigen Ausschussmitglieder aus dem Kreis der
Rechtsanwälte von den Rechtsanwälten und die
Mitglieder des Ausschusses aus dem Kreis der
Rechtsanwaltsanwärter von den Rechtsanwaltsan-
wärtern gewählt (§ 24 Abs 1 RAO).
Rechtsanwaltsanwärter haben bei Wahlen von Funk-

tionsträgern, die im oben zuerst angeführten Punkt
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aufgezählt werden, ebenso wie bei sonstigen Abstim-
mungen in der Plenarversammlung ein gewichtetes
Stimmrecht. Im Ergebnis entsprechen jeweils zwei
Stimmen von RAA der Stimme eines RA (§ 24 Abs 3
RAO).

Die Anzahl der Ausschussmitglieder aus dem Kreis
der RAA ist abhängig von der Anzahl der bei der
RAK eingetragenen RAA (0 – 100 RAA: 1 RAA-Aus-
schussmitglied, 101 – 1.000 RAA: 2 RAA-Ausschuss-
mitglieder, mehr als 1.000 RAA: 3 RAA-Ausschussmit-
glieder – siehe § 26 Abs 1 a RAO). Aufgrund der höhe-
ren Fluktuation im Bereich der Konzipienten werden
die RAA-Ausschussmitglieder nur für eine Amtsdauer
von zwei Jahren gewählt.

Ebenso werden Rechtsanwaltsanwärter in die Ver-
sorgungseinrichtung der Rechtsanwaltskammer einbe-
zogen und genießen damit Alters-, Berufsunfähigkeits-
und Hinterbliebenenschutz. Sichergestellt ist, dass der
Beitrag des Rechtsanwaltsanwärters zur Versorgungs-
einrichtung maximal die Hälfte des tatsächlich von ei-
nem österreichischen Rechtsanwalt bezahlten Beitrag
erreicht (§ 53 Abs 2 RAO). Beitragsmonate für die Ver-
sorgungseinrichtung werden vom Rechtsanwaltsanwär-
ter anteilsmäßig im Bezug auf seinen geleisteten Beitrag
erworben, wobei hierbei zu berücksichtigen ist, dass
Rechtsanwaltsanwärter nicht zu Verfahrenshelfern be-
stellt werden können und damit auch kein Anteil aus
der Pauschalvergütung zugerechnet werden kann.

Auch im Disziplinarrat werden Rechtsanwaltsanwär-
ter zukünftig an solchen Entscheidungen mitwirken,
bei denen RAA betroffen sind.

5. Wahlrecht, Wahlperioden

Die Wahl zum Präsidenten und Präsidenten-Stellver-
treter einer RAK, für die die absolute Stimmenmehr-
heit der teilnehmenden Kammermitglieder erforder-
lich ist, erfordert in Zukunft maximal zwei Wahlgänge.
In den zweiten Wahlgang gelangen doppelt so viele
Personen wie zu wählende Positionen zu vergeben sind
(§ 24 Abs 5 RAO). Bei sonstigen Personenwahlen ist
nur mehr ein Wahlgang erforderlich, jene Kandidaten,
die die relativ meisten Stimmen erhalten, gelten als ge-
wählt (§ 24 Abs 6 RAO).

Neu ist, dass die Geschäftsordnung einer RAK auch
die Möglichkeit einer Briefwahl vorsehen kann. Die nä-
here Ausgestaltung ergibt sich aus § 24 a RAO. Bei der
Notwendigkeit eines zweiten Wahlgangs bei der Wahl
des Präsidenten und der Präsidenten-Stellvertreter
(siehe oben) ist bei Zulassung der Briefwahl die Anbe-
raumung eines neuen Wahltermins unter neuerlicher
Beteiligungsmöglichkeit aller Kammermitglieder er-
forderlich.

In § 24 b RAO wird die Möglichkeit der Wahlan-
fechtung eröffnet, über die gegebenenfalls die OBDK
zu entscheiden hat.

Die Einberufung einer außerordentlichen Plenarver-
sammlung erfolgt zukünftig bereits dann, wenn es von
einem Zehntel der Kammermitglieder verlangt wird
(§ 28 Abs 3 RAO).

Die Amtsdauer für Rechnungsprüfer einer RAK be-
trägt nunmehr 2 Jahre, für die übrigen Amtsträger ei-
ner RAK (mit Ausnahme der RAA-Ausschussmitglie-
der) beträgt die Funktionsperiode nunmehr 4 Jahre
(§ 25 Abs 1 RAO). Bei der OBDK wurde die Wahlpe-
riode auf 6 Jahre verlängert.

6. ÖRAK-Vertreterversammlung

Die Delegierten zur ÖRAK-Vertreterversammlung
werden in Zukunft nicht mehr von Ausschüssen der je-
weiligen Rechtsanwaltskammern entsendet, sondern
direkt von den Rechtsanwälten in den RAK-Plenarver-
sammlungen (aus dem Kreis der Ausschussmitglieder)
gewählt, wodurch die demokratische Legitimation die-
ses Organs, dem ua die Erlassung der RL-BA obliegt,
gestärkt wird. Neben den zu wählenden Repräsentan-
ten der RAKs sind auch die Präsidenten der Rechtsan-
waltskammern und die im Ausschuss vertretenen
Rechtsanwaltsanwärter Delegierte in der ÖRAK-Ver-
treterversammlung (§ 39 RAO).

7. Versorgungseinrichtung

Neben der Einbeziehung der Rechtsanwaltsanwärter
(siehe oben) ergeben sich im Bereich der Versorgungs-
einrichtungen folgende Änderungen:
" Die Antragsstellung auf Zuerkennung einer Berufs-
unfähigkeitsversorgungsleistung hat innerhalb eines
Jahres ab dem Erlöschen der Berechtigung zur Aus-
übung der Rechtsanwaltschaft zu erfolgen (§ 50
Abs 2 Z 1 a RAO).

" Unter Wahrung bisher schon erworbener Rechte
und mit entsprechenden Übergangsbestimmungen
in den einzelnen Satzungen ist die kontinuierliche
Anhebung des Pensionsalters auf 70 Jahre vorgese-
hen (§ 50 Abs 2 Z 2 lit a RAO).

8. Aufsichtsrecht des BMJ

Rechtsanwaltskammern waren schon bisher zulässiger-
weise als Selbstverwaltungskörper eingerichtet, daher
erfordert auch die oben angeführte B-VG-Novelle
keine weiteren grundlegenden Strukturänderungen.
Nach dem Konzept der RAO haben die RAKs die ih-
nen im Rahmen der Selbstverwaltung zukommenden
Aufgaben allesamt in eigener Verantwortung und damit
im eigenen Wirkungsbereich zu besorgen. Die Ausge-
staltung des Aufsichtsrechts des BMJ bei den RAKs
(§ 23 Abs 5 RAO) und beim ÖRAK (§ 35 Abs 3 RAO)
orientiert sich an den bisher bestehenden und bewähr-
ten Verhältnissen.
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524

9. Rechtsanwaltstarifgesetz

Mit der Aufnahme der Gegenäußerungen zu Kostenbe-
schwerden in TP 4 I Z 4 lit d RATG wird dem Um-
stand Rechnung getragen, dass seit der StPO-Reform
auch das Verfahren über Kostenbeschwerden zweiseitig
gestaltet ist.

10. Inkrafttreten – Übergangsbestimmungen

Die vorliegende Novelle wird bereits mit 1. 1. 2010 in
Kraft treten. Wahlen von Rechtsanwaltsanwärtern in
den Ausschuss und Disziplinarrat erfolgen in der ersten
Plenarversammlung einer RAK im Jahr 2010. Die Ein-
beziehung der Rechtsanwaltsanwärter in die Versor-
gungseinrichtungen und die damit verbundene Ver-
pflichtung zur Entrichtung von Beiträgen erfolgt erst
mit 1. 1. 2011.

GS Dr. Alexander Christian, ÖRAK

Selbständigenvorsorge

M it 1. 1. 2008 sind umfassende Änderungen des Be-
trieblichen Mitarbeitervorsorgegesetzes, das nun-

mehr Betriebliches Mitarbeiter- und Selbständigenvor-
sorgegesetz – BMSVG – heißt, in Kraft getreten
(BGBl I 2007/102). Mit dem 5. Teil des BMSVG wer-
den unter anderem auch freiberuflich Selbständige
und damit alle Personen, die in die Liste der Rechtsan-
wälte oder in die Liste der niedergelassenen europäi-
schen Rechtsanwälte eingetragen sind (§ 62 Abs 1 Z 5
BMSVG) im Rahmen eines Optionen-Modells einbe-
zogen.

Aufgrund dieses Opting-In-Modells konnten sich
alle Rechtsanwälte, die bis zum 31. 12. 2007 in die Liste
eingetragen worden sind, durch Abschluss eines Bei-
trittsvertrages mit einer Betrieblichen Vorsorgekasse
(BV-Kasse) bis zum 31. 12. 2008 für eine Einbeziehung
iSd 5. Teils des BMSVG entscheiden. Rechtsanwälte,
die erst 2008 oder später eingetragen worden sind,
können sich innerhalb eines Jahres nach der Eintra-
gung für eine Einbeziehung entscheiden. Nach
Verstreichen dieser 1-Jahres-Frist ist der Abschluss
eines Beitrittsvertrages nicht mehr möglich.

Eine Einbeziehung nach dem 1. oder 4. Teil des
BMSVG schließt die Optionsmöglichkeit nach dem
5. Teil nicht aus.

Jeder Rechtsanwalt ist grundsätzlich frei in seiner
Entscheidung, welche BV-Kasse er auswählt. Ein Rah-
menvertrag mit dem Österreichischen Rechtsanwalts-
kammertag gem § 70 BMSVG ist aber Voraussetzung
dafür, dass ein Rechtsanwalt einen individuellen Bei-
trittsvertrag gem § 65 BMSVG mit einer bestimmten
Vorsorgekasse abschließen kann.

Nachfolgend alphabetisch angeführte Vorsorgekas-
sen haben bislang mit dem ÖRAK einen Rahmenver-
trag abgeschlossen:
" APK Vorsorgekasse AG
" BAWAG Allianz Mitarbeitervorsorgekasse AG

" BONUS Mitarbeitervorsorgekasse AG
" Niederösterreichische Vorsorgekasse AG
" ÖVK Vorsorgekasse AG
" Siemens Mitarbeitervorsorgekasse AG
" VBV – Vorsorgekasse AG

Die Höhe des zu leistenden Jahresbeitrages beträgt
für alle Rechtsanwälte einheitlich 1,53% der GSVG-
Höchstbeitragsgrundlage (§ 64 BMSVG). Die Bei-
tragseinhebung erfolgt direkt durch die ausgewählte
BV-Kasse. Für die geleisteten Beiträge besteht eineKa-
pitalgarantie (§ 24 BMSVG). Nachdem man sich
einmal für die Einbeziehung entschieden hat, ist
ein Einstellen, Aussetzen oder Einschränken der
Beitragsleistung für die Dauer der Berufsausübung
nicht zulässig.

Nach Entscheidung für das Opting-In handelt es sich
bei dem jährlichen Beitrag um einen Pflichtbeitrag.Die
so geleisteten Beiträge sind daher als Betriebsaus-
gabe steuerlich abzugsfähig.

Der Anwartschaftsberechtigte hat bei Vorliegen von
3 Einzahlungsjahren mindestens 2 Jahre nach Beendi-
gung der Berufsausübung (§ 67 BMSVG) bzw jeden-
falls ab Inanspruchnahme einer Pension aus der Versor-
gungseinrichtung Anspruch auf einen Kapitalbetrag aus
der Anwartschaft auf eine Selbständigenvorsorge. Es
besteht grundsätzlich die Möglichkeit derWeiterveran-
lagung bzw der Übertragung an eine andere BV-Kasse,
die Übertragung des Betrages zwecks lebenslanger,
steuerfreier Zusatzpension in eine Pensionskasse oder
die Auszahlung des Kapitalbetrages mit dem begünstig-
ten Steuersatz von 6% Lohnsteuer.

Weitere Informationen zur Betrieblichen Mitarbei-
ter- und Selbständigenvorsorge finden Sie auf der In-
ternetseite des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Arbeit www.bmwa.gv.at und im AnwBl 2008, 474 f.

GS Dr. Alexander Christian, ÖRAK

Österreichisches Anwaltsblatt 2009/12

Wichtige Informationen



525Österreichisches Anwaltsblatt 2009/12

Rechtsschutzbeauftragter

G emäß § 146 Abs 1 StPO wurde Dr. Gottfried Stras-
ser, Generalprokurator iR, mit Wirksamkeit vom

1. Oktober 2009 für die Dauer von 3 Jahren von der
Frau Bundesminister für Justiz über Vorschlag des Prä-
sidenten des VfGH, des Vorsitzenden der Volksanwalt-
schaft und des Präsidenten des ÖRAK, als Rechts-
schutzbeauftragter wiederbestellt. Zu Stellvertretern
wurden Hon.-Prof. Dr. Elmar Kuck, Senatspräsident
des VwGH iR, und Dr. Robert Jerabek, erster Stellver-
treter des Generalprokurators iR, ernannt.

AC

vlnr: Jerabek, Strasser, Kuck

FinanzOnline

D er aktuelle Leitfaden zurUnterstützung der Selbst-
berechnung von Verkehrsteuern (Grunder-

werb- und Gesellschaftsteuer) über FinanzOnline ist

ab sofort unter https://www.bmf.gv.at/Steuern/
Fachinformation/WeitereSteuern/VerkehrsteuernSelbs
_6201/_start.htm abrufbar.

Korruptionsstaatsanwaltschaft

U rsprünglich war der Parteienverkehr bei der neu
geschaffenen Korruptionsstaatsanwaltschaft aus

Kostengründen auf Di 8 – 12 Uhr und Do 9 – 12 Uhr
beschränkt. Nunmehr ist in dringenden Fällen nach te-
lefonischer Vereinbarung auch außerhalb dieser Zeiten
(dh von Mo –Fr 7.30 – 15.30 Uhr) Parteienverkehr

möglich. Rechtsanwälten ist zu den Räumlichkeiten
der KStA (Universitätsstraße 5, 1010 Wien) während
der Amtszeit stets Zutritt zu gewähren, auch dann,
wenn eine Zutrittskontrolle durch den Sicherheits-
dienst nicht erfolgen kann.

Versendung von PDF-Anhängen im Elektronischen Rechtsverkehr (ERV)

D er Elektronische Rechtsverkehr (ERV) wurde um
eine wesentliche Funktionalität erweitert. Seit

Mitte 2009 können die Gerichte sowohl Erledigun-
gen, die elektronisch übermittelten Berichte der Poli-
zei, aber auch von Parteien elektronisch vorgelegte
Urkunden elektronisch an ERV-Teilnehmer übermit-
teln oder aber an beliebige Empfänger über Poststraße
versenden. Damit können praktisch alle gerichtlichen
Zustellungen – außer es sind Originalurkunden zu-
rückzustellen – über das Zustellservice in der BRZ
GmbH abgefertigt werden. Im Zustellservice wird au-

tomatisch entschieden, ob es zu einer Zustellung im
Wege des ERV oder über die Poststraße kommt.
Durch den Entfall von händischen Abfertigungen
können aufgrund des stark reduzierten Manipulations-
aufwands erhebliche Effizienzsteigerungen erzielt wer-
den. Gleichzeitig wurde auch die eAkteneinsicht er-
weitert, sodass nunmehr auch die PDF-Anhänge ein-
gesehen werden können. Damit konnte zugunsten
der Parteien und der Parteienvertreter ein weiterer
bedeutender Schritt zur Verbesserung der Servicequa-
lität getan werden.

Wichtige Informationen
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Vorteile:

" Effizienzsteigerung bei Gericht
" Portoeinsparungen
" Schnellere Zustellung
" Automatische Übernahme in die Kanzleisoftware des
Rechtsanwalts

" Kostengünstige Lösung durch Entfall von Kopier-
kosten

" Einsehbar über eAkteneinsicht

Derzeit wird bereits ein Drittel der Erledigungen über
den ERV zugestellt, bei Erledigungen mit PDF-An-
hängen sind es sogar schon ca 55%. Seit Einführung
der PDF-Abfertigung wurden bereits knapp 300.000
Erledigungen mit Anhängen versendet, täglich sind
das somit etwa 5.000.
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www.manz.at
Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wirtschaft!
E-Mail: bestellen@manz.at • Tel.: 01/531 61-100 • Fax: 01/531 61-455 MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuch-
handlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien

Fischer/Günther/Jordan/Kraft/Lienbacher/Lukas/
Müller/Ronacher/Schöffmann/Walzel von Wiesentreu

Die Grundverkehrsgesetze
der österreichischen Bundesländer
NEU:

Tir Grundverkehrsgesetz –  Aufhebung von Bestimmungen durch den VfGH
Vlbg Grundverkehrsgesetz – Grundverkehrsgesetznovelle 2009 
Bgld Grundverkehrsgesetz – neue Rechtsprechung 
NÖ Grundverkehrsgesetz  – neue Rechtsprechung 
Wr Ausländergrunderwerbsgesetz  – Vorabentscheidungsverfahren

 beim EuGH

Fachkundig kommentiert – mit neuester Rechtsprechung!

Loseblattausgabe in 2 Mappen
inkl. 27. Erg.-Lfg. 2009 EUR 188,–
ISBN 978-3-214-10338-5

Preis mit Abnahmeverpflichtung für
mindestens 2 Ergänzungslieferungen 
EUR 128,–

Im Abonnement zur Fortsetzung vorgemerkt.

Alle Grundverkehrsgesetze aktuell im Blick!
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Inland

9. Dezember WIEN
Austrian Standards plus & ÖGEBAU: Die neue
ÖNORM B 2110 im Vergleich mit dem ABGB/
UGB
Hofrat Prof. Dr. Franz Hartl, Dr. Horst Schlosser

9. Dezember WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Steuerrecht 2010
C. Lattner, S. Melhardt, C. Schlager, B. Renner, S. Dom-
mes

10. Dezember WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
SV-Recht NEU bei Mitarbeiterentsendungen
MR Dr. Bernhard Spiegel

11. Dezember SALZBURG
Universität Salzburg, Rechtsakademie: Vergabe-
recht aktuell
Dr. Michael Fruhmann

14. Jänner 2010 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Unternehmensinsolvenzrecht
NEU – vom Zwangsausgleich zum Sanierungs-
plan
Referententeam

14. Jänner 2010 WIEN
ÖRAV-Seminar: Grundlehrgang (BU-Kurs)
Beginn

21. Jänner 2010 SALZBURG
Business Circle: Die erste Hauptversammlung
nach dem AktRÄG
Einberufung, Bereitstellung von Informationen
und Satzungsanpassung richtig gestalten
Ass.-Prof. Dr. Thomas Bachner, LL.M., Ph.D., Notar
Dr. Rupert Brix, Dr. Dietmar Dokalik

29. Jänner 2010 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Vertragsrecht aktuell
Dr. Georg Kresbach, Mag. Simone Petsche-Demmel

9. Februar 2010 WIEN
ÖRAV-Seminar: Verfahren außer Streitsachen
RA Mag. Hohenberger, ADir Tatzber

11. bis 13. Februar 2010 WIEN
Europäische Präsidentenkonferenz – Wiener
Advokatengespräche

12. und 13. Februar 2010 WIEN
Vienna Arbitration Days 2010
www.viennaarbitrationsdays.at
Keynote Speaker: John Beechey, Chairman, ICC Court of
Arbitration, Paris

Termine

15. Februar 2010 WIEN

ÖRAV-Seminar: Exekution I
RA Dr. Wachter, ADir Dworak

17. Februar 2010 WIEN

Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Grundbauch NEU inkl elektronischem Grund-
bucheintrag
Amts-Dir Anton Jauk

21. Februar 2010 WIEN

Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Investmentfonds
Referententeam

22. Februar 2010 WIEN

Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Lehrgang: Europarecht
Referententeam

24. Februar 2010 WIEN

Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Umgründungen – Chancen und
Gefahren
Referententeam

25. Februar 2010 WIEN

ÖRAV-Seminar: Einführungsseminar

1. März 2010 WIEN

ÖRAV-Seminar: Exekution II
RA Dr. H. P. Wachter, Ri Dr. Schaumberger

16. und 17. März 2010 WIEN

Business Circle: Vergaberecht für Anfänger
Basics für Einsteiger – Rechtsgrundlagen und Basis-
wissen für die ersten Ausschreibungen
Dr. Christian Fink, RA Dr. Stephan Heid, RA Mag.
Martin Schiefer

18. März 2010 WIEN

Business Circle: Aufbau-Seminar Die Ausschrei-
bung in der Praxis
Update für Praktiker – Alle relevanten Schritte des
Vergabeverfahrens anhand einer Musterausschrei-
bung
Dr. Christian Fink, RA Dr. Stephan Heid, RA Mag.
Martin Schiefer

12. April 2010 WIEN

ÖRAV-Seminar: Grundbuch III
RegR Jauk

19. April 2010 WIEN

ÖRAV-Seminar: Firmenbuch
RA Dr. Heliczer, RegR Wetschnig

4. Mai 2010 WIEN

ÖRAV-Seminar: Insolvenzrecht
RA Dr. Engelhart Thomas
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28. und 29. Mai 2010 WIEN

Union internationale des Avocats (UIA): Seminar:
Arguing before the European Court of Human
Rights.
Essential procedural elements and fair trial protecti-
ons (Art. 6 ECHR)

5. Juli 2010 WIEN

ÖRAV-Seminar:
Sommer-Block-Seminar (BU-Kurs)

Ausland

19. und 20. Februar 2010 DAKAR/SENEGAL
Union internationale des Avocats (UIA): Seminar:
Impact of theOHADA on Business Development
in Member States

28. Februar bis 6. März 2010 PARK CITY, UTAH/
UNITED STATES

Union internationale des Avocats (UIA): Winter-Se-
minar: The Pitfalls of Cross-Border Joint Ventu-
res: Transactions and Litigation Risks

12. und 13. März 2010 FRANKFURT
Union internationale des Avocats (UIA): Seminar:
Class Actions

26. und 27. März 2010 BUDAPEST
Union internationale des Avocats (UIA): Seminar:
Corporation and Transaction Finance and Fund
Management: an Outlook of Future Trends and
Developments

31. März und 1. April 2010 DAMASKUS
Union internationale des Avocats (UIA): Seminar:
Effective Resolution of International Commer-
cial Disputes through Mediation and Arbitration

16. und 17. April 2010 ST. PETERSBURG
Union internationale des Avocats (UIA): Joint UIA-
AIJA (International Association of Young Lawyers)
Seminar: Joint Ventures – From Birth to Death

29. und 30. April 2010 VALENCIA
Union internationale des Avocats (UIA): Seminar:
Arbitration, Collaborative Law and Mediation
in Family Law

7. und 8. Mai 2010 ATHEN
Union internationale des Avocats (UIA): Seminar:
International Business Law and Human Rights

14. und 15. Mai 2010 MACAU/CHINA
Union internationale des Avocats (UIA): Seminar:
Corruption and the Rule of Law

20. bis 22. Mai 2010 MAILAND
DACH: Rechtliche Beratung von Unternehmen
in der Krise
www.dach-ra.de

4. und 5. Juni 2010 LJUBLJANA
Union internationale des Avocats (UIA): World Fo-
rum of Mediation Centres

18. und 19. Juni 2010 ROM
Union internationale des Avocats (UIA): Seminar:
Summary Proceedings in International Arbitra-
tion

24. bis 28. August 2010 CHARLESTON,
SOUTH CAROLINA

International Association of Young Lawyers (AIJA):
48th Congress

16. bis 18. September 2010 LAUSANNE
DACH: Thema wird noch festgelegt
www.dach-ra.de
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Termine

Beachten Sie bitte auch die Termine in der
Rubrik „Aus- und Fortbildung“ auf den Sei-
ten 544 ff.

 

KONKURSVERWERTUNG 
Feilgeboten wird die Stammeinlage für die EZ 4445,  

GB 16119 Mödling als BAURECHTSEINLAGE  
(Restlaufzeit ca. 51 Jahre) im Zentrum der 

STADT Mödling (FUßGÄNGERZONE), SCHRANNENPLATZ 6 
an einem GESCHÄFTS-BÜROHAUS samt VERANSTALTUNGSSAAL 

3 Hauptgeschosse (unterkellert) + Dachgeschoss, 
Gesamtnutzfläche ca. 2.063 m2. Geringstes Gebot € 1,7 Mio. 

VERSTEIGERUNG DURCH DEN MASSEVERWALTER 
am 17. Dezember 2009 um 14.00 Uhr in den Räumlichkeiten  
der Bank Austria, 1010 Wien, Renngasse 2, 1. OG, Festsaal 

BESICHTIGUNG, GUTACHTEN, FEILBIETUNGSBEDINGUNGEN 
anzufordern bei 

HV RÖHLING & CO. Realkanzlei GmbH 
1090 Wien, Alser Straße 54 

Tel.: +43-1/403 92 68 
Fax: +43-1/403 92 68 20 

E-Mail: office@realkanzlei.com 
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" § 12 a Abs 3 MRG; § 1311 ABGB:
Persönliche Haftung des Geschäftsführers einer GmbH
für die Anzeige nach § 12 a Abs 3 MRG

1. Die vertretungsbefugten Organe einer juris-
tischen Person sind persönlich sowie unter eige-
ner Verantwortung und Haftung zur Anzeige nach
§ 12 a Abs 3 MRG verpflichtet.
2. Die Verletzung der Anzeigepflicht macht scha-
denersatzpflichtig. Diese Schadenersatzpflicht er-
streckt sich auf die entgangene Mietdifferenz, die
der Vermieter im Rahmen seines Ersatzanspruchs
gegen die GmbH, über die das Konkursverfahren
eröffnet worden ist, nicht erhält.
3. Die gesetzliche Anzeigepflicht ist unbefristet
und besteht ab dem Zeitpunkt des Vermieterwech-
sels auch gegenüber einem neuen Vermieter.
OGH 20. 1. 2009, 4 Ob 220/08 v, GeS 2009, 257
(Förster) = ecolex 2009/217 = EvBl 2009/92 = wbl
2009/137 = RdW 2009/506.

" § 69 Abs 2 und 5 KO; § 159 KO:
Faktischer Geschäftsführer – Haftung bei Konkursver-
schleppung

1. Der formelle Geschäftsführer ist nicht zur
Konkursantragstellung legitimiert. Er haftet den
Konkursgläubigern aber insbesondere im Fall der
Verwirklichung des Tatbestands der grob fahrlässi-
gen Gläubigerschädigung.
2. Altgläubiger, die ihre Konkursforderung vor dem
Zeitpunkt der Konkursverschleppung erworben ha-
ben, haben lediglich Anspruch auf den Quoten-
schaden.
OGH 23. 2. 2009, 8 Ob 108/08 b, GeS 2009, 269
(Jauffer) = RdW 2009/593 = RWZ 2009/42 = wbl
2009/156.

" § 226 AktG; § 5 UmwG:
Umwandlung einer Kapitalgesellschaft unter gleich-
zeitiger Errichtung einer KG

Bei einer errichtenden Umwandlung muss die Höhe
der übernommenen Kommanditeinlagen (Hafteinla-
gen) die Höhe des entsprechenden Teils des Stamm-
kapitals erreichen. Dies gilt auch für § 5 UmwG in
der Fassung ÜbRÄG 2006.
OGH 17. 12. 2008, 6 Ob 267/08w, GesRZ 2009,
176 (Schörghofer) = wbl 2009/112 = NZ 2009/45.

" § 10GRBG (§ 281Abs 1 Z 5, 5 a, 10, § 290 Abs 1 StPO):
Grundrechtsschutz (EvBl 2009/63)

Die Sachverhaltsgrundlage des dringenden Tatver-
dachtes kann mit der Grundrechtsbeschwerde nach
Maßgabe der in § 281 Abs 1 Z 5 und 5 a StPO ge-
nannten Kriterien in Frage gestellt werden. Deren
rechtliche Beurteilung ist aus Z 9 und 10 des § 281
Abs 1 StPO anfechtbar; diese NG können vom
OGH auch amtswegig wahrgenommen werden.
OGH 26. 2. 2009, 12 Os 21/09 v.

" Reichweite des FinStrG (EvBl 2009/64):
§ 2 Abs 1 FinStrG

Ausl Steuern werden – anders als nach d Rechtslage
(§ 370 Abs 6 dAO) – vom FinStrG nicht erfasst.

§ 5 Abs 2 FinStrG
§ 5 Abs 2 FinStrG regelt nicht die – dem Strafrecht
vorgelagerte – Frage nach dem Entstehen einer Ab-
gabenschuld, vielmehr Konsequenzen der Missach-
tung einer aufgrund anderer Bestimmungen entstan-
denen Abgabenschuld.

§ 35 Abs 1 FinStrG (§ 1 Abs 1 Z 3, § 26 Abs 1 UStG)
Die Einfuhr von Gegenständen aus dem Drittlands-
gebiet in einen anderen Mitgliedstaat der EU als Ö
unterliegt nicht der öEUSt. Diese fällt nur bei einer
aus dem Drittlandsgebiet unmittelbar in das Inland
erfolgenden Einfuhr an. § 26 Abs 1 UStG, wonach
für die EUSt die Rechtsvorschriften für Zölle sinn-
gem gelten, bezieht sich nur auf solche Fälle.
OGH 22. 1. 2009, 13 Os 9/08 k.

" § 28 Abs 1 SMG:
Vorbereitung von Suchtgifthandel als alternatives
Mischdelikt (EvBL-LS 2009/72)

Erwerb und Besitz derselben Suchtgiftmenge durch
denselben Täter sind bloß vertauschbare Alternati-
ven derselben strafbaren Handlung.
OGH 22. 1. 2009, 13 Os 168/08 t.

" Gegenstand einer NBzWdG (EvBl 2009/70):
§ 23 (§ 292) StPO

Gegenstand einer NBzWdG sind zwar Verfahrens-
mängel, nicht aber rechtsfehlerfreie tatsächliche Irr-
tümer eines StrafG.

§§ 352 f StPO
Rechtsakte als solche sind idR keine Tatsachen oder
Beweismittel.
OGH 17. 2. 2009, 11 Os 10/09 v.

Recht kurz & bündig

Diese Ausgabe von
„Recht kurz & bündig“
entstand unter
Mitwirkung von
Dr. Manfred Ainedter,
Mag. Franz Galla und
Dr. Ullrich Saurer.
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" Überlanges Verfahren (EvBl 2009/71):
§ 34 Abs 2 StGB (Art 6 Abs 2 MRK)

Das Unterlassen einer Antragstellung nach § 91
GOG schließt die Anwendung von § 34 Abs 2 StGB
nicht aus, weil § 34 Abs 2 StGB – anders als § 363 a
StPO – keine Rechtswegsausschöpfung verlangt.
OGH 15. 1. 2009, 12 Os 160/08 h, 180/08 z.

" Strafprozessrecht:
§ 213 Abs 6 Satz 2 und 3 StPO
Auch bei amtswegig geäußerten Bedenken gg Zustän-
digkeit volle Einspruchsprüfung (EvBl-LS 2009/79)
Da für ein Begehren nach § 213 Abs 6 Satz 2 StPO
die Vorschriften über den Einspruch sinngemäß gel-
ten (§ 213 Abs 6 Satz 3 StPO), hat das dem angeru-
fenen G übergeordnete OLG nach der von § 215
StPO vorgegebenen Systematik vor einem Aus-
spruch nach § 215 Abs 4 Satz 1 StPO oder Vorlage
nach § 215 Abs 4 Satz 2 StPO stets zu prüfen, ob
nicht einer der in § 212 Z 1 bis 4 StPO genannten
Mängel der Anklageschrift vorliegt. Erst wenn diese
Prüfung mit negativem Ergebnis abgeschlossen ist,
kommt demnach eine E des OGH in Betracht.
OGH 26. 3. 2009, 13 Ns 8/09 v.

" §§ 1002, 1295 Abs 1, § 1299 ABGB; § 9 RAO:
Zur Pflicht des Vertragserrichters, den tatsächlichen
Lastenstand zu erheben

Ein Rechtsanwalt hat sich als Vertragserrichter und
Treuhänder bei einem Liegenschaftskauf vor Ver-
tragsabschluss über den tatsächlichen Lastenstand
der angekauften Liegenschaft zu informieren. Erfüllt
er diese Pflicht erst weit nach Vertragsabschluss, ob-
gleich erkennbarer Geschäftszweck war, dass der
Käufer die kaufgegenständliche Liegenschaft bis
auf die ausdrücklich übernommenen Pfandrechte
(geld)lastenfrei erwerben will und dass die sicherge-
stellten und zu löschenden Pfandrechte aus dem
Treuhandbetrag zur Gänze abgedeckt werden sollen,
begeht er eine grobe Sorgfaltsverletzung.
In dem Sachverhalt, welchen der OGH zu prüfen
hatte, würde die Klage des Käufers gegen den
Rechtsanwalt dennoch rechtskräftig abgewiesen.

Der Käufer begehrte nämlich, ihn so zu stellen, als
wäre der erste Liegenschaftskaufvertrag anders –

mit einem höheren Kaufpreis, aber ohne einen sepa-
raten Vertrag für das Inventar – abgeschlossen und
auch durchgeführt worden. Der Käufer stützte sich
zur Bestimmung seines „Schadens“ also nicht auf
eine Rechtsposition, die er im Zeitpunkt des Ein-
schreitens des Rechtsanwalts noch innegehabt hat,
weshalb es an der Kausalität mangelte bzw die Klage
unschlüssig war.
OGH 18. 6. 2009, 8 Ob 34/09 x; ZAK 2009/550, 337
(Heft 17).

" § 1295 Abs 1, § 1489 ABGB:
Rechtsanwaltshaftung für Kostenersatz; Verjährung
des Schadenersatzanspruches

In Anbetracht eines absehbaren (endgültigen) Pro-
zessverlusts hat der Rechtsanwalt seinem Mandanten
den Abschluss eines angebotenen Vergleichs zu emp-
fehlen. Wird seitens des Mandanten von seinem
Rechtsanwalt ein diesbezüglicher Rat ausdrücklich
erbeten, kann es laut OGH bei lebensnaher Betrach-
tung nicht zweifelhaft sein, dass der Mandant im
Falle der gebotenen Belehrung über die vermutliche
Aussichtslosigkeit der Beweisführung das Vergleichs-
anbot angenommen hätte. In diesem Fall wären an
den Prozessgegner des Mandanten keine Kosten zu
bezahlen gewesen.
Selbst wenn man von einem bedingten Entstehen des
Kostenersatzanspruchs schon mit der Vornahme der
Prozesshandlung als allgemeiner Regel auszugehen
hätte und nicht erst die Rechtskraft der Kostenent-
scheidung fordern würde, so trat die den Schaden
verursachende Vermögensminderung des Unterle-
genen jedenfalls erst mit der endgültigen Begrün-
dung der Verbindlichkeit, also dem Prozessverlust
ein. Die dreijährige Verjährungsfrist des § 1489
Satz 1 ABGB für den auf den Ersatz der Kosten
des Prozessgegners gerichteten Anspruch konnte
also nicht vor der Zustellung der den Vorprozess be-
endenden Entscheidung zu laufen beginnen.
OGH 16. 7. 2009, 2 Ob 266/08 v; ZAK 2009/551,
337 (Heft 17).
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Recht kurz & bündig



531Österreichisches Anwaltsblatt 2009/12

Zur Vermeidung von „Entschädigungsforderungen“
in der Raumplanung mit besonderer
Berücksichtigung der Rechtslage in Tirol1)
RA Dr. Michael E. Sallinger, LL. M., Innsbruck. Geboren wurde der Autor 1965 in Oberösterreich; Studium der Rechts-
wissenschaften an der Leopold-Franzens-Universität in Innsbruck; Promotion (1988). Postgraduale Ausbildung Euro-
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Gegenstand des folgenden Beitrages, der den Text eines Vortrages wiedergibt, den der Verfasser am 29. 9. 2009
bei einem Seminar „Haftungsvermeidung in der Raumplanung“, veranstaltet vom Tiroler Gemeindeverband und
der Kammer der Architekten und Ingenieure für Tirol und Vorarlberg, gehalten hat, ist ein überblicksmäßiger
Aufriss der möglichen Haftungsgrundlagen für Handlungen und Unterlassungen im Rahmen der örtlichen Raum-
ordnung. Vorwiegend am Beispiel der Rechtslage in Tirol werden die Grundlagen und Handlungsformen von
Raumplanung entwickelt und in weiterer Folge die unterschiedlichen Haftungs- und Entschädigungsbegriffe ge-
zeigt. Zugleich werden konkrete Maßnahmen der Vermeidung solcher Haftungen und Entschädigungen darge-
stellt. Die Wiedergabe des Vortrages erfolgt in seinem ursprünglichen Konzept ohne weitere Nachweise.

I. Verfassungsrechtliche Grundlagen

1. Raumordnung

a) Grundlagen

Raumordnung gehört zu den so genannten „Staatsauf-
gaben“:

Staatsaufgaben werden durch Verfassungsgesetz um-
schrieben und zugewiesen; der Verfassungsgesetzgeber
des Jahres 1920 bediente sich bei der inhaltlichen Um-
schreibung der Begriffe einer bereits vorgefundenen
öffentlich-rechtlichen Terminologie.2)

Er setzte dabei ein gewisses, allgemein verbindliches
Verständnis von Begriffen voraus; die Kompetenzord-
nung des B-VG enthält in Art 10 bis 15 B-VG die Zu-
weisung der Staatsaufgaben; alle Staatsaufgaben, die
nicht ausdrücklich Bund, Ländern und Gemeinde zu-
geschrieben sind, fallen nach der so genannten Gene-
ralklausel des Art 15 Abs 1 B-VG in Gesetzgebung
und Vollziehung in die Zuständigkeit der Länder.

b) Begriff „Raumordnung“

Nach der ständigen Judikatur des VfGH stellt die
planmäßige und vorausschauende Gesamtgestaltung
eines bestimmten Gebietes im Bezug auf seine Bebau-
ung, insbesondere für Wohn- und Industriezwecke ei-
nerseits und für die Erhaltung von im Wesentlichen
unbebauten Flächen andererseits (auch „Landespla-
nung oder Raumordnung“), in Gesetzgebung und
Vollziehung Landessache dar, als nicht einzelne dieser
planenden Maßnahmen, wie insbesondere solche auf
den Gebieten des Eisenbahnwesens, des Bergwesens,

des Forstwesens und des Wasserrechtes, nach Art 10
bis 12 B-VG dem Bund ausdrücklich vorbehalten
sind.

Raumordnung ist aus verfassungsrechtlicher Sicht
damit ein „komplexer Begriff“, der alle (hoheitlichen)
Tätigkeiten umfasst, die auf den einzelnen Verwal-
tungsgebieten der vorsorgenden Planung einer mög-
lichst zweckentsprechenden räumlichen Verteilung
von Anlagen und Einrichtungen dienen.

Die Zuständigkeit zu dieser raumordnenden Tätig-
keit ergibt sich als Ausfluss der Zuständigkeit zur Rege-
lung der betreffenden Verwaltungsmaterie überhaupt.3)

„Allgemeine“ Raumordnung ist damit Landessache.
Wie noch zu zeigen sein wird, ist auch dieser Begriff

– aufgrund der jeweiligen Landesgesetze – wiederum
aufgefächert:

Raumordnung als den Ländern zugewiesene Verwal-
tungsmaterie geschieht dabei nicht im einem ansonsten
rechtlich nicht weiter bestimmten Raum, sondern in-
nerhalb der verfassungsrechtlichen Grundlagenord-
nung und damit auch im Spannungsfeld zu den betrof-
fenen Grund- und Freiheitsrechten, va dem verfas-

Abhandlung

2009, 531
Örtliche und über-
örtliche Raumordnung;
Haftung;
Entschädigung;
Vermeidung von Forde-
rungen an Rechtsträger

1) Gekürzte Fassung eines Vortrags, gehalten am 29. 9. 2009 bei einem
Seminar der Kammer der Ingenieure und Architekten Tirol und des
Tiroler Gemeindeverbands. Die Vortragsform wurde beibehalten.
Für die kritische Durchsicht des Manuskripts und wesentliche Anre-
gungen danke ich Frau Mag. Dagmar Birnleitner. Für die abschlie-
ßende Durchsicht, Kollation und Vornahme der Korrekturen danke
ich meiner Frau und Mitarbeiterin, Frau Mag. Lilith Sallinger.

2) Das ist der eigentliche Gegenstand der so genannten „Versteine-
rungstheorie“.

3) VfSlg 2.674; Mayer, B-VG, Bundes-Verfassungsrecht4 111 mit weite-
ren Nachweisen.
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sungsrechtlich geschützten Eigentumsrecht und seinen
Verbürgungen, die über den Schutz des Eigentums-
rechtes an sich hinaus gehen und nach heute gefestigter
Doktrin auch Eigentumseinschränkungen umfassen.

c) Auffächerungen des Begriffes der Allgemeinen
Raumordnung als Landessache

aa) Nach dem inhaltlichen Regelungsgegenstand

Man unterscheidet zwischen
" der überörtlichen Raumordnung (Landesplanung im
Ganzen), die in Gesetzgebung und Vollziehung Lan-
dessache ist;

" der örtlichen Raumordnung, die in Gesetzgebung
Landes-, im Vollzuge aber Gemeindesache ist.

bb) Nach der Rechtssatzform

Nach der Rechtssatzform sind Maßnahmen der Raum-
ordnung
" gesetzliche Maßnahmen des Landesgesetzgebers;
" Verordnungen des Landes und der Gemeinden;

Raumordnung konkretisiert sich zwar durch Verwal-
tungsvollzug (im Wesentlichen im Bauverfahren), kon-
stituiert sich aber in allgemeinen Rechtsnormen, die
sich an einen unbeschränkten Adressatenkreis wen-
den.4)

Daneben gibt es die so genannten Maßnahmen der
„Vertragsraumordnung“, auf die noch gesondert einzu-
gehen ist.

cc) Nach der Regelungstechnik

Nach der Regelungstechnik wird in der Raumordnung
an der Stelle der konditionalen Programmierung der
Norm die finale Programmierung verwendet. Darunter
versteht man die Formulierung eines gesetzlichen Zie-
les in Form von Ziel-Mittel-Relationen und die Vor-
gabe eines zu erreichenden Zwecks nicht in einer
Wenn-Dann-Relation. Der VfGH hat diese Möglich-
keit der Gesetzgebungstechnik nun seit langem aner-
kannt, sie steht aber in einem erheblichen Spannungs-
feld zum Gesetzmäßigkeitsprinzip nach Art 18 B-VG,
was eines jener haftungsgeneigten Grundproblemata
darstellt, die im Rahmen von Raumordnung und deren
Vollzug gegeben sind.

Aus der – so der VfGH – verdünnten Legalität im
Bereiche der finalen Programmierung folgt nämlich –

zwingend –, dass raumordnungsrechtliche Verordnun-
gen einem Kreationsverfahren unterliegen müssen,
das die Defizite im Bereich der „Punktgenauigkeit“
der Norm, also die Defizite in der Entsprechung des
Bestimmtheitsgebotes des Art 18 Abs 1 und 2 B-VG,
durch besondere Grundlagenforschung aufwiegt und
die Genesis der Norm nachvollziehbar macht. Mängel
des Verfahrens zählen daher auch zu den haftungs-

trächtigsten Feldern im Bereiche des hoheitlichen Voll-
zuges im Raumordnungsrecht.5)

Die Bedeutung einer ausreichenden Grundlagenfor-
schung ist dem VfGH so wichtig, dass er es auch für
rechtlich zulässig erachtet, den Baubestand auf einer
Liegenschaft uU einzufrieren, damit diese Grundlagen-
forschung in ausreichender Zeit erledigt werden kann:6)

Zu der Grundlagenforschung gehört auch die Abwä-
gung der betroffenen Interessen.7)

dd) Nach dem rechtlichen Regelungsinhalt – Übergang
in das Privatrecht – Vertragsraumordnung

Nach Art 15 Abs 1 B-VG bedeutet die Zuweisung der
Gesetzgebung im Bereich der Raumordnung an den
Landesgesetzgeber die Ermächtigung – und die bun-
desstaatliche Verpflichtung – zur Erlassung von Vor-
schriften, die den Regelungsgegenstand „Raumord-
nung“ betreffen. Dabei handelt es sich um öffentlich-
rechtliche Inhalte.

Es sei darauf hingewiesen, dass Art 15 Abs 9 B-VG
aber auch eine Ermächtigung des zuständigen Mate-
riengesetzgebers beinhaltet, die zur Regelung des Ge-
genstandes unbedingt erforderlichen zivilrechtlichen
Regelungen auf diesem Gebiet zu treffen,8) dabei sind
die kompetenzrechtlichen Voraussetzungen und kom-
petenzrechtlichen Auswirkungen im Umfang dieser ge-
setzlichen Bestimmung im Einzelnen sehr umstritten.9)
Das ist der Sitz der bislang weitgehend misslungenen
und extrem haftungsträchtigen Bestimmungen über
die so genannte Vertragsraumordnung).10)

Hier wird nämlich mit der – im österreichischen Ver-
waltungsrecht eigentlich nicht vorgesehenen – Figur
des so genannten „verwaltungsrechtlichen Vertrages“
versucht, bestimmte Interessenlagen der zuständigen
Rechtsträger der Raumordnung11) mit bestimmten ho-
heitlichen Maßnahmen im Rahmen der Raumordnung
„zu verknüpfen“.

Bereits hier soll auf die konkreten Probleme verwie-
sen werden, die mit der so genannten Vertragsraum-
ordnung nur ua verbunden sind:

Österreichisches Anwaltsblatt 2009/12

Abhandlung

4) Auch wenn das va im Bereich der ergänzenden Bebauungspläne
weitgehend Fiktion ist und hier schon lange daran zu denken wäre,
die normative Zusammenfassung sämtlicher auf ein Grundstück be-
zogener Raumordnungsmaßnahmen in Form einer – im Instanzen-
zug bekämpfbaren – Bauplatzerklärung vorzunehmen. Das würde
zahlreiche Vollzugsprobleme auf der Ebene des Bauverfahrens lösen
und zu einer maßgeblichen Vereinfachung der Verfahren führen.
Siehe dazu für Salzburg etwa das Bebauungsgrundlagengesetz, LGBl
Nr 69/68 idgF.

5) Etwa VfGH in V 47/04.
6) V 38/00.
7) V 12/99.
8) So genannte „lex Starzynski“.
9) Nur zur Übersicht Mayer, aaO Anm IX. zu Art 15 B-VG 119 ff.

10) Vgl dazu VfSlg 15.625; Kleewein, JBl 2000, 562.
11) Für Tirol vgl § 33 TROG 2006.
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Die konkreten „Emanationen“ dieser Verknüpfung,
wie sie ua im Rahmen der „Salzburger Vertragsraum-
ordnung“ ersichtlich geworden sind, führen, aus zivil-
rechtlicher Sicht, zu massiven Haftungsproblemstel-
lungen, nämlich unter anderem
" im Hinblick auf die mögliche Sittenwidrigkeit derar-
tiger Rechtsgeschäfte gem §§ 879 ABGB und 1295
ABGB, va unter dem Blickwinkel der so genannten
„Drucktheorie“;

" die Problematik der „rechtsgeschäftlichen Absiche-
rung“ vertragsraumordnungsrechtlicher Vereinba-
rungen durch Vorkaufsrechte iSd §§ 1072 ff ABGB,
durch Wiederkaufsrechte, Pfandrechte, va aber auch
durch so genannte „Vertragsstrafen“, wobei letztere
im Wesentlichen das Schicksal eines nichtigen
Hauptvertrages teilen.
Auf diese besondere kompetenzrechtliche Problema-

tik betreffend die so genannte Vertragsraumordnung
sollte eingangs hingewiesen werden, da sie in praxi eine
essenzielle Rolle spielt und mögliche Haftungsfälle im
Wege der örtlichen Raumordnung unter anderem der-
artige Streitigkeiten aus so genannter „Vertragsraum-
ordnung“ betreffen können.

2. Zuweisung der örtlichen Raumordnung

a) Stellung der Ortsgemeinde

Der Gemeinde kommt ein „verfassungsgesetzlich
gewährleistetes Recht auf Selbstverwaltung“ zu,
das ua dann verletzt wird, wenn die Aufsichtsbehörde
ihr eigenes Ermessen an die Stelle des von der Ge-
meinde geübten Ermessens setzt, zu Unrecht Gemein-
debescheide oder Verordnungen aufhebt und derglei-
chen. In diese Selbstverwaltung gehören die Akte der
örtlichen Raumordnung nach Maßgabe der Art 115
und 116 B-VG.

b) Örtliche Raumordnung und Maßnahmen

Jedenfalls darf festgestellt werden, dass die so genannte
„örtliche Raumordnung“ unmittelbar in den Bereich
des „eigenen Wirkungsbereiches“ fällt (Art 118 Abs 3
iVm Art 116 B-VG). Art 118 Abs 3 Z 9 B-VG nennt
die „örtliche Raumplanung“ ausdrücklich als zum We-
sen des eigenenWirkungsbereiches der Gemeinde zäh-
lend.

Umfasst sind hier also
" die Erlassung und Änderung von Flächenwidmungs-
plänen;12)

" die Erlassung und Änderung von Bebauungsplä-
nen;13)

" das Recht der Schaffung von Bauplätzen;14)
" die Bewilligung von Sonderbestattungsanlagen;15)
" der örtliche Landschaftsschutz.16)

Zulässig ist es, die örtliche Raumplanung an Ent-
scheidungen des Landes bei überörtlichen Interessen

zu binden,17) jedoch ist der Gemeinde die Ausübung
des Planungsermessens ohne Einfluss des Landes ga-
rantiert,18) dies freilich immer nach Maßgabe des Lega-
litätsgebotes gem Art 18 Abs 1 und 2 iVm Art 118
Abs 4 B-VG.

3. Exkurs: Hoheitliches Handeln, privatrechtliches
Handeln

a) Einleitung

Im Folgenden wird die Betrachtung in Hinblick auf die
Handlungsgrundlagen betreffend die von der Ge-
meinde zu wählenden Rechtssatzformen erweitert.
Dies ist va für den Bereich der Vertragsraumordnung,
aber auch für faktische Maßnahmen der Gemeinde
„aus Anlass“ von Raumordnungsmaßnahmen von we-
sentlichem Interesse; unter letzterer Fallgruppe ver-
stehe ich „Gegenleistungen“ im öffentlichen Interesse,
die vor, bei oder aus Anlass von Maßnahmen der Flä-
chenwidmung einverlangt werden.

b) Entwicklung der Rechtsprechung

Wie wir bereits ausgeführt haben, weist Art 116 Abs 2
B-VG der Gemeinde eigene Privatrechtsfähigkeit nach
Maßgabe der ihr zugewiesenen Aufgaben zu; hier gilt
jedoch auch jene Rsp, die die Höchstgerichte des öf-
fentlichen Rechtes zu Art 17 B-VG entwickelt haben.
" Es besteht keine „unbeschränkte Wahlfreiheit“ des
Gesetzgebers und auch keine unbeschränkte Wahl-
freiheit des Verordnungsgebers zwischen den
Rechtssatzformen, in denen er tätig wird (Verord-
nung, Bescheid – Vertrag).

" Nach mittlerweile gefestigter Judikatur gelten so-
wohl das Legalitätsprinzip als auch die so genannten
Grundrechte im Bereich der Privatwirtschaftsver-
waltung ebenso.
Der OGH hat im Anschluss an die bedeutenden Un-

tersuchungen von Lehne19) wiederholt ausdrücklich aus-
geführt, dass auch der privatwirtschaftlich handelnde
Staat in all seinen Emanationen an die Grundrechte ge-
bunden ist, gleichwohl also, ob er in den Rechtsformen
des öffentlichen Rechtes oder den Rechtsformen des
Privatrechtes tätig wird.

c) Konsequenzen

Zur Durchsetzung dieser Fiskalgeltung dienen privat-
rechtliche Schutzmechanismen wie zB Kontrahie-
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12) VfSlg 11.163.
13) VfSlg 6857.
14) VfSlg 12.891.
15) VfSlg 7.325.
16) VwGH 22. 12. 1992, 92/05/0151.
17) VfSlg 11.626.
18) VfSlg 12.169.
19) Zur Fiskalgeltung der Grundrechte in JBl 1985, 129; 216; JBl 1986,

341; 424.
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rungszwang, Schadenersatzansprüche und anderes
mehr.20)

Der OGH hat wiederholt die Auffassung vertreten,
dass „Gebietskörperschaften (…) nur im öffentlichen Inte-
resse handeln dürfen“ und dass „die Grundrechte für die öf-
fentliche Hand auch dann verpflichtend wirken, wenn diese
in Form des Privatrechtes tätig wird“.21)

Diese Judikatur ist von essenzieller Bedeutung, da sie
den grundsätzlichen zivilrechtlichen Einzugsbereich
bzw die „zivilrechtliche Überschattung“ hoheitlichen
und privatwirtschaftlichen Verhaltens der Gemeinde
vereinheitlicht.

Die Ausdehnung der Grundrechtsbindung im Rah-
men der Fiskalgeltung der Grundrechte und im Rah-
men der mittelbaren Geltung des Legalitätsprinzips
auch für die Privatwirtschaftsverwaltung unterwirft
nunmehr sämtliche (hier: raumordnungsnahe) Tätig-
keiten der Gebietskörperschaften, gleichwohl, ob es
sich um hoheitliche oder um privatrechtliche Maßnah-
men handelt, einer zivilrechtlichen und damit immer
auch einer schadenersatzrechtlichen Betrachtung.

Diese, nicht zuletzt unter dem Eindruck der „funk-
tionalen Gewaltenlehre“ des EuGH entwickelte Sicht-
weise führt also dazu, dass die Haftungsgrenzen und die
Haftungsgrundlagen für Gemeinden für deren Tätig-
keiten (Unterlassungen) im Rahmen der örtlichen
Raumordnung nicht nur „verschwimmen“, sondern
sich auch beträchtlich vergrößern.

II. Begriffliche Grundlagen –

Entschädigung, Haftung und
Verwandtes

1. Was heißt „Haftung“?

Nach dem das österreichische Schadenersatzrecht im-
mer noch tragenden Grundsatz, wonach außer in jenen
Fällen, in denen das Gesetz dies anordnet, Haftung nur
für kausal adäquat verursachte und verschuldete Schä-
den geleistet werden muss, muss also immer gefragt
werden, auf welcher Grundlage ein Rechtsträger für
ein tatsächliches oder vermeintliches Fehlverhalten in
Anspruch genommen werden kann, wenn man seiner
„Haftung“ näher kommen möchte. In diesem Sinne
meint „Haftung“ in einem engeren Sinne die Inan-
spruchnahme eines Rechtsträgers aus dem Titel des
Schadenersatzes.

Entschädigung geht in diesem Sinne weiter und
meint auch den vermögenswerten Ausgleich von Nach-
teilen, die nicht auf Verschulden, sondern bloß auf auch
uU rechtmäßiger staatlicher Ingerenz beruhen.

Im Folgenden wird nun im Überblick dargestellt,
welche Möglichkeiten einer „Haftung“/„Entschädi-

gungspflicht“ einer Gemeinde für Maßnahmen im
Zuge der Raumordnung bestehen können.

2. Amtshaftung

a) Begriff

Am einfachsten nähert man sich zunächst der „klassi-
schen“Amtshaftung, weil im Amtshaftungsgesetz 1948
letztendlich eine Kodifikation der Haftungsvorausset-
zungen des Staates und seiner Emanationen für jene
Fälle geschaffen wurde, in denen ein Schaden in Aus-
übung der Hoheitsgewalt entstanden ist.

Das AHG 1948 und die auf seiner Grundlage erlas-
sene Verordnung regeln die Voraussetzungen, unter
denen ein Rechtsträger wegen schuldhaft rechtswidri-
ger Schadenszufügung in Ausübung der Gesetze haftet.
Auf die Besonderheiten des amtshaftungsrechtlichen
Verfahrens gehe ich hier nicht ein.22)

b) Aus der Judikatur

Aus der amtshaftungsrechtlichen Judikatur zu Flächen-
widmungsplänen lässt sich zunächst Folgendes sagen:

aa) Verordnungscharakter

Flächenwidmungspläne und deren Änderung sind
grundsätzlich Verordnungen, das heißt, sie haben „Ver-
ordnungscharakter“.23)

Die Erlassung und die Änderung von Flächenwid-
mungs- und Bebauungsplänen sind Maßnahmen der
Hoheitsverwaltung, das heißt Verordnungen iSd Art 18
Abs 2 B-VG. Die Fehlerhaftigkeit kann zur Haftung
des Rechtsträgers Gemeinde führen, früher vertrat
man die Auffassung, dass eine derartige Rechtswidrig-
keit nur vom VfGH festgestellt werden könne.24)

Heute dürfte dies möglicherweise anders sein.

bb) Schutzzweck

Flächenwidmungspläne und auch Bebauungspläne ver-
folgen, zivilrechtlich gesprochen, einen bestimmten
Schutzzweck.

Der Schutzzweck der Raumordnungsgesetze wurde
im Rahmen der Haftungsvoraussetzungen zu § 1 Amts-
haftungsgesetz wiederholt erörtert.

Vom Schutzzweck der Raumordnungsgesetze sind
jedenfalls die subjektiv-öffentlichen Rechte der Liegen-
schaftseigentümer und ihrer Rechtsnachfolger er-
fasst.25) Sie sind auch vor Änderungen eines Flächen-
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20) OGH 24. 2. 2003, 1 Ob 272/02.
21) OGH 18. 12. 1992, 6 Ob 563/92; Mayer, B-VG Anm II.2. zu Art 17

B-VG 127 ua.
22) Zu beachten ist aber, dass bereits die formelle Einleitung des Verfah-

rens (§ 8 AHG) entsprechende Rechtswirkungen entfaltet.
23) Siehe dazu Schragel, Amtshaftungsgesetz3 Rn 103, 141.
24) So noch SZ 55/190; Schragel, aaO Rn 337, 415.
25) SZ 61/43; SZ 55/81 und 190.
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widmungsplanes insoweit geschützt, als sie nicht ohne
die gebotene Grundlagenforschung erlassen werden
dürfen.26) Jedenfalls haben diese Normen Schutzzweck.

Konkrete Rechtsfolge dieses „Schutzzweckes“ der
landesgesetzlichen Bestimmungen über die Erlassung
von Flächenwidmungs- und Bebauungsplänen ist, dass
formelle und materielle Fehler solcher Pläne und/oder
deren Erlassung zu Haftungen führen können.

cc) Konkrete Fälle der Amtshaftung
(= verschuldensabhängige Haftung)

Vertrauensschutz- und Auskunftskonstellation

So heißt es in der Rsp auch, ein Bauwerber könne sich
darauf verlassen, dass bei der Aufstellung von Flächen-
widmungsplänen die allgemeinen Anforderungen an
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse berücksichtigt
wurden, das Gelände also zB nicht unbenützbar durch
Altlasten kontaminiert ist27) oder in einer Gefahrenzone
liegt. Geschützt sind auch die Rechte von Interessen-
ten, soweit sie Vertrauensschutz in Anspruch nehmen
können.

Die Bestimmung, dass Bebauungspläne im Gemein-
deamt aufliegen müssen, dient der Information der In-
teressenten28) und damit auch deren Schutz; geschützt
ist auch der spätere Käufer einer Liegenschaft, der
das bewilligte Bauvorhaben im Vertrauen auf eine Bau-
bewilligung verwirklichen wollte, in der sich die Flä-
chenwidmung konkretisiert.29)

Dieser Schutz gilt auch für alle jene, die Anspruch
darauf haben, sich auf erteilte Baulandbestätigungen
verlassen zu können. Das kann etwa ein Kreditgeber
sein, der dem Käufer seiner Liegenschaft im Vertrauen
auf deren Richtigkeit Kredit gewährt hat.30)

Geschützt ist auch der Erwerber einer Liegenschaft,
der eine Auskunft der Gemeinde verlangte, ob die Lie-
genschaft als im Bereich eines Gefahrenzonenplanes
ausgewiesen ist.31)

Interessenschutz und -abwägung

Die Änderung eines Flächenwidmungsplanes ohne die
gebotene Grundlagenforschung und ohne die vorge-
schriebene Interessenabwägung unter Berücksichti-
gung der Ziele der Raumordnung einerseits und des
Postulats der Schonung des Privateigentums anderer-
seits konnte schon nach bisheriger Judikatur rechtswid-
rig sein und kann zur Amtshaftung dem geschädigten
Grundeigentümer gegenüber führen.

Objektive Entwertungstatbestände mit Verschulden

Nachweisbar im Vertrauen auf den Bestand eines Flä-
chenwidmungsplanes aufgewendete Geld- und Sach-
leistungen waren schon bisher zu ersetzen, wenn auch
die diesbezüglichen landesgesetzlichen Bestimmungen,

wie etwa § 70 TROG 2006 – mit Gewissheit verfas-
sungswidrig – anderes konstituieren.32)

Der Anspruch auf Entschädigung für die durch eine
Änderung des Flächenwidmungsplanes rechtswidrig
zurechenbar und schuldhaft verursachten Nachteile,
obwohl die Voraussetzungen nach dem Raumord-
nungsG nicht vorlagen, ist im ordentlichen Rechtsweg
geltend zu machen,33) wobei auch dies aufgrund der
Entscheidung des OGH „Lochau“ möglicherweise
fragwürdig bleibt.

Vergreifen in der Rechtsform

Es besteht auch keinerlei generelle Wahlfreiheit zwi-
schen öffentlich-rechtlichen und privatrechtlichen
Handlungsformen, wenn ein Gesetz hoheitliche Ge-
staltung zwingend festlegt.34) Vollzugsaufgaben nach
dem RaumordnungsG eines Bundeslandes kann eine
Gemeinde daher nicht zum Gegenstand privatrechtli-
cher Vereinbarungen machen,35) noch weniger derlei
Maßnahmen oder deren Unterlassung an Bedingungen
knüpfen, die weder im Gesetz enthalten sind noch Ge-
genstand einer entsprechenden Vereinbarung werden
können bzw sein können.

3. Schadenersatzhaftung ohne Vorliegen der
Voraussetzungen des AHG 1948

Es sind auch Konstellationen nicht auszuschließen, un-
ter denen ein Rechtsträger eine Haftung nach den Be-
stimmungen der §§ 1295 ff ABGB gegen sich gelten
lassen muss, nämlich dann, wenn er in raumordnungs-
rechtlichen Angelegenheiten in der Rechtsform des
Privatrechts tätig wird und dort einen schadenersatzbe-
gründenden Tatbestand setzt. Va im Bereich der so ge-
nannten Vertragsraumordnung ist an solche Konstella-
tionen zu denken.

4. Zur „Entschädigung“ ohne Verschulden

Zur Entschädigung für die Folgen von Raumordnungs-
maßnahmen ist zu unterscheiden:

a) So genanntes positives Entschädigungsrecht

Dabei handelt es sich um „Entschädigungsvorkehrun-
gen“ für durch Flächenwidmungsplanänderungen her-
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26) OGH 28. 3. 2000, 1 Ob 272/99 b bbl 2000/113.
27) BGHZ 106, 323.
28) OGH 14. 12. 1988, 1 Ob 33/88.
29) BGH NJW 1994, 2087.
30) OGH 30. 5. 2000, 1 Ob 48/00 s JBl 2000, 729; Karner, ÖBA 2001,

235 ff.
31) OGH 22. 2. 2000, 1 Ob 14/00 s.
32) OGH 28. 3. 2000, 1 Ob 272/99 b.
33) VfSlg 14.952/1997.
34) SZ 64/92.
35) OGH 23. 2. 1995, 2 Ob 511/95.
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vorgerufene Wertverluste, die in Gesetzen enthalten
sind.36)

Das „materielle“ positive Entschädigungsrecht der
österreichischen Bundesländer ist im Wesentlichen
„verschuldensunabhängig“ und stellt keine verschul-
densabhängige Haftung, sondern einen Entschädi-
gungsausgleich für Sonderopfer dar.

Die meisten diesbezüglichen Bestimmungen der
österreichischen Raumordnungsgesetze schränken das
„materielle Entschädigungsrecht“ massiv ein.

Schon Aicher hat 1975 darauf hingewiesen, dass die
Regelungen nach wie vor dürftig und auch im Lichte
der verfassungsrechtlichen Lage nicht ausreichend sei-
en.37)

Das materielle Entschädigungsrecht sieht als Ent-
schädigungsmöglichkeit, je nach Landesgesetzen, vor
" entweder gar keine Entschädigung (gibt es nicht
mehr);

" den alleinigen Ersatz frustrierter Aufwendungen
(etwa Tirol);

" eine Kombination von Ersatz der Baureifmachungs-
kosten und Wertminderung.
Fast alle Raumordnungsgeschehen sehen die sukzes-

sive Zuständigkeit von Gerichten bzw Unabhängigen
Verwaltungssenaten vor, wobei die entsprechenden ma-
teriellen Präklusivfristen sehr kurz sind.

Das „positive Entschädigungsrecht“ verweist nur da-
rauf, dass unter bestimmten Voraussetzungen Entschä-
digung zu leisten ist, verlangt aber für den Eintritt die-
ser Rechtsfolge keine schuldhaft-rechtswidrige Verur-
sachung.

b) Verfassungsrechtliche Entschädigungspflicht

Aus der verfassungsrechtlichen Beziehung von Eigen-
tumsgarantie und Gleichheitssatz, vor allem aber aus
der Judikatur des Europäischen Gerichtshofes für
Menschenrechte, wird – zurecht – gefolgert, dass eine
verfassungsrechtliche Pflicht zur Entschädigung bei
Enteignung gegeben ist. Hier ist die materielle Grund-
lage in den Grundrechten, nicht aber im eigentlichen
Schadenersatzrecht zu suchen.

Das heißt also, dass unter Zugrundelegung der ver-
fassungsrechtlichen Verbürgungen des Gleichheitssat-
zes, des Eigentumsschutzes und anderen verfahrens-
rechtlichen Bestimmungen der Schluss gezogen wird,
dass in bestimmten Konstellationen, die man unter
dem Begriff des Sonderopfers zusammenfasst, von Ver-
fassungs wegen dem Betroffenen ein Ausgleich in Geld
zu leisten ist; hierin liegt keine schadenersatzrechtliche
Haftung, sondern ein verfassungsrechtlich gebotener
Ausgleich nachteiliger Rechtsfolgen.

c) Zum Stand nach dem „Lochau“-Erkenntnis

Der OGH hat durch sein Judikat in der Rs „Lochau“38)
die zivilrechtliche Bedeutung bzw die zivilrechtlichen

Folgen von Raumordnungsmaßnahmen für Gemein-
den nochmals, allerdings wenig systematisch, unter
Bezugnahme auf die Interpretationsfigur der so ge-
nannten „verfassungskonformen“ Interpretation mas-
siv erweitert, ohne dass die systematische Bedeutung
dieser Judikatur noch zur Gänze ausgearbeitet wä-
re.39)

Aus dem Beschluss des OGH folgen – zahlreiche –

gewichtige Rechtsfragen und Unsicherheiten der Ent-
schädigungspflicht für Umwidmungsfolgen.

In diesem Erkenntnis geht der OGH zwar von einer
Rechtswidrigkeit im Sinne einer Verletzung des
Gleichheitssatzes aus,40) löst aber die Frage der Ent-
schädigungspflicht – unter Nichtberücksichtigung des
Kassationsmonopols des VfGH – selbst in der Weise,
dass er die Rechtswidrigkeit der entsprechenden Maß-
nahme „annimmt“ – das gleichsam in einer eine Befas-
sung des VfGH nicht mehr notwendig erscheinen las-
senden acte claire Doktrin und spricht in einem Verfah-
ren, dass genau dafür eigentlich nicht eingerichtet ist,
eine erhebliche Entschädigung zu.

Es darf davon ausgegangen werden, dass diese Judi-
katur einer entsprechenden Vertiefung bedürfen wird;
es kann aber festgehalten werden, dass auch in ande-
ren Fällen eines so genannten „Sonderopfers“ oder ei-
ner massiven Eigentumseinschränkung der Betroffe-
nen uU eine Entschädigung zuerkannt wird, wobei
die Grenze zwischen Entschädigung nach dem AHG
und Entschädigung nach anderen – auch landesge-
setzlichen – Vorschriften/nach den verfassungsrechtli-
chen Grundlagen und Vorgaben, also unmittelbar auf-
grund der grundrechtlichen Bestimmungen, fließend
bleibt.

Die rechtlichen Grundlagen, die gesetzlichen und
verfahrensrechtlichen Kompetenzen zur Geltendma-
chung solcher Ansprüche und die Einzelheiten und
Abgrenzungen zwischen der Verschuldenshaftung
und der Entschädigung eines Sonderopfers bleiben
dabei offen.
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36) Etwa in § 70 TROG.
37) Siehe FN 511 in Auer, 123 und den Aufsatz „Enteignung durch

Raumplanung“, JBl 1975, 393.
38) OGH 9. 9. 2008, 5 Ob 30/08 k.
39) Fest steht – schon heute – dass man jedenfalls mit Benjamin Kneihs,

der hiefür zutreffende Argumente in entsprechender Schärfe vor-
getragen hat (Wider die verfassungskonforme Interpretation, ZfV
3/2009, 354), diese „Rechtsfigur“ auf das Schärfste ablehnen muss,
da sie letztendlich zu erheblichen Verwerfungen und Rechtsunsicher-
heiten führt, wie im Folgenden noch darzulegen sein wird.

40) Inwieweit aber eine gänzliche Außerachtlassung der Interessen der
betroffenen Rechtsträger bei an sich gebotener Interessenabwägung
nicht zugleich einen Haftungstatbestand nach AHG eröffnet, bleibt
in diesem Zusammenhang ungeklärt; s dazu auch Sallinger, Neues
zur Umwidmungsentschädigung, AnwBl 2009, 370.
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III. Maßnahmen zur Vermeidung von
Ansprüchen

1. Was ist „Anspruchsvermeidung“?

Anspruchsvermeidung bedeutet:
" Die rechtlichenMöglichkeiten richtig einzuschätzen;
" sich der jeweiligen Gefahren einer haftungsgeneig-
ten Lage bewusst zu werden;

" haftungsbegründende Sachverhalte als solche zu er-
kennen;

" haftungsmindernde oder -ausschließende Handlun-
gen rasch und effektiv zu setzen;

" mit Haftungsansprüchen, wenn sie einmal herange-
tragen worden sind, professionell umzugehen.

2. Beispiele und Fallgruppen

Im Folgenden werden Beispiele und Fallgruppen –

ohne einen Anspruch auf Vollständigkeit – dargestellt.
Unter Raumordnungsmaßnahmen werden dabei Maß-
nahmen der örtlichen Raumordnung unter Einschluss
flankierender Maßnahmen und entsprechender Aus-
kunftserteilung verstanden.

a) Vorbereitung von Raumordnungsakten

aa) Raumordnungsakte auf Antrag?

Im diesem Zusammenhang muss auf ein ebenso altes
wie durchlaufendes Missverständnis verwiesen werden:
Es gibt keine Anträge auf Erlassung einer bestimmten
raumordnungsrechtlichen Maßnahme im rechtlichen
Sinne. Raumordnungspläne sind Verordnungen, die –

nach der österreichischen Verfassungsrechtsordnung –

(auch) nicht auf einen bestimmten, darauf lautenden
Antrag hin erlassen werden können und dürfen. Das er-
gibt sich nicht nur aus Art 18 Abs 1 und 2 B-VG, son-
dern auch aus der laufenden Rsp des VfGH und des
VwGH.41)

Solche Anträge sind daher weder zulässig noch kön-
nen sie verfahrensförmig in Behandlung gezogen oder
gar einem Verfahren nach den Bestimmungen des
AVG unterworfen werden.

Immer wieder kommt es vor, dass das Gegenteil hie-
von passiert und solche „Anträge“ in Behandlung ge-
nommen und verfahrensförmig behandelt werden.
Das ist falsch und kann – unter Umständen – zu Ver-
trauensschadentatbeständen führen.

Das heißt nicht, dass Anregungen auf Erlassung einer
solchen Maßnahme unzulässig wären. Solche Anregun-
gen erfolgen in Wahrnehmung des allgemeinen Petiti-
onsrechtes, das jedem Staatsbürger zukommt.42) Damit
ist aber weder ein bestimmter Erledigungsanspruch
verbunden, noch ein solcher zu gewähren.

bb) In diesem Zusammenhang: Zu den Kosten
raumordnungsrechtlicher Maßnahmen und deren
Vorbereitung

In der Praxis kommen die unterschiedlichsten Fälle der
so genannten „Kostenbeteiligung“ von Raumord-
nungswerbern vor, das, obwohl der Landesgesetzgeber
bereits vor Längerem eine entsprechende Regelung ge-
schaffen hat:

Mit der Bestimmung des § 29 Abs 6 TROG wurde
versucht, den unterschiedlichsten „Partikularrechten“
Abhilfe zu schaffen, so der unter anderem gängigen
Praxis, die Kosten für die Erstellung der raumord-
nungsfachlichen Grundlagengutachten direkt von
dem Umwidmungswerber bezahlen zu lassen und der-
gleichen. Abgesehen von den erheblichen zivilrechtli-
chen Streitfragen, die eine solche Vorgehensweise
eröffnet (direkte Vertragshaftung zulasten des betroffe-
nen Zivilingenieurs aufseiten des so genannten Um-
widmungswerbers und dergleichen), ist eine solche
Vorgehensweise ausdrücklich gesetzwidrig, sie führt
daher zu Schadenersatzhaftung, Rückforderungs- und
Bereicherungsansprüchen und ist abzulehnen.

cc) Zu der Beiziehung der entsprechenden
Hilfspersonen

Raumordnung auf kommunaler Ebene erfolgt unter
Beiziehung der entsprechenden Fachleute.

Diese Fachleute sind gemeindeseits ordnungsgemäß
zu bestellen; es handelt sich um Beratungsverträge zwi-
schen der Gemeinde und dem jeweiligen Sachverstän-
digen.43)

Rahmenverträge über einen längeren Zeitraum kön-
nen beschaffungsrechtspflichtige Vorgänge nach dem
BVergG 2006 sein.

Zugleich ist der Bestellungsvertrag, aus dem die Ge-
meinde verpflichtet wird, im Regelfall gemeinderats-
pflichtig (§ 30 TGO) und bedarf auch der Fertigung
iSd § 55 TGO.

Verstöße gegen diese Bestimmungen können für das
betreffende Organ zu einer Anscheinshaftung führen,
das eigentliche Rechtsgeschäft ist aber nach § 867
ABGB auch nichtig.

Der Rahmen der Tätigkeit der jeweiligen Hilfsper-
sonen sollte entsprechend genau gezogen werden; das
gilt auch für die Haftungsverhältnisse und die Gestal-
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41) Siehe dazu ua das Erk des VwGH 94/05/0315 zum Oö Raumord-
nungsG, welches G sogar – großzügiger als das TROG – die Möglich-
keit von Anregungen auf Erlassung raumordnungsrechtlicher Maß-
nahmen ausdrücklich vorsieht.

42) Art 11 StGG 1867.
43) ME scheidet die Bestellung als SV nach den Bestimmungen des AVG

aus, weil es sich hiebei nicht um Verfahren nach dem AVG handelt,
sondern um eine Beiziehung als SV in einem Verordnungserlassungs-
verfahren; die Bestellung des SV mit Bescheid nach dem SV-Recht
des AVG erfolgt nur in Verwaltungsverfahren wie dem Bauverfahren.
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tung der Haftungsverhältnisse zu den betroffenen Par-
teien.44)

dd) Zu den verfahrensrechtlichen Grundlagen

Im Rahmen der Erfüllung der Aufgaben der örtlichen
Raumordnung setzt das zunächst voraus, dass die
Grundlagen der Handhabung der Instrumente der örtli-
chen Raumordnung sinnvoll auf dem Laufenden gehal-
ten und gewartet werden; das gilt nicht nur für die Fort-
schreibung des ÖROK, sondern auch für die laufende
Dokumentation und Einarbeitung der Änderungen des
Flächenwidmungsplanes und der Bebauungspläne.

Die Umsetzung konkreter Raumordnungsmaßnah-
men, mag es sich nun um Maßnahmen der erstmaligen
Erlassung von Plänen handeln oder aber um deren Än-
derung, sollte stets einem bestimmten Schema folgen,
das nach der Rechtsprechung der Höchstgerichte des
öffentlichen Rechtes einfach entwickelt werden kann:
" Dokumentation des Anlasses der Maßnahme –

Dokumentation des so genannten öffentlichen Inte-
resses; Raumordnung ist Verordnungserlassung im
öffentlichen Interesse nach Maßgabe der Ziele der
örtlichen Raumordnung. Das Vorliegen dieser
Gründe ist für die nachprüfende Kontrolle der
Höchstgerichte jeweils entsprechend zu dokumen-
tieren. Das gehört in den so genannten Motivenbe-
richt, den der VfGH regelmäßig zu der Rechtmäßig-
keitskontrolle der Pläne heran zieht.

" Bestandsaufnahme der maßgeblichen Fachplanun-
gen und anderen Planungen des Bundes und der Län-
der, auf die Bedacht zu nehmen ist; der örtlichen Ver-
hältnisse; derUmsetzungsmöglichkeiten. In diese Be-
standsaufnahme gehört auch eine sinnvolle Erfassung
der bisherigen raumordnungsrechtlichen Festlegun-
gen betreffend das Planungsgebiet und auch die an-
rainendenGrundflächen; eine gänzlicheMissachtung
der obwaltendenVerhältnissemacht die beabsichtigte
Maßnahme nämlich nicht nur gesetzwidrig, sondern
kann auch zu Haftungsansprüchen führen.

" Sachverständige Prüfung des Vorliegens der ge-
setzlichen Voraussetzungen der Maßnahme auch
durch Einholung der entsprechenden Amts- und
sonstigen Gutachten und durch Maßnahmen der
Amtshilfe; das gilt auch für andere allenfalls erforder-
liche Verfahren etwa nach dem TUP oder dem
UVP-G.

" Überprüfung der Wirkungen der Maßnahme in
rechtlicher und in fachlicher Sicht, vor allem hin-
sichtlich der „Reflexwirkungen“ im Sinne der be-
sprochenen Entschädigungspflicht wegen Vorliegens
von Sonderopfern zulasten der Gemeinde.45) Solche
Wirkungen betreffen nicht nur konkrete Erwartun-
gen in die finanzielle Leistungsfähigkeit der Ge-
meinde (Vertrauensschaden), sondern auch Einlö-
sungsverpflichtungen.46)

" Erstellung der Verordnungsunterlagen und des
Berichts dazu samt einer Abwägung der Auswirkun-
gen der Maßnahme auf die rechtlich geschützten In-
teressen der unmittelbar von der Maßnahme
Betroffenen (etwa: „heranrückende Wohnbebau-
ung“).
Der gesamte Vorgang ist aktenmäßig zu erfassen.
Auch wenn nach den nicht sehr deutlichen Zulässig-

keitsvorgaben etwa der §§ 35 und 36 TROG 2006 wo-
möglich nicht im Einzelnen auf alle möglichen Folgen
einer solchen Maßnahme abzustellen ist, empfiehlt sich
jedoch eine genaue Prüfung hinsichtlich
" Gefahrenzonen;47)
" infrastruktureller Versorgung und Entsorgung.48)

Evidente Mängel und Fehler bei der Beurteilung die-
ser Grundlagen führen regelmäßig zur Schadenersatz-
haftung: Mit der Erlassung konkreter Raumordnungs-
maßnahmen wird zugleich der rechtliche Rahmen für
deren Umsetzung geschaffen. Wird nun beispielhaft
durch eine Umwidmung die Erlassung eines Baube-
scheids möglich und stellt sich im Nachhinein die evi-
dente Nichteignung des Bauplatzes etwa iSd § 37
TROG 2006 heraus, sind Schadenersatzansprüche si-
cherlich zu gewärtigen, bzw nicht auszuschließen.

Vor allem bei einschränkenden Maßnahmen wie
Rückwidmungen und anderen Nutzungseinschränkun-
gen sind diese Grundlagen genau zu erarbeiten und ist
eine ins Einzelne gehende Interessenabwägung vorzu-
nehmen. Es ist zu bedenken, dass die mit einer Rück-
widmung einher gehende Entwertung einer Liegen-
schaft49) massive Vermögensnachteile nach sich zieht.

Erfolgt eine solche Maßnahme unbegründet, ist
nicht nur an Ansprüche der Liegenschaftseigentümer,
sondern auch an solche der kreditfinanzierenden Ban-
ken zu denken, deren Interessenlage sich aus dem offe-
nen Grundbuch ergibt.50)
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44) Raumordnung ist Hoheitsverwaltung (s oben, Teile I. und II). Es ist
aber nicht ausgeschlossen, dass unter bestimmten Voraussetzungen
ein Haftungsdurchgriff auf den tätig gewordenen Sachverständigen
möglich ist.

45) ZB im Rahmen der Erlassung der Bebauungspläne: Im Falle deren Er-
lassung gibt die Gemeinde nämlich zu verstehen, dass sie über die
Mittel und die Möglichkeiten der infrastrukturellen Erschließung
der betroffenen Gebiete verfügt – s dazu auch § 54 Abs 3 TROG:
(3) Ein ergänzender Bebauungsplan ist zu erlassen, sobald unter Be-
dachtnahme auf das örtliche Raumordnungskonzept im Hinblick auf
die angestrebte bauliche Entwicklung in der Gemeinde ein Bedarf an
der widmungsgemäßen Verwendung der betreffenden Grundflächen
besteht und die Gemeinde finanziell in der Lage ist, die verkehrsmä-
ßige Erschließung und die Erschließung mit den Einrichtungen zur
Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung vorzunehmen.

46) Nämlich bei Verkehrsflächenausweisen (§§ 52, 58 und 108 TROG).
47) §§ 1, 27, 28, 37, 43 und 78 TROG.
48) Siehe dazu va § 3 TBO.
49) Zu den gegebenen Problemstellungen hiebei s § 70 TROG.
50) Zu der Fülle der oberstgerichtlichen Judikatur s die Judikaturlisten in

www.bks.ris.justiz unter den Schlagworten „Rückwidmung“ und
„Umwidmung“.
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b) Unterlassen von RO-Maßnahmen

Auch das Unterlassen von Raumordnungsmaßnahmen,
va im Bereich der allgemeinen und ergänzenden Be-
bauungsplanung, kann zu Ansprüchen führen. Das gilt
ua wegen Verletzung der Bestimmungen der §§ 54, 55
und 112, 113 TROG. Zu denken ist hier an die Fälle
der Verschuldenshaftung va im Recht der Bebauungs-
pläne.51) Ebenso liegt uU in der Verweigerung der An-
wendung der Ausnahmebestimmung nach dem § 55
TROG – auf dessen Einhaltung ein subjektiv-öffentli-
cher Anspruch bestehen soll – bei Vorliegen der übri-
gen Voraussetzungen ein im Raumordnungsrecht gele-
gener Individualhaftungsanspruch.52)

c) Erteilung von Auskünften

Es besteht in einem bestimmten Umfang ein Recht des
Einzelnen auf die Erteilung von Auskünften nach den
Bestimmungen des AuskunftspflichtgrundsatzG des
Bundes und des Tiroler LandesausführungsG.

Die Erteilung von Auskünften über raumbedeutsame
Festlegungen der Gemeinde gehört zu den wesentli-
chen Tätigkeiten der Bauämter; da es in Tirol eine Bau-
platzerklärung oder ein vergleichbares Instrumenta-
rium nicht gibt und auch ein verbindliches Register
der öffentlich-rechtlichen Nutzungsfestlegungen nicht
vorhanden ist,53) kann sich der verantwortungsvolle
Liegenschaftserwerber, Planer und Bauherr nur so be-
helfen, dass er nachfrägt.

Auskünfte, die in diesem Zusammenhang erteilt wer-
den (müssen),54) müssen vollständig, richtig und aktuell
sein. Fehlauskünfte können zur Schadenersatzhaftung
führen, wobei es in diesem Zusammenhang darauf be-
ruhen mag, ob es sich um Ansprüche nach AHG oder
nach ABGB handelt.

Pro futuro wäre es eine massive Entlastung der Ge-
meinden, wenn die verbindliche Bauplatzerklärung ein-
geführt würde.

d) Vertragsraumordnung55)

Hinsichtlich der Maßnahmen der so genannten Ver-
tragsraumordnung ist auf folgende Umstände zu ver-
weisen:

§ 33 TROG enthält die entsprechende gesetzliche
Regelung der so genannten Vertragsraumordnung;
weiter als das Gesetz bestimmt, reicht die Handlungser-
mächtigung des § 33 TROG nicht.

aa) Folgen

Das heißt, dass andere und va weiter gehende Forde-
rungen aus Anlass eines in Aussicht stehenden Raum-
ordnungsaktes möglicherweise unter Nichtigkeitssank-
tion nach § 879 ABGB stehen und auch sittenwidrig
und schikanös sein können (§ 1295 Abs 2 ABGB). Die
Verknüpfung unzulässiger Nebenleistungen, Auflagen

und dergleichen mit der Erlassung von Maßnahmen
nach dem TROG kann uU auch zu einer strafrechtli-
chen Haftung führen.

e) Erlassung der konkreten Maßnahmen

aa) Verfahrensrechtliche Bestimmungen einhalten

Die verfahrensrechtlichen Bestimmungen sind kein
Selbstzweck, sondern dienen der rechtsstaatlichen Ver-
wirklichung des Planungszieles; zum gegenwärtigen
Zeitpunkt sind die Beteiligungsrechte der betroffenen
Eigentümer und sonstigen Beteiligten auf ein bloßes
Anhörungsrecht zurückgestuft.

Das bedeutet aber nun nicht, dass Argumente in der-
artigen Stellungnahmen nicht behandelt werden müss-
ten oder nicht verlesen werden müssten bzw dass sie zur
Gänze unbeachtlich wären.56)

Im Gegenteil: auch die bewusste Nichtberücksichti-
gung in solchen Stellungnahmen enthaltener Ausfüh-
rungen und Privatgutachten kann zu Ansprüchen füh-
ren.

Die nachträgliche Einholung von Gutachten nach
erfolgten Beschlüssen ohne neuerliche Befassung des
Gemeinderates kann einen verfahrensrechtlichen Feh-
ler bilden, der die Beschlussgrundlage vernichtet.57) Es
ist auch im Lichte einer materialen Deckung (= inhalt-
lichen Deckung) der entsprechenden Akte durch einen
Beschluss des GR und das vorangegangene Verfahren
fragwürdig.

Die weit verbreitete Praxis, Entwurfsauflagen zu ver-
anlassen, aber den Zweitbeschluss nicht zu fassen oder
dessen Fassung vom Eintritt von Bedingungen abhän-
gig zu machen, die außerhalb der gesetzlichen Bestim-
mungen über die Voraussetzungen der Erlassung oder
Änderung eines Planes stehen, ist ebenfalls nicht un-
problematisch.58)

Das Fehlen der verfahrensrechtlichen Grundlagen
hat haftungsrechtlich mehrere mögliche Folgen:
" Aufhebung einer Maßnahme durch den VfGH und
Schadenersatzhaftung wegen der Erlassung einer
rechtswidrigen Maßnahme;

" Entschädigungspflichten;
" Regressansprüche.

Abhandlung

51) § 54 Abs 1 und 3 TROG 2006 spricht von einer Rechtspflicht zur Er-
lassung der allgemeinen und der ergänzenden Bebauungspläne.

52) Sallinger, Ein Rechtsanspruch auf die Unterlassung von Raumord-
nungsmaßnahmen, bbl 2003, 103.

53) Sallinger, Grundbuch und Eigentumssicherung, Immobilienzeitung
2004, 21.

54) Dort, wo es das G anordnet, wie etwa bei der Flächenwidmungsbe-
stätigung nach dem TROG/TGVG 1006 oder nach dem Auskunfs-
pflichtgrundsatz- und AusführungsG.

55) Siehe dazu OGH in 3 Ob 105/04 v, 6 Ob 311/01 f; 7 Ob 2327/96 y.
56) §§ 63 ff TROG 2006.
57) § 30 TGO 2001.
58) Vertrauensschadenstatbestände können uU hier diskutiert werden.

Zur Vermeidung von „Entschädigungsforderungen“ in der Raumplanung mit besonderer Berücksichtigung der Rechtslage in Tirol
Autor: RA Dr. Michael E. Sallinger, Innsbruck
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Abhandlung

www.manz.at
Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wirtschaft!
E-Mail: bestellen@manz.at • Tel.: 01/531 61-100 • Fax: 01/531 61-455 MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuch-
handlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien

Lödl

BHG Bundeshaushaltsrecht
2. Auflage

Das österreichische Haushaltswesen hat zuletzt durch die Haushaltsrechtsreform
BGBl I 2008/1 und I 2008/20 einschneidende Änderungen erfahren.
Das vorliegende Werk informiert umfassend:

Bundeshaushaltsgesetz – BHG, idF der Novelle BGBl I 2009/52
die „Haushaltsrechtsartikel“ des B-VG
begleitende Vorschriften, ua: Bundeshaushaltsverordnung – BHV 2009
mit ausführlichen Erläuterungen: Praxis des Haushaltsrechts, Erlässe, 
Gesetzes materialien, Literatur

2. Auflage 2009.
XXXIV, 574 Seiten.
Geb. EUR 138,–
ISBN 978-3-214-13269-9

Das neue Haushaltsrecht

bb) Nochmals: Auswirkungen der Maßnahmen im
Vorhinein prüfen

Das ist vor allem in Hinblick auf die Vermeidung von
Entschädigungsforderungen im weiteren Sinne von
zentraler Bedeutung.

f) Kundmachung

§ 67 TROG 2006 enthält klare Regelungen und An-
wendungsbefehle hinsichtlich der Kundmachung von
aufsichtsbehördlich beschlossenen Flächenwidmungs-
plänen.

Das Zuwarten mit der Kundmachung einmal auf-
sichtsbehördlich bewilligter Raumordnungspläne ist
nicht nur zivilrechtlich unmittelbar Schadenersatz be-
gründend, wenn daraus ein Schaden entsteht, sondern
kann uU auch strafrechtliche Folgen haben.

Überhaupt ist die Verfahrensgestaltung – faktisches
Zuwarten zwischen Auflagebeschluss und Umsetzungs-
beschluss – nicht weniger kritisch.59)

IV. Zusammenfassung
Zusammengefasst ist also darauf zu verweisen, dass
Maßnahmen im Rahmen der örtlichen Raumordnung
– da sie eingriffsnah sind und regelmäßig besonders ge-
schützte, vermögenswerte Rechtsgüter der Einzelnen
betreffen – unter dem Vorbehalt besonderer Beachtung
des Gesetzmäßigkeitsgrundsatzes stehen. Sie sind daher
auch besonders „haftungsgeneigt“. Will man – langfris-
tig – die Planungskompetenz im Rahmen der örtlichen
Raumordnung auf der Ebene der Ortsgemeinde erhal-
ten, so wird den sich aus dem genannten Befund erge-
benden Handlungsnotwendigkeiten in einer gemeinsa-
men Anstrengung besonders Rechnung zu tragen sein.

Dabei ist zu berücksichtigen, dass objektive Entschä-
digungstatbestände in bestimmten Fällen dann nicht zu
verhindern sein werden, wenn eine Maßnahme unter
Berücksichtigung aller verfahrensrechtlichen Präroga-
tiven erlassen wurde, aber dennoch objektiv zu einem
Sonderopfer führt. Jedoch lassen sich solche Konstella-
tionen durch eine ausreichende Grundlagenforschung
zumindest vorhersehbar gestalten.

59) § 64 Abs 5 und § 65 Abs 4 TROG 2006 sprechen von einer Vorla-
geverpflichtung in der Zweitauflage.

Zur Vermeidung von „Entschädigungsforderungen“ in der Raumplanung mit besonderer Berücksichtigung der Rechtslage in Tirol
Autor: RA Dr. Michael E. Sallinger, Innsbruck
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Vorschlag für eine Verordnung in Erbsachen sowie zur Einführung eines
Europäischen Nachlasszeugnisses

Am 14. 10. 2009 nahm die Kommission einen Vor-
schlag (KOM [2009] 154 endg) an, durch den die

Abwicklung von Erbschaften mit Auslandsbezug in
der EU1) erheblich vereinfacht werden sollte. Erstmals
soll die sensible Materie des Erbrechts, die bislang auf-
grund der unterschiedlichen Rechtskulturen der Mit-
gliedstaaten aus den zahlreichen Rechtsakten der EU
ausgeklammert worden war, einer umfassenden Rege-
lung über das anwendbare Recht, Fragen der interna-
tionalen Zuständigkeit und Anerkennung und Vollstre-
ckung sowie Maßnahmen administrativer Art zugeführt
werden.

Durch die divergierenden nationalen Bestimmungen
im materiellen,2) aber auch im Kollisions- und Verfah-
rensrecht bestehen nach Ansicht der Europäischen
Kommission derzeit erhebliche Hindernisse für den
freien Verkehr von Personen iZm einem internationa-
len Erbfall.

Ziel des Vorschlags soll es nicht nur sein, es den in
der EU ansässigen Personen durch nachvollziehbare
rechtliche Rahmenbedingungen zu ermöglichen, ih-
ren Nachlass vorab zu regeln, sondern auch, die Rechte
der Erben und/oder Vermächtnisnehmer sowie Nach-
lassgläubiger und anderer Beteiligter über die Grenzen
hinaus wirksam zu wahren.

Dem nunmehr vorliegenden Vorschlag war 2005 ein
Grünbuch (KOM [2005] 65) vorausgegangen, zu dem
der ÖRAK seinerzeit Stellung genommen hatte. Die
Ergebnisse dieser Konsultation und zahlreicher Exper-
tenkonferenzen fanden im Sommer 2008 Eingang in ei-
nen Vorentwurf für eine Verordnung zum Erbrecht
(s die Stellungnahme des ÖRAK v 25. 8. 2009) und
schließlich – in konkretisierter und modifizierter Form
– in den gegenständlichen Entwurf.3)

Da der Gemeinschaftsgesetzgeber im Rahmen der
justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsachen auf die Er-
lassung von Maßnahmen zur „Förderung der Verein-
barkeit der in den Mitgliedstaaten geltenden Kollisi-
onsnormen und Vorschriften zur Vermeidung von
Kompetenzkonflikten“ (Art 65 EGV) beschränkt ist,
soll das materielle Erbrecht, wie auch das Steuerrecht,
von der neuen Maßnahme unberührt bleiben.4)

Anwendungsbereich

Der Anwendungsbereich dieser Verordnung soll sich
auf alle zivilrechtlichen Fragestellungen erstrecken,
die sich iZm einer Rechtsnachfolge von Todes wegen
stellen, sei es im Wege gewillkürter Erbfolge durch
Testament oder Erbvertrag oder im Wege der gesetzli-
chen Erbfolge. Zu den ausgenommenen Materien

(Art 1 [3] des Vorschlags) gehören jedoch neben Fragen
des Ehegüterrechts, unentgeltlichen Zuwendungen,
Fragen des Gesellschaftsrechts etc auch die Art der
dinglichen Rechte an einem Gegenstand und die Publi-
zität dieser Rechte, insb die Funktionsweise des Grund-
buchs.

Den österreichischen Besonderheiten5) wird damit
insofern Rechnung getragen, als die Verordnung zwar
auf den Erwerb eines dinglichen Rechts im Wege der
Rechtsnachfolge Anwendung findet, nicht aber
auf den Inhalt dieses Rechts, da die Verordnung den
„numerus clausus“ des Sachenrechts der Mitgliedstaaten
unberührt lässt. So wird verhindert, dass mit Hilfe des
Erbrechts ein dingliches Recht rechtswirksam begrün-
det wird, das am Ort der Belegenheit der Sache unbe-
kannt ist (Bsp Nießbrauch nach frz Recht).

Internationale Zuständigkeit6)

Schon im Vorfeld bestand weitgehende Einigkeit darü-
ber, die sich aus den divergierenden Zuständigkeitsvor-
schriften ergebenden Schwierigkeiten, die Gefahr des
forum shopping und die daraus entstehenden Kompe-
tenzkonflikte durch eine einheitliche Zuständigkeits-
regelung zu vermeiden.

Europa aktuell

1) Die Europäische Kommission geht in ihrer dem Vorschlag beigefüg-
ten Folgenabschätzung derzeit jährlich von etwa 450.000 Erbfällen
mit einem Auslandsbezug – welcher Art auch immer – innerhalb
der EU aus und übertrifft damit die seinerzeitige Annahme des Euro-
päischen Parlaments (50.000 – 100.000 transnationale Sukzessio-
nen) bei weitem.

2) Nationale Eigenheiten existieren diesbezüglich zB in den Bereichen
der gesetzlichen Erbfolge, der Möglichkeit von gemeinschaftlichen
Verfügungen und Erbverträgen, aber auch im Bereich der Testa-
mentsvollstreckung uvm.

3) Beide Stellungnahmen finden Sie auf unserer Homepage www.
rechtsanwaelte.at unter „Stellungnahmen EU“.

4) Allerdings könnte die kompetenzrechtliche Grundlage durch den Ver-
trag von Lissabon in naher Zukunft durchaus anders aussehen, da
dieser ausdrücklich den Erlass von Maßnahmen zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten vorsieht und so auch
zur Vereinheitlichung des materiellen Rechts herangezogen werden
könnte.

5) Aufgrund des in Österreich vorgesehenen besonderen Erwerbsakts
der Einantwortung erscheint eine Loslösung des materiellen Rechts
vom Verfahrensrecht bzw eine Zugrundelegung materiellrechtlicher
Normen eines ausländischen Erbstatuts aus Verkehrsschutzinteres-
sen unmöglich. Die Sonderanknüpfungen des § 28 Abs 2 IPRG, aber
auch der §§ 31, 32 IPRG, führen daher zur Anwendung der (österrei-
chischen) lex fori bzw lex rei sitae (sog „funktionelle Nachlassspal-
tung“).

6) Siehe dazu auch Rechberger/Schur, Eine internationale Zuständig-
keitsordnung in Verlassenschaftssachen – Empfehlungen aus öster-
reichischer Sicht, in Jud/Rechberger/Reichelt (Hrsg), Kollisionsrecht
in der Europäischen Union (2008) 185 ff.
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Den erheblichen Bedenken des ÖRAK, von dem sta-
bilen und leicht ermittelbaren Kriterium der Staatsan-
gehörigkeit abzuweichen und aus Praktibilitäts- und
rechtspolitischen Überlegungen an den Ort des ge-
wöhnlichen Aufenthalts anzuknüpfen, wurde jedoch
leider keine Rechnung getragen. Als nach Ansicht der
Kommission am weitesten verbreitete Anknüpfung
wird derOrt des gewöhnlichen Aufenthalts „als Mit-
telpunkt der Lebensinteressen des Erblassers und häufig Be-
legenheitsort des größten Teils des Vermögens“ nunmehr als
Gerichtsstand statuiert, der sowohl eine innere Verbun-
denheit des Erblassers als auch eine räumliche Nahebe-
ziehung der Streitsache zum Forum symbolisiert. Be-
dauerlicherweise wurde jedoch auf eine im Rahmen
des Vorentwurfs bereits vorgesehene Definition bzw
weitere Kriterien zur Verstärkung des Begriffs schließ-
lich verzichtet.

Die Verweisung an ein anderes Gericht bleibt je-
doch unter bestimmten Umständen möglich, um insb
die Interessen des Erblassers, der Erben, Vermächtnis-
nehmer und Gläubiger ausreichend berücksichtigen zu
können.

Für jene Fälle, in denen die Anknüpfung an den ge-
wöhnlichen Aufenthalt die Zuständigkeit eines Dritt-
staats begründen würde, sollen (durch sog Restzustän-
digkeit gem Art 6) bei enger Bindung an einen Mit-
gliedstaat dessen Gerichte zuständig sein und so dessen
Rechtsschutz für Erben und Gläubiger aus der Ge-
meinschaft gewährleistet werden.

Erfreulicherweise wurde der Forderung nach einer
gewissen Flexibilität des Systems und damit auch den
Interessen jener Mitgliedstaaten Rechnung getragen,
die – wie Österreich – eine enge Verbindung zwischen
Erbstatut und Realstatut kennen. Wenn das Recht des
Belegenheitsmitgliedstaats nämlich die Einschaltung
seiner Gerichte vorschreibt (s Liegenschaftsstatut der
§§ 31, 32 IPRG), soll ein außerordentlicher Gerichts-
stand am Belegenheitsort der Nachlassgegenstände
begründet werden (Art 9).

Für die Entgegennahme von Erklärungen über die
Annahme oder Ausschlagung einer Erbschaft oder ei-
nes Vermächtnisses sowie für Erklärungen betreffend
Haftungsbegrenzungen soll wiederum das Gericht je-
nes Mitgliedstaats zuständig sein, in dem der Erbe oder
Vermächtnisnehmer seinen gewöhnlichen Aufenthalt
hat (sog „Notzuständigkeit“ nach Art 8; eine Ausnahme
im Interesse der Rechtsfürsorge soll gem Art 15 auch
für Sicherungsmaßnahmen bestehen).

Anwendbares Recht

Die Regelung über das anwendbare Recht basiert auf
dem Grundsatz der Nachlasseinheit und vermeidet
so, dass bewegliche und unbewegliche Nachlassgüter
unterschiedlichen materiellen Erbrechten unterliegen.

Nur so kann nach Ansicht der Kommission eine ge-
rechte Aufteilung des Vermögens unter Erben – unab-
hängig vom Belegenheitsort – erfolgen. Gleichlaufend
mit der Internationalen Zuständigkeit wird als Anknüp-
fungskriterium für das Erbstatut ebenfalls der letzte
gewöhnliche Aufenthalt des Erblassers herangezogen
(Art 16). Diesem Recht unterliegt damit die gesamte
Rechtsnachfolge von Todes wegen vom Eintritt des
Erbfalls bis zum endgültigen Übergang des Nachlasses.
Fraglich erscheint, wie sich diese in Zeiten einer Uni-
onsbürgerschaft „moderne“ Art der Anknüpfung in
der Praxis bewähren wird, da langwierige Verfahren
zur Erhebung des gewöhnlichen Aufenthalts zu erwar-
ten sind.

Im Rahmen eines Ausgleichs zwischen einerseits den
Vorteilen einer Rechtswahl, wie Rechtssicherheit und
einfachere Nachlassplanung, und andererseits dem
Schutz berechtigter Interessen naher Angehöriger, die
es nicht zu umgehen gilt, lässt die Verordnung in Art 17
neben dem Regelstatut nur die Wahl des Heimat-
rechts durch den Erblasser zu. Es verbleibt diese (nach-
weisliche) Rechtswahl sodann als letzte Möglichkeit,
die persönliche Verbundenheit zu seinem Heimatstaat
aufrechtzuerhalten.

Im Fall, dass der Belegenheitsort für die Annahme
oder die Ausschlagung der Erbschaft etc besondere
Formvorschriften vorschreibt oder bestimmte Bedin-
gungen für die Verwaltung und Abwicklung des Nach-
lasses aufgestellt werden (etwa Bestellung eines Verwal-
ters oder Testamentsvollstreckers, s Großbritannien),
kann die Anwendung des Belegenheitsrechts vorge-
schrieben sein (Art 21).

Sonderregeln gelten für mitgliedstaatliche Sonder-
erbfolgen für bestimmte Immobilien, Unternehmen
oder andere Arten von Vermögenswerten (Bsp land-
wirtschaftliche Familienbetriebe).

Anerkennung und Vollstreckung

Auf Basis des schon 2000 im Maßnahmenprogramm7)

programmierten Grundsatzes der gegenseitigen Aner-
kennung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und
Handelssachen sollen die Bestimmungen der VO (EG)
2001/44 (EuGVVO)8) nunmehr auch auf Erbsachen
ausgedehnt werden. Alle gerichtlichen Entscheidungen
und Vergleiche sollen demnach anerkannt werden, die
Nichtanerkennungsgründe wurden auf ein nach An-
sicht der Kommission notwendiges Maß beschränkt.
Verabsäumt wurde – in konsequenter Ergänzung der
Zuständigkeitsregelung – auch bei Missachtung der Be-

Österreichisches Anwaltsblatt 2009/12

Europa aktuell

7) ABl C 2001/12, 1.
8) VO (EG) 2001/44 des Rates v 22. 12. 2000 über die gerichtliche Zu-

ständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entschei-
dungen in Zivil- und Handelssachen, ABl L 2001/12, 1.
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legenheitszuständigkeit ein eigenes Anerkennungshin-
dernis vorzusehen.

Positiv hervorzuheben ist jedoch, dass von der auto-
matischen ipso iureWirkung einer Entscheidung etc wie-
der abgegangen wurde und sich die Kommission, entge-
gen der Überlegungen des Grünbuchs und des Vorent-
wurfs, doch zur Verankerung einer ordre-public-
Klausel in Ausnahmefällen durchringen konnte, wenn
die Anwendung ausländischen Rechts oder die Aner-
kennung und Vollstreckung einer ausländischen Ent-
scheidung mit der öffentlichen Ordnung des Staates
des angerufenen Gerichts unvereinbar wäre.

Ein Rückgriff auf den ordre public soll jedoch nicht
schon dann möglich sein, wenn sich die Regelungen
über den Schutz berechtigter Interessen der Angehöri-
gen des Erblassers (Pflichtteilsrechte) in den betroffe-
nen Mitgliedstaaten unterscheiden. Obwohl eine Har-
monisierung des materiellen Erbrechts mangels ge-
meinschaftlicher Kompetenz von der Europäischen
Kommission nicht intendiert ist, stellt sich diesbezüg-
lich die Frage, ob nicht mittelbar sehr wohl in die sou-
veräne Rechtspolitik der Mitgliedstaaten im Familien-
und Erbrecht eingegriffen wird.

Öffentliche Urkunden

Da die Nachlassabwicklung innerhalb der meisten Mit-
gliedstaaten großteils nicht gerichtlich erfolgt, sondern
öffentlichen Urkunden große Bedeutung beikommt,
soll auch eine europaweite Anerkennung und Vollstre-
ckung dieser Akte ermöglicht werden. Naturgemäß
können öffentliche Urkunden gerichtlichen Entschei-
dungen allerdings diesbezüglich nicht gleichgestellt
werden. Dies bedeutet, dass diesen Urkunden hinsicht-
lich ihres Inhalts und der dort festgehaltenen Sachver-
halte dieselbe Beweiskraft zukommt wie inländischen
öffentlichen Urkunden oder wie in ihrem Ursprungs-
staat, für sie dieselbe Echtheitsvermutung gilt und
sie in den in der Verordnung normierten Grenzen voll-
streckbar sind.

Europäisches Nachlasszeugnis

Um internationale Erbschaftsangelegenheiten in Zu-
kunft schneller, kostengünstiger und effizienter abwi-

ckeln zu können, soll der Erbe, Vermächtnisnehmer,
Testamentsvollstrecker oder Nachlassverwalter seinen
Status im jeweiligen Belegenheitsstaat des Nachlassver-
mögens auch einfach und ohne ein weiteres Verfahren
anstrengen zu müssen nachweisen können.

Zu diesem Zweck soll angesichts der Harmonisie-
rung des Kollisions- als auch des Verfahrensrechts auch
ein Europäisches Nachlasszeugnis eingeführt werden,
das vom zuständigen Gericht bzw der zuständigen
Behörde auf Antrag jener Personen, die ihre Berechti-
gung (als Erbe oder Vermächtnisnehmer) bzw Befugnis
(als Testamentsvollstrecker oder Fremdverwalter)
nachzuweisen haben, mittels einheitlichen Form-
blatts ausgestellt werden soll. Voraussetzungen für
die Ausstellung, Inhalt und Wirkungen (Legitimati-
ons-, Beweis- und Gutglaubenswirkung) des Zeugnis-
ses sowie das Verfahren zur Erteilung, wie auch zur Be-
richtigung, Aussetzung oder Einziehung, sind in den
Art 36 bis 44 des Vorschlags festgelegt. Das derart stan-
dardisierte Nachlasszeugnis, dessen Ausfertigungen je-
weils für eine Dauer von drei MonatenWirkungen ent-
falten, ist gem Art 42 Z 5 des Entwurfs auch als
Rechtstitel für die Umschreibung oder Eintragung
in die öffentlichen Register der Mitgliedstaaten geeig-
net. Obgleich Art 41 des Entwurfs ausführliche Anga-
ben zum Antragsteller (Art der Annahme, Quote, erb-
rechtliche Beschränkungen nach dem Erbstatut) vor-
schreibt, stellt sich in der Praxis die Frage, wie rei-
bungslos die Umsetzung eines national besonders
ausgestalteten gesetzlichen Erbrechts (gesetzliches
Nießbrauchsrecht, Nacherbschaft etc) in einem ande-
ren Mitgliedstaat, wo Wesen und Inhalt diese Instituts
gänzlich unbekannt sind, tatsächlich verlaufen kann.

Gemäß dem Subsidiaritätsprinzip soll diese Beschei-
nigung jedoch auf grenzüberschreitende Verfahren
beschränkt sein. Im innerstaatlichen Verfahren bleiben
die nationalen Instrumente, und damit das Monopol
der österreichischen Einantwortung als konstitutiver
Akt, der im Gegensatz zu anderen (deklarativen) natio-
nalen Bescheinigungen den Eigentumserwerb erst
sachenrechtlich bewirkt, weiter aufrecht.

Eine EU-Initiative zum Testamentsregister wurde
aus dem gegenständlichen – ohnehin ehrgeizigen –

Vorhaben derzeit ausgeklammert und soll zu einem
späteren Zeitpunkt nachfolgen.

Dr. Theresia Schur

Europa aktuell
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Anwaltsakademie
Terminübersicht Dezember 2009 bis Februar 2010

Dezember 2009
4. und 5. 12. INNSBRUCK

Basic
Standes- und Honorarrecht
Seminar-Nr: 20091204A/6

11. und 12. 12. ST. GEORGEN i. A.
Basic
Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr: 20091211/3

11. und 12. 12. WIEN
Special
Gesellschaftsrecht III – Die Aktiengesellschaft
Seminar-Nr: 20091211/8

Jänner 2010

12. und 26. 1. WIEN
Series
Seminarreihe Steuerrecht:
1. Persönliche Einkommensteuer
Seminar-Nr: 20100112/8

15. und 16. 1. WIEN
Special
Der Anwalt als Vertragsverfasser
Seminar-Nr: 20100115/8

15. und 16. 1. INNSBRUCK
Basic
Gesellschaftsrecht/Firmenbuch
Seminar-Nr: 20100115/6

22. und 23. 1. WIEN
Basic
Strafverfahren I
Seminar-Nr: 20100122/8

22. und 23. 1. GRAZ
Basic
Die VfGH- und VwGH-Beschwerde
Seminar-Nr: 20100122A/5

22. und 23. 1. WIEN
Außergerichtliche Streitbeilegung:
Vom Konflikt zum Konsens
Seminar-Nr: 20100122A/8

29. und 30. 1. INNSBRUCK

Special
Insolvenzrecht
Seminar-Nr: 20100129/6

Februar 2010

5. und 6. 2. ST. GEORGEN i. A.
Basic
Zivilverfahren II
Seminar-Nr: 20100205/3

5. und 6. 2. WIEN

Außergerichtliche Streitbeilegung:
Mediation und Kommunikation
Seminar-Nr: 20100205/8

9. und 23. 2. WIEN

Series
Seminarreihe Steuerrecht:
2. Unternehmenssteuerrecht
Seminar-Nr: 20100209/8

12. und 13. 2. WIEN

Außergerichtliche Streitbeilegung:
Mediation und Kommunikation
Seminar-Nr: 20100212/8

19. und 20. 2. WIEN

Außergerichtliche Streitbeilegung:
Vom Konflikt zum Konsens
Seminar-Nr: 20100219/8

19. und 20. 2. WIEN

Basic
Verkehrsunfall II
Seminar-Nr: 20100219/3

19. und 20. 2. LINZ

Basic
Verkehrsunfall II
Seminar-Nr: 20100219/3

26. und 27. 2. GRAZ

Special
Grundzüge des Lauterkeits- und Urheberrechts
Seminar-Nr: 20100226/5
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Gesellschaftsrecht/Firmenbuch
Basic
Dieses Seminar ist als Basisseminar für jene konzipiert,
die einen (Wieder-)Einstieg in das Gesellschaftsrecht
suchen. In eineinhalb Tagen erhalten Sie einen praxis-
nahen Gesamtüberblick über das österreichische Ge-
sellschaftsrecht von den Personengesellschaften bis zu
den Kapitalgesellschaften. Das Seminar bietet Ihnen
eine Zusammenstellung des aktuellen Normenbe-
stands, Hinweise und Fundstellen der wichtigsten Ent-
scheidungen der letzten Jahre und weiterführende Lite-
raturangaben. Das ideale Seminar für alle, die nicht lau-

fend spezialisiert imGesellschaftsrecht arbeiten und ein
solides Fundament in diesem Fachbereich benötigen.
Planung: Dr. Andrea Haniger-Limburg, RA in Innsbruck
Referenten: Univ.-Prof. Mag. Dr. Franz Pegger, RA in
Innsbruck, Universität Innsbruck
Dr. Klaus Jennewein, Richter des LG Innsbruck
Dr. Erwin Köll, RA in Innsbruck
Termin: Freitag, 15. 1. 2010 und Samstag, 16. 1. 2010 =
3 Halbtage
Seminarort: Innsbruck
Seminar-Nr: 20100115/6

Aktuelle Judikatur des OLG zu Kostenfragen
Privatissimum

Gegen Kostenentscheidungen der zweiten Instanz ist
der Revisionsrekurs gemäß § 528 Abs 2 Z 3 ZPO aus-
geschlossen. Der OGH kann daher zu Kostenfragen
nur dann Stellung nehmen, wenn im Rahmen eines
Honorarprozesses bei entsprechendem Streitwert die
Anrufung des Höchstgerichtes möglich ist. In aller Re-
gel ist also das OLG letzte Instanz in Kostenfragen.
Im Referat wird die aktuelle Judikatur des OLG Wien
in Kostenfragen dargestellt und Chancen aufgezeigt,
wo bei unterschiedlicher Judikatur der Senate Ände-
rungen möglich bzw zu erwarten sind. Sie erhalten fer-
ner einen Überblick über die noch uneinheitlichen

Rechtsmeinungen zu den vorprozessualen Kosten nach
dem Zinsrechtsänderungsgesetz.
Die gravierenden Auswirkungen des neuen § 54 Abs 1 a
ZPO auf die Kostenbestimmung und die dazu ergan-
gene Rechtsprechung werden ausführlich erläutert.
Planung: Dr. Gottfried Zandl, RA in Wien
Referenten: Dr. Andreas Lindner, Senatspräsident des
Oberlandesgerichtes Wien in Arbeits- und Sozial-
rechtssachen (früher allgemeine R, Handels- und Kon-
kursanfechtungssachen)
Dr. Gottfried Zandl, RA in Wien
Termin: Mittwoch, 20. 1. 2010 = 1 Halbtag
Seminarort: Wien
Seminar-Nr: 20100120/8

Die VfGH- und VwGH-Beschwerde
Special
Dies ist ein Basisseminar für Rechtsanwälte und
Rechtsanwaltsanwärter, die einen Überblick über das
Verfahren vor dem VfGH und VwGH erwerben oder
ihre Kenntnisse auffrischen wollen. Es werden – nach
praxisbezogener Darstellung der Grundzüge eines ver-
waltungsrechtlichen Verfahrens – Kenntnisse über In-
halt und Aufbau von Anträgen und Beschwerden an
den VfGH und den VwGH vermittelt, dies an Hand
praktischer Beispiele.

Planung: Dr. Ralph Forcher, RA in Graz
Referenten: Dr. Ralph Forcher, RA in Graz
Mag. Gerhard Propst, Amt der Steiermärkischen Lan-
desregierung, Verfassungsdienst, Zentrale Rechnungs-
dienste
Termin: Freitag, 22. 1. 2010 bis Samstag, 23. 1. 2010 =
3 Halbtage
Seminarort: Graz
Seminar-Nr: 20100122A/8

Schadenersatz bei Vermögensveranlagungen
Update

In jüngster Zeit hat die Frage immer größere Bedeu-
tung erlangt, ob, unter welchen Voraussetzungen und

in welchem Maße Anleger, deren Investment sich auf-
gelöst hat, Schadenersatz erlangen können: von Anla-
geberatern, Anlagevermittlern, Banken oder Vermö-



546

gensverwaltern wegen unrichtiger oder unzureichender
Information über für die Veranlagung bedeutsame Um-
stände, oder von den Gesellschaften, deren Anteile sie
erworben haben, selbst bzw deren Repräsentanten we-
gen falscher oder ausgebliebener Ad-hoc-Mitteilung
oder gesetzwidriger Geschäftsführung.
Gesetzgebung, Rechtsprechung und das Schrifttum
hiezu sind in lebhafter Entwicklung, das Seminar will
den Anschluss an sie herstellen. Das Seminar findet ge-

teilt an zwei aufeinanderfolgenden Abenden statt. Das
Programm entnehmen Sie bitte dem Zeitplan.
Planung: Univ.-Prof. Dr.Michael Enzinger, RA in Wien
Referent: Univ.-Prof. i. R. Dr. Georg Wilhelm, Off
Counsel bei monlaw Rechtsanwälte, Wien
Termin: Montag, 15. 2. 2010 und Dienstag, 16. 2. 2010
= 1 Halbtag
Seminarort: Wien
Seminar-Nr: 20100215/8

Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr
nach ihrer Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“
den Seminarbeitrag, welcher für Rechtsanwaltsanwär-
ter Gültigkeit hat. Der Veranstaltungstermin dieser
vergünstigten Seminare muss im Zeitraum bis zum Ab-
lauf von einem Jahr nach Eintragung liegen. Der An-
meldung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunk-
tes beigelegt werden. Mit dieser Maßnahme sollen
Rechtsanwälte nach ihrer Eintragung eine finanzielle

Unterstützung erhalten, sich nach ihrer Ausbildung
weiterhin fortzubilden.
Nähere Informationen erhalten Sie unter:
Tel (01) 710 57 22-0 oder Fax (01) 710 57 22-20 oder
E-Mail: office@awak.at
Zusätzlich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit,
sich zu informieren und sich anzumelden.
Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich
schriftlich Gültigkeit haben!
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www.manz.at
Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wirtschaft!

-

Kopetzki (Hrsg)

Gewebesicherheitsrecht

-

Kompetenzgrundlagen
Grundrechte

Anwendungsbereich
Entnahmeeinrichtungen, Gewinnverbote, Gewinnung von

 Verstorbenen
Gewinnung vom lebenden Spender
Datenschutz

Band 30 der Schriftenreihe RdM
2009. XVI, 312 Seiten.
Br. EUR 69,–
ISBN 978-3-214-10188-6
Vorzugspreis für RdM-Abonnenten
EUR 59,– (gilt pro abgeschlossenem
Abonnement)

Gewebesicherheit: erste profunde
Information zum neuen Gesetz



547Österreichisches Anwaltsblatt 2009/12

Aus- und Fortbildung

AVM

Jahresrückblick 2009

Sehr geehrte Kolleginnen!
Sehr geehrte Kollegen!

Nachdem das laufende Jahr sich langsam seinem Ende
zuneigt, erlauben Sie mir einen kurzen Rückblick über
die Aktivitäten der AVM im heurigen Jahr.

Im Sommersemester 2009 wurde der laufende
21. Mediationsausbildungslehrgang mit 12 Teilneh-
merInnen abgeschlossen. Die TeilnehmerInnen des
Lehrgangs setzen sich wie auch in der Vergangenheit
wieder aus RechtsanwältInnen, PsychotherapeutInnen
und einer Sozialarbeiterin zusammen. Der nächste Me-
diationslehrgang wird im Herbst 2010 mit einer Dauer
von drei Semestern starten.

Im Rahmen dieser Mediationsausbildung wurden
auch einzelne Seminare für die Fortbildung geöffnet,
um den Kolleginnen und Kollegen so die Möglichkeit
zu bieten, ihre 50 Unterrichtseinheiten Fortbildung
für die Wiedereintragung in die Liste der Mediatoren
zu absolvieren.

Am 4. und 5. 9. 2009 fand zum dritten Mal unser
Kommunikationsseminar in Grado unter der Leitung
von Frau Dr. Renate Wustinger und Herrn Kollegen
Dr. Friedrich Schwarzinger statt. Dieses Seminar hat sich
in den vergangenen Jahren mit viel Erfolg etabliert.
Wir werden diese Seminarreihe daher auch nächstes
Jahr fortsetzen. Das Seminar Grado IV. wird am
10. und 11. 9. 2010 stattfinden. Dieses Seminar ist auch
für Kollegen und Kolleginnen, die sich nicht mit Me-
diation beschäftigen, empfehlenswert, da die Beschäfti-
gung mit dem eigenen Gesprächsverhalten die Ver-
handlungskompetenz im anwaltlichen Alltag erleich-
tert.

Die Collaborative Law Ausbildung (Kooperative
Rechtspraxis oder CLP) fand auch dieses Jahr wie-
der unter der bewährten Leitung unseres Kollegen
Dr. Friedrich Schwarzinger Anfang Oktober in Wien
statt. Im Anschluss daran fand vom 9. bis 10. 10. 2009
in Mondsee ein erstes österreichweites CL-Vernet-
zungstreffen statt, wo wir den Kolleginnen und Kolle-
gen aus allen Bundesländern Gelegenheit bieten woll-
ten, sich über CL zu informieren, Netzwerke zu schaf-
fen und sich kennenzulernen. Insbesondere ging es
auch darum, zu klären, wie die AVM bei der Implemen-

tierung von CL in Österreich helfen kann und was ge-
tan werden muss, um dieser Methode in Österreich ei-
nen ausreichenden Bekanntheitsgrad zu verschaffen.

Es ist jetzt vornehmlich daran gedacht, in den einzel-
nen Bundesländern so genannte „Expertteams“ zu bil-
den, wobei das Tätigkeitsgebiet dieser Teams nicht
auf familienrechtliche Streitigkeiten beschränkt sein
soll, sondern insbesondere auch auf wirtschaftliche
Fälle auszudehnen sein wird.

Für nächstes Jahr ist natürlich wieder eine CL-
Ausbildung und ein weiteres Vernetzungstreffen am
8. und 9. 10. 2010 angedacht.

Ein neuer Programmpunkt der AVM für nächstes
Jahr ist die Abhaltung eines oder mehrerer so genann-
ter „Parenting-Seminare“. Diese Idee stammt aus Eng-
land, wo Kolleginnen und Kollegen, die sich mit Fami-
lienrecht befassen, ihren KlientInnen, die sich gerade in
einer Phase der Scheidung/Trennung oder einer sonst
turbulenten Phase befinden, wo Kinder in Mitleiden-
schaft gezogen sind, Kurzseminare anbieten, wo den
Eltern von Experten Tipps gegeben werden, wie sie
in dieser Situation ausreichend auf die Belange und In-
teressen sowie Bedürfnisse der Kinder Rücksicht neh-
men können.

Ich kann alle Kolleginnen und Kollegen, die auf die-
semGebiet tätig sind und an einem solchen Seminar für
ihre Klienten Interesse haben, schon jetzt für den Ter-
min 11. 2. 2010, 19.00 Uhr, in den Räumlichkeiten der
Rechtsanwaltskammer Wien einladen. Dieses Seminar
wird, da es ein Pilotprojekt ist, für alle kostenlos sein, wo-
bei die Zielgruppe des Seminars Paare in Trennung
sind, bei denen die Belange der Kinder entsprechend
berücksichtigt werden sollen.

Selbstverständlich werden wir im nächsten Jahr auch
wieder Fortbildungsseminare für MediatorInnen an-
bieten.

Falls Sie an die AVMWünsche oder Anregungen he-
rantragen möchten, stehen Ihnen hiefür unsere Kolle-
gin Dr. Ingrid Auer und ich gerne zur Verfügung.

Mit meinen besten Wünschen zum Jahreswechsel
verbleibe ich

mit freundlichen kollegialen Grüßen

Dr. Michael Czinglar,
Generalsekretär
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Kundmachung des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages

Die Vertreterversammlung des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages hat bei ihrer Tagung

am 5. November 2009 beschlossen:
Änderung der „Richtlinien für die Ausübung des

Rechtsanwaltsberufes und für die Überwachung
der Pflichten des Rechtsanwaltes“

(RL-BA 1977, kundgemacht im „Amtsblatt zur Wie-
ner Zeitung“ vom 14. Dezember 1977, 25. Oktober
1980, 30. März 1983, 13. Juli 1984, 31. Mai 1989,
24. März 1990, 30. März 1991, 14. Februar 1993,
24. Oktober 1993, 23. März 1994, 10. Februar 1995,
29. Juni 1995, 8. Oktober 1997, 13. Oktober 1998 [be-
richtigt am 7. Dezember 1998], 22. April 1999,
28. September 1999, 12. April 2000, 10. April 2001,
27. September 2001, 2. Oktober 2002 und auf der Ho-
mepage des Österreichischen Rechtsanwaltskammerta-
ges [http://www.rechtsanwaelte.at] am 10. Mai 2004,
5. Oktober 2004, 22. April 2005, 10. Oktober 2005,
15. Mai 2006, 3. Oktober 2006, 2. Mai 2007, 8. Okto-
ber 2007, 28. April 2008, 11. Mai 2009), die mit 1. Jän-
ner 2010 in Kraft tritt:

In § 9 Abs 1 RL-BA wird „EuRAG“ durch
„EIRAG“ ersetzt.

Anm: § 9 b RL-BA wurde durch das Erkenntnis
des Verfassungsgerichtshofes vom 4. Dezember 2008,
G 15/08 – 12 mit Wirkung 31. 12. 2009 aufgehoben.

Die Überschrift zum Artikel III RL-BA lautet
nunmehr wie folgt:

Artikel III – Das Mitglied der Rechtsanwaltskammer
und sein Stand

§ 20 RL-BA lautet nunmehr wie folgt:
Ein Mitglied einer Rechtsanwaltskammer hat im Fall

eines persönlichen Streites aus der Berufsausübung mit
einem anderen Mitglied einer Rechtsanwaltskammer
den Ausschuß seiner Rechtsanwaltskammer um Ver-
mittlung anzurufen.

§ 21 RL-BA lautet nunmehr wie folgt:
Ein Mitglied einer Rechtsanwaltskammer hat Dis-

ziplinarangelegenheiten geheim zu halten, soferne
nicht eine sachliche Notwendigkeit deren Offenbarung
rechtfertigt.

§ 22 RL-BA lautet nunmehr wie folgt:
Übernimmt der Rechtsanwalt eine Vertretung gegen

ein anderes Mitglied einer Rechtsanwaltskammer, so
hat er dem Ausschuß der Rechtsanwaltskammer, der
dieser angehört, die Übernahme der Vertretung anzu-
zeigen und über das Ergebnis der Vertretung zu berich-
ten.

§ 23 RL-BA lautet nunmehr wie folgt:
Das Mitglied einer Rechtsanwaltskammer hat die

ihm von der Rechtsanwaltskammer erteilten Aufträge
zu befolgen und seine ihr gegenüber bestehenden
Pflichten zu erfüllen.

Art XV Z 4 und Z 5 RL-BA lauten nunmehr wie
folgt:

4. sich im Verkehr mit Gerichten und Rechtsanwäl-
ten des Elektronischen Rechtsverkehrs zu bedienen
und auf allen Schriftstücken den ADVM-Code anzu-
führen;

5. in jenen Fällen, in denen er dem Gericht eine Kos-
tennote legt, – unbeschadet gesetzlicher Vorschriften –

auch dem Gegenvertreter eine Gleichschrift dieser
Kostennote auszufolgen.

DER ÖSTERREICHISCHE
RECHTSANWALTSKAMMERTAG

Dr. Gerhard Benn-Ibler
Präsident

Kundgemacht auf der Homepage des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages (http://www.rechtsanwaelte.at)
am 9. November 2009.

Kundmachung des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages

Die Vertreterversammlung des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages hat bei ihrer Tagung

am 5. November 2009 beschlossen:
Änderung der „Richtlinie für die Ausbildung von

Rechtsanwaltsanwärtern“
(RL-RAA, kundgemacht auf der Homepage des

Österreichischen Rechtsanwaltskammertages [http://
www.rechtsanwaelte.at] am 28. April 2008), die mit
1. Jänner 2010 in Kraft tritt:

§ 1 Abs 1 RL-RAA lautet nunmehr wie folgt:

(1) Rechtsanwaltsanwärter haben an Ausbildungsver-
anstaltungen im Ausmaß von mindestens 42 Halbtagen
teilzunehmen.

DER ÖSTERREICHISCHE
RECHTSANWALTSKAMMERTAG

Dr. Gerhard Benn-Ibler
Präsident

Kundgemacht auf der Homepage des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages (http://www.rechtsanwaelte.at)
am 9. November 2009.
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Kundmachung des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages

Die Vertreterversammlung des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages hat bei ihrer Tagung

am 5. November 2009 beschlossen:
Änderung der „Richtlinie gemäß § 37 Abs 1 Z 1a

RAO über Ausweiskarten mit elektronischer An-
waltssignatur“

(Ausweis-RL, kundgemacht auf der Homepage des
Österreichischen Rechtsanwaltskammertages [http://
www.rechtsanwaelte.at] am 3. Oktober 2006), die mit
1. Jänner 2010 in Kraft tritt:

In § 1 Ausweis-RL wird „Mitgliedern“ durch
„Rechtsanwälten“ ersetzt.

DER ÖSTERREICHISCHE
RECHTSANWALTSKAMMERTAG

Dr. Gerhard Benn-Ibler
Präsident

Kundgemacht auf der Homepage des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages (http://www.rechtsanwaelte.at)
am 9. November 2009.

Kundmachung des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages

Die Vertreterversammlung des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages hat bei ihrer Tagung

am 5. November 2009 beschlossen:
Änderung der „Geschäftsordnung des Österrei-

chischen Rechtsanwaltskammertages gemäß § 40
Abs 3 Z 7 RAO“

(Geo-ÖRAK, kundgemacht auf der Homepage des
Österreichischen Rechtsanwaltskammertages [http://
www.rechtsanwaelte.at] am 10. Mai 2004), die mit
1. Jänner 2010 in Kraft tritt:
§ 1 Abs 1 und Abs 2 Geo-ÖRAK lauten nunmehr
wie folgt:
(1) Die einzelnen Rechtsanwaltskammern haben bis

zum 15. 1. eines jeden Jahres ihren Mitgliederstand
zum 31. 12. des Vorjahres, getrennt nach Eintra-
gungen in die Liste der Rechtsanwälte gemäß § 5
RAO, Eintragungen in die Liste der niedergelas-
senen europäischen Rechtsanwälte gemäß § 9
EIRAG und Eintragungen in die Liste der Rechts-
anwaltsanwärter gemäß § 30 RAO, dem Österrei-
chischen Rechtsanwaltskammertag bekanntzuge-
ben.

(2) Aus der Summe der Anzahl der in die Liste der
Rechtsanwälte gemäß § 5 RAO und der in die Liste
der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte
gemäß § 9 EIRAG ergibt sich die Anzahl der Dele-

gierten einer Rechtsanwaltskammer gemäß § 39
Abs 1 Z 2 RAO. Hinzu kommen die dem Ausschuss
einer Rechtsanwaltskammer angehörenden
Rechtsanwaltsanwärter gemäß § 39 Abs 1 Z 3
RAO.

§ 2 Geo-ÖRAK lautet nunmehr wie folgt:
(1) Änderungen bei den Delegierten sind dem Präsi-

denten des Österreichischen Rechtsanwaltskam-
mertages unverzüglich bekanntzugeben.

§ 17 Abs 2 Geo-ÖRAK lautet nunmehr wie folgt:
(2) Die Aufbringung der erforderlichen Mittel erfolgt

durch Beiträge der Rechtsanwaltskammern je nach
der Anzahl der Rechtsanwälte vom 31. 12. des Vor-
jahres, das heißt nach der Summe der Anzahl der in
die Liste der Rechtsanwälte gemäß § 5 RAO und
der in die Liste der niedergelassenen europäischen
Rechtsanwälte gemäß § 9 EIRAG eingetragenen
Rechtsanwälte.

DER ÖSTERREICHISCHE
RECHTSANWALTSKAMMERTAG

Dr. Gerhard Benn-Ibler
Präsident

Kundgemacht auf der Homepage des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages (http://www.rechtsanwaelte.at)
am 9. November 2009.
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Plenarversammlung der Oberösterreichischen Rechtsanwaltskammer
am 15. 10. 2009

B ei der diesjährigen Plenarversammlung am
15. 10. 2009 im Alten Rathaus in Linz waren 91

der 620 oberösterreichischen Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälte anwesend. Nach der Begrüßung stellte
Präsident Dr. Peter Posch die Beschlussfähigkeit zumin-
dest hinsichtlich der durchzuführenden Wahlen und
der Beschlussfassung über die Leistungsordnung 2010,
die Beitragsordnung 2010 und die Umlagenordnung
2010 fest.

Präsident Dr. Posch dankte zunächst Frau Vizepräsi-
dentin Dr.Waltraute Steger für ihren langjährigen enga-
gierten Einsatz sowohl als Vizepräsidentin des Öster-
reichischen Rechtsanwaltskammertages als auch als
Mitglied des Ausschusses der Oberösterreichischen
Rechtsanwaltskammer.

Daraufhin erstattete der Präsident den alljährlichen
Bericht über die wesentlichsten standespolitischen Er-
eignisse und Entscheidungen des vergangenen Jahres.
Er berichtete dazu, dass das Berufsrechtsänderungsge-
setz 2010 als wesentlichste Neuerung die Einbeziehung
der Rechtsanwaltsanwärter in die Kammer bringen
wird. Damit ist ein als Regelungslücke empfundener
Zustand beendet worden. Rechtsanwaltsanwärter wer-
den zukünftig pensions-, unfall- und krankenversichert
sein. Zu den laufenden Kollektivvertragsverhandlun-
gen musste der Präsident leider darauf hinweisen, dass
die Verhandlungen vorläufig ins Stoppen geraten sind,
weil dem Wunsch der OÖ. Rechtsanwaltskammer, den
Kollektivvertrag nicht rückwirkend abzuschließen, bis-
her von Seiten der Gewerkschaft der Privatangestellten
nicht entsprochen wurde. Berichtet wurde auch, dass
die Ausbildung der jungen Rechtsanwaltsanwärter
und die von ihnen abverlangte Rechtsanwaltsprüfung
überdacht und nötigenfalls verbessert werden soll.

Im Anschluss daran erstattete der Präsident des Dis-
ziplinarrates Dr. Christian Slana den Bericht über die
Tätigkeit des Disziplinarrates und dankte seinerseits
Herrn Kammeranwalt Dr. Heinrich Neumayr und
Herrn Kammeranwalt-Stellvertreter Dr.Helmut Trenk-
walder, die ebenfalls aus ihrer Funktion ausscheiden, für
ihre langjährige verdienstvolle Tätigkeit.

Die Beitragsordnung 2010, die eine Erhöhung des
allgemeinen Kammerbeitrags auf € 640,–/Jahr und eine
Valorisierung des Beitrags zum Vertrauensschaden-
fonds auf € 100,–/Jahr vorsieht, wurde ebenso beschlos-
sen wie die Leistungsordnung 2010, die eine Erhöhung
der Renten um 2% bringt und die Umlagenordnung
2010, mit der imWesentlichen die Beiträge zur Versor-
gungseinrichtung Teil A auf € 6.392,92 und der monat-
liche Betrag für den Nachkauf von Versicherungszeiten
mit € 929,25 festgesetzt wurden. Im Detail darf auf die

dazu ergangenen Kundmachungen auf www.rechtsan-
waelte.at verwiesen werden. Über die ebenfalls zur Ab-
stimmung stehenden Änderungen der Satzungen der
Versorgungseinrichtung Teil A und Teil B sowie die
Änderungen der Geschäftsordnung des Ausschusses
der OÖ. Rechtsanwaltskammer konnte mangels ent-
sprechenden Quorums keine Entscheidung getroffen
werden.

Mag. René Lindner referierte die wesentlichen Zahlen
des Rechnungsabschlusses 2008 und des Voranschlages
für 2010. Herr Rechnungsprüfer Dr. Georg Maxwald
teilte mit, dass der Rechnungsabschluss 2008 von den
Rechnungsprüfern geprüft wurde und beantragte,
dem Ausschuss die Entlastung zu erteilen. Dem Aus-
schuss wurde (mit Stimmenthaltung des Ausschusses)
die Entlastung erteilt. Der Rechnungsabschluss 2008
wurde ebenso genehmigt wie der Voranschlag für 2010.

Bei den diesjährigenWahlen wurde Präsident Dr. Pe-
ter Posch in seinem Amt bestätigt. Dr. Robert Mayrhofer,
Dr. Georg Schwab,Mag. Doris Prossliner und Mag. Wolf-
Rüdiger Schwager wurden als Mitglieder des Ausschus-
ses der OÖ. Rechtsanwaltskammer wiedergewählt,
Mag. Eva Huber-Stockingerwurde neu gewählt. Als Mit-
glieder des Disziplinarrates wurden Dr. Wolfgang Pils
und Dr. Klaus Steiner wiedergewählt, Dr. Sebastian
Mairhofer wurde neu gewählt. Dr. Gerhard Rothner
wurde als Anwaltsrichter wiedergewählt. Neu zum
Kammeranwalt gewählt wurde Mag. Klaus F. Lughofer,
Dr. Erhard Hackl und Dr. Johannes Kirschner wurden
neu zu Kammeranwalt-Stellvertreter gewählt. Dr. Ge-
org Maxwald undMag. Gerhard Hoyer wurden als Rech-
nungsprüfer bzw -Stellvertreter wiedergewählt. Dr.Ul-
rich Schwab wurde als Prüfungskommissär für die
Rechtsanwalts- und Richteramtsprüfung neu gewählt.
Ebenso wurden Dr. Norbert Nagele, Mag. Lydia Lindner
und Mag. René Haumer neu als Laienrichter im arbeits-
und sozialgerichtlichen Verfahren gewählt.

Zuletzt wurde die vom Ausschuss der OÖ. Rechtsan-
waltskammer beschlossene Werbeoffensive für 2010,
ein ca 100 Seiten starkes, qualitativ hochwertiges Jour-
nal, das das große Leistungsspektrum des Rechtsan-
walts darstellen und ein Verzeichnis aller oberösterrei-
chischen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte ent-
halten wird, vorgestellt.

Abschließend bedankte sich Präsident Dr. Posch bei
den anwesenden Rechtsanwältinnen und Rechtsanwäl-
ten für ihr Erscheinen. Das anschließend vorbereitete
Buffet bot Gelegenheit zum Gedanken- und Erfah-
rungsaustausch.

RA Dr. Peter Posch,
Präsident der Oberösterreichischen Rechtsanwaltskammer
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Vollversammlung der Salzburger Rechtsanwaltskammer am
12. 10. 2009

A nwesend waren 88 von 406 der in die Liste der
Salzburger Rechtsanwaltskammer eingetragenen

Kolleginnen und Kollegen. Nach Begrüßung und Fest-
stellung der Beschlussfähigkeit berichtete der Präsident
der Salzburger Rechtsanwaltskammer, Dr. Leopold
Hirsch, über die Arbeit des Ausschusses und dankte al-
len ehrenamtlichen Funktionären, insbesondere Herrn
Vizepräsident Dr. Wolfgang Lirk und Herrn Dr. Peter
Bleiziffer, die sich für eine Wiederwahl nicht mehr zur
Verfügung stellten.

Der Präsident referierte die vorliegende RAO-No-
velle, die ua die Einbeziehung der Rechtsanwaltsanwär-
ter/innen als ordentliche Mitglieder der Rechtsanwalts-
kammern vorsieht und befürwortete die vorgesehene
Regelung betreffend die Abgrenzung eigener und über-
tragener Wirkungsbereich, erläuterte die Stellung-
nahme der Salzburger Rechtsanwaltskammer und kriti-
sierte insbesondere, dass sich weder der von der Rechts-
anwaltschaft geforderte Anwaltsvergleich noch eine
Neuregelung der Sonderpauschalvergütung gem § 16
Abs 4 RAO noch eine Neuregelung des Kostenpfand-
rechtes bei Verfahrenshilfen im Entwurf wiederfindet.
Weiters wurden die Gebührenerhöhungen durch das
Budgetbegleitgesetz, insbesondere die Kosten von € 1,–
pro Kopie, kritisiert.

Anschließend erstattete der Präsident des Diszipli-
narrates, Dr. Thomas Feichtinger, den Bericht über die
Tätigkeit des Disziplinarrates.

Im Anschluss referierte Herr Dr. Michael Pressl die
Änderungen der Satzung Versorgungseinrichtung Teil
A und Teil B, hier insbesondere die Möglichkeiten
des Nachkaufes im Teil A und die neue Veranlagungs-
form des AVO-Fest im Teil B.

Die Satzungsänderungen Teil A wurden mit einer
protokollierten Gegenstimme und acht Stimmenthal-
tungen genehmigt. Die Satzungsänderungen Teil B
wurden ohne Gegenstimme mit vier Stimmenthaltun-
gen angenommen.

Es wurden sodann die wesentlichen Ziffern des Jah-
resabschlusses 2008 vorgetragen. Der Rechnungsprüfer
Herr RA Dr. Reinhard Ratschiller teilte mit, dass der Ab-
schluss 2008 von den Rechnungsprüfern geprüft wurde
und beantragte, dem Kammerausschuss die Entlastung
zu erteilen. Die Entlastung für den Jahresabschluss
2008 wurde mit Stimmenthaltung des Ausschusses er-
teilt. Der Jahresabschluss wurde mit zwölf Stimment-
haltungen genehmigt.

Einstimmig wurde der Voranschlag für die Kammer-
gebarung 2010 beschlossen.

Der Kammerbeitrag samt Zuschlägen (= Kam-
merbeitrag) beträgt für 2010 (gleich bleibend wie 2009)
wie folgt:

" Grundbeitrag € 900,–
" Zusatzbeitrag für den 1. RAA € 900,–
" Zusatzbeitrag für den 2. RAA € 1.800,–
" Zusatzbeitrag für den 3. RAA € 2.700,–
" Zusatzbeitrag für den 4. RAA € 3.600,–
" für eine(n) Angestellte(n) mit
Beglaubigungsurkunde € 130,–

" Zuschlag für lokale
Kammerwerbung entfällt für 2010

" Zuschlag für die Prämie der
Zweitrisikoversicherung bei einer
Versicherungssumme von € 363.364,17 € 1.089,–
bei einer Versicherungssumme von
€ 581.382,67 € 1.210,–

" für die Eintragung in die Liste
der Rechtsanwälte € 250,–

" für die Eintragung in die Liste
der Rechtsanwaltsgesellschaften € 250,–

" Zuschlag für den Notfallfonds € 0,–

Die Umlagenordnung 2010 wurde mit drei (davon
eine protokolliert) Gegenstimmen wie folgt beschlos-
sen:

" für Kammermitglieder unter 65 Jahre € 4.112,–
" für Kammermitglieder, die am 1. Jänner
des Beitragsjahres das 65. Lebensjahr
vollendet haben und deren Wartezeit
gem § 50 (1) lit a und b RAO zu
diesem Zeitpunkt vollendet war € 2.056,–

" für Kammermitglieder, die am 1. Jänner
des Beitragsjahres das 75. Lebensjahr
vollendet haben und deren Wartezeit
gem § 50 (1) lit a und b RAO zu diesem
Zeitpunkt vollendet war € 0,–

Zuschlag für niedergelassene europäische RAE auf
den Versorgungseinrichtungsbeitrag 100%.

" für den Nachkauf von Versicherungszeiten
pro Monat im Jahr 2009 € 930,–

" für den Nachkauf von Versicherungszeiten
pro Monat im Jahr 2010 € 960,–

" Sterbegeld fällig binnen 14 Tagen
ab Datum der Vorschreibung € 50,–

Der Antrag des Ausschusses der Salzburger Rechts-
anwaltskammer auf Erhöhung des Beitrages der „Zu-
satzpension – neu“ für 2010 auf € 4.400,– festzuset-
zen, wurde mit einer Gegenstimme angenommen.
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Die Leistungsordnung 2010 wurde einstimmig wie
folgt beschlossen:

" Festsetzung der Basisaltersrente auf
monatlich brutto € 1.976,–

(bei Zusammentreffen mehrerer Ansprüche erfolgt
eine anteilige Kürzung, sodass der Gesamtauszahlungs-
betrag nie mehr als brutto € 1.976,– beträgt. Sämtliche
Zahlungen erfolgen 14 x jährlich.)

Die durchgeführten Neuwahlen haben folgendes
Ergebnis gebracht:
Vizepräsident:
Dr. Erich Greger

Ausschussmitglieder:
Dr. Robert Krivanec
Dr. Harald Kronberger
Dr. Brigitte Piber
Dr. Michael Schubeck
Dr. Rupert Wolff

Der Präsident schloss die Vollversammlung mit dem
Dank an alle Funktionäre für ihr Engagement sowie
mit dem Dank an die Salzburger Landeshypotheken-
bank AG für das Sponsoring des Buffets.

RA Dr. Leopold Hirsch,
Präsident der Salzburger Rechtsanwaltskammer

Ordentliche Plenarversammlung der Vorarlberger Rechtsanwaltskam-
mer vom 14. 10. 2009

A n der ordentlichen Plenarversammlung der Vorarl-
berger Rechtsanwaltskammer in Feldkirch (Schat-

tenburg) nahmen 83 Rechtsanwälte teil. Nach der Be-
grüßung würdigte Präsident Dr. Sepp Manhart die Ver-
dienste der verstorbenen Kollegen Dr. Ernst Stolz,
Dr. Kurt Martschitz und Dr. Fritz Schneider. Nach Fest-
stellung der Beschlussfähigkeit folgte die Präsentation
über die Werbemaßnahmen des Herrn Sergej Kreibich
(Spitzar).

Nach der Genehmigung des Protokolls der ordentli-
chen Plenarversammlung vom 15. 10. 2008 folgte der
Tätigkeitsbericht des Herrn Präsidenten Dr. Sepp Man-
hart, mit welchem eine informative Übersicht über die
abgelaufene Periode mit den wichtigsten standesrecht-
lichen Entwicklungen, insbesondere im Zusammen-
hang mit dem BRÄG 2010, gegeben wurde. Es folg-
ten die Berichte des Präsidenten des Disziplinarrates,
Dr. Andreas Oberbichler, sowie des Referenten für Aus-
und Fortbildung, Dr. Christian Hopp, welche zustim-
mend zur Kenntnis genommen wurden.

Dem Bericht der Frau Vizepräsidentin Dr. Birgitt
Breinbauer über den Rechnungsabschluss 2008 folgte
der Bericht des Präsidenten über den Voranschlag
2010. Nach Berichterstattung des Rechnungsprüfers
Dr. Rolf Philipp wurden der Rechnungsabschluss 2008
und der Voranschlag für 2010 genehmigt.

Der Disziplinarrat und der Kammeranwalt und seine
Stellvertreter wurden neu gewählt. Zum neuen Präsi-
denten des Disziplinarrates wurde Dr. Armin Bonner
mit großer Mehrheit gewählt. Anstelle von Dr.Heinrich

Siegl wurde sein Kanzleikollege Mag. Reinhard Brunar
zum neuen Anwaltsrichter gewählt. Für die kommende
Periode neu gewählt wurden auch die Prüfungskom-
missäre für die Richteramtsprüfung.

Neu beschlossen wurde, vorbehaltlich Inkrafttretens
des BRÄG 2010, die neue Satzung zur Versorgungsein-
richtung Teil A. Ebenso neu beschlossen wurde nach
Einführung des AVO-FEST die Satzung zur Versor-
gungseinrichtung Teil B. Geändert und beschlossen
wurden zudem die Geschäftsordnung sowie die Sat-
zung zum Treuhandbuch.

Die Umlagenordnung zur Versorgungseinrichtung
für 2010 sowie die Kammerbeitragsordnung 2010 wur-
den, im Hinblick auf die Rechtsanwaltsanwärter vorbe-
haltlich des Inkrafttretens des BRÄG 2010, neu be-
schlossen. Die ebenso neu beschlossene Leistungsord-
nung zur Versorgungseinrichtung Teil A sieht für 2010
keine Änderung vor.

Der Antrag, bei der Auswahl der Anwälte im Online-
Anwaltsverzeichnis mit einem Zufallsmechanismus
vorzugehen, wurde mehrheitlich abgewiesen. Hinge-
gen wurde der Antrag, den Kammerausschuss zu er-
mächtigen, Kammerausgaben für humanitäre Standes-
zwecke zu genehmigen und eventuell erforderliche
Nachwahlen der Prüfungskommissäre sowie für fach-
kundige Laienrichter der Arbeits- und Sozialgerichte
durchzuführen, angenommen.

RA Dr. Sepp Manhart,
Präsident der Vorarlberger Rechtsanwaltskammer
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9th Annual Conference on European Tort Law (ACET)

Von 8. bis 10. 4. 2010 findet die vom Institut für
Europäisches Schadenersatzrecht der Österrei-

chischen Akademie der Wissenschaften (ESR) und
dem Europäischen Zentrum für Schadenersatz- und
Versicherungsrecht (ECTIL) veranstaltete Annual
Conference on European Tort Law zum neunten Mal
in Wien statt. Die Konferenz, die in englischer Sprache
abgehalten wird, informiert über die neuesten Entwick-
lungen des Schadenersatzrechts in Europa im Berichts-
jahr 2009.

Die Veranstaltung beginnt am Donnerstagabend
(8. 4. 2010) mit einem Eröffnungsvortrag von Lord
Bingham of Cornhill (Vereinigtes Königreich) und einem
anschließenden Empfang im österreichischen Justizmi-
nisterium.

Am Freitag (9. 4. 2010) berichten Experten aus den
verschiedenen Rechtsordnungen über die aktuellsten
schadenersatzrechtlichen Tendenzen in ihrem Heimat-
land. Es werden ReferentInnen aus 27 europäischen
Rechtsordnungen erwartet. Zudem stehen ein kurzer
rechtsvergleichender Überblick und eine Darstellung
der Entwicklungen auf europäischer Ebene auf dem
Programm.

Die Konferenz wird schließlich am Samstag
(10. 4. 2010) mit weiteren schadenersatzrechtlichen
Vorträgen fortgesetzt, die dem Themenbereich
„Wrongful Birth and Wrongful Life“ gewidmet sein
werden.

Im Anschluss an die Veranstaltung werden die Er-
gebnisse im Yearbook „European Tort Law 2009“
veröffentlicht.

Konferenzbeitrag € 400,– (inklusive eines Exem-
plars des Yearbook 2009)

Fördernde Mitglieder € 200,– (inklusive eines Exem-
plars des Yearbook 2009)

Universitätsangehörige,
Richter, Berufsanwärter € 50,– (nur Konferenz;

Kosten für Yearbook
zusätzlich ca € 80,–)

Juristen in Ausbildung € 30,– (nur Konferenz;
Kosten für Yearbook
zusätzlich ca € 80,–)

Konferenzbeiträge inkludieren Konferenzmateria-
lien, Abendempfang mit Buffet am Donnerstag, Mit-
tagsbuffet am Freitag und Erfrischungen während der
Konferenz.

Weitere Informationen und Anmeldung:
Europäisches Zentrum für Schadenersatz- und Versi-
cherungsrecht (ECTIL)
Reichsratsstraße 17/2, 1010 Wien, Österreich
Tel. (0043 1) 4277 29650; Fax (0043 1) 4277 29670;
E-Mail: ectil@ectil.org, Homepage: www.ectil.org

 Thanner/Soyer/Hölzl (Hrsg)

Kronzeugenprogramme
 Kartellrecht – Strafrecht – Zivilrecht
Kronzeugenprogrammen kommt bei der Aufdeckung von Kartellen und Wett-
bewerbsbeschränkungen eine wesentliche Bedeutung zu.
Dieser Sammelband stellt die Praxis der österreichischen Bundeswettbewerbs-
behörde bei Anwendung der Kronzeugenregelung dar und beleuchtet ihre 
Besonderheiten im internationalen Kontext.
Renommierte Experten erläutern und diskutieren über
  die verfassungs- und europarechtlichen Rahmen bedingungen,
  die Einsatzmöglichkeiten im Zivil- und Strafrecht sowie
   Chancen und Gefahren bei der Anwendung von Kronzeugenprogrammen.

2009. XII, 188 Seiten.
Br. EUR 48,–
ISBN 978-3-214-18401-8
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Verkehrsunfall im Ausland
Hat die Rom-II-Verordnung die Rechtslage
verändert? (aufgezeigt am Beispiel eines
Verkehrsunfalls in Italien)

Folgender Sachverhalt sei diesen Ausführungen
zu Grunde gelegt:
Der Mandant, österreichischer Staatsbürger und

auch in Österreich wohnhaft, hatte mit seinem Auto
mit österreichischem Kennzeichen einen Verkehrsun-
fall in Italien: Auf der Straße Monfalcone –Grado ist
ihm ein Auto mit italienischem Kennzeichen, gelenkt
von einem italienischen Staatsbürger, wohnhaft in Ita-
lien, mangels ausreichendem Sicherheitsabstand aufge-
fahren.

Zu klären ist nunmehr die Frage, welches Recht auf
den Schadenersatzanspruch des Österreichers anzu-
wenden ist.

Rechtslage bis 11. 1. 2009
Österreich hat die Haager Konvention vom

4. 5. 1971 am 12. 3. 1975 unterfertigt. In dieser be-
stimmt Art 3, dass das anzuwendende Recht das inner-
staatliche Recht des Staates ist, in dessen Hoheitsgebiet
sich der Unfall ereignet hat. Gemäß Art 8 Z 4 bestimmt
das anzuwendende Recht insbesondere Art und Um-
fang des Schadenersatzes.

Da sich der Unfall in Italien abspielte und Art 62 des
italienischen Internationalen Privatrechtes vom
31. 5. 1995 Nr 218 inhaltlich gleichlautend ist, ist da-
her bei der Geltendmachung des Schadenersatzanspru-
ches bei Verkehrsunfällen vor dem 11. 1. 2009, egal in
welchem Land der Anspruch prozessual durchgesetzt
wird, italienisches Recht anzuwenden.

Rechtslage nach dem 11. 1. 2009
Die EG VO Nr 864/207 vom 11. 7. 2007, kurz Rom

II genannt, trat ab 11. 1. 2009 in Kraft und ist in allen
EU-Mitgliedstaaten mit Ausnahme Dänemarks anzu-
wenden. Nach Art 4 dieser Verordnung ist das Recht
des Staates anzuwenden, in dem der Schaden eingetre-
ten ist, unabhängig davon, in welchem Land das scha-
densbegründende Ereignis oder indirekte Schadensfol-
gen eingetreten sind – ausgenommen der gewöhnliche
Aufenthalt von Schädiger und Geschädigtem befinden
sich im selben Staat. Die Sicherheits- und Verhaltensre-
geln, die an dem Ort des haftungsbegründenden Ereig-
nisses in Kraft standen, sind zu berücksichtigen (hier
insbesondere die italienischen Verkehrsregelungen).

Nach dieser Bestimmung wäre demnach im Hinblick
auf den erlittenen Schaden des Österreichers österrei-
chisches Recht anzuwenden, des Italieners italienisches
Recht.

Im vorliegenden Fall kommt es jedoch darauf an, in
welchem Staat (Österreich oder Italien) der Schadens-
ersatzanspruch geltend gemacht wird. Art 27 bestimmt
nämlich, dass (bestehende) gemeinschaftliche Sonder-
bestimmungen des Kollisionsrechtes unberührt blei-
ben, ohne allerdings auszuführen, um welche es sich
handelt.

Die Haager Konvention hat Österreich unterfertigt,
Italien nicht. Da nach dieser Bestimmung die Haager
Konvention Vorrang hat, kommt man zu dem absurden
Ergebnis, dass – wenn der Schadenersatzanspruch in
Österreich geltend gemacht wird – auf den Schadener-
satzanspruch italienisches Recht auch beim Österrei-
cher anzuwenden ist, wenn der Schadenersatzanspruch
in Italien geltend gemacht wird österreichisches Recht
für den Schaden des Österreichers anzuwenden ist.

Bei der Geltendmachung des Schadenersatzanspru-
ches in Österreich für unseren österreichischen Man-
danten hat sich auf Grund der Rom-II-Verordnung so-
mit nichts geändert.

Bedeutung
Dies zu übersehen kann – insbesondere wenn italie-

nisches Recht anzuwenden ist – zu nicht unbedeuten-
den Haftungsfällen führen. Das italienische Schadener-
satzrecht ist va im Bereich des Schmerzengeldes viel
weitreichender als das österreichische. Zuerkannt wird
Körperschaden (danno biologico), immaterieller Schaden
(danno morale), Entschädigung für entgangene Lebens-
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freude (danno esistenziale). Der danno biologico wird nach
Invaliditätspunkten berechnet und nach dem Ge-
schlecht und Alter des Patienten.

Auch der Personenkreis der Anspruchsberechtigten
im Falle des Todes des Verunfallten ist weitgehender;
so sind anspruchsberechtigt der Ehegatte, die Nach-
kommen, Nichten, Neffen, Großeltern, Geschwister,
Onkel und Tante und auch der Lebensgefährte.

Die Verjährungsfrist beträgt zwei Jahre, es genügt je-
doch ein eingeschriebener Brief, um diese zu unterbre-
chen – eine Klagseinbringung innerhalb der Frist ist
nicht notwendig.

Unterfertigt haben die Haager Konvention ua noch
nachstehende Staaten: Belarus, Belgien, Bosnien und
Herzegowina, Frankreich, Kroatien, Lettland, Litauen,
Luxemburg, Mazedonien, Montenegro, Niederlande,

(Aruba, Niederländische Antillen), Polen, Schweiz,
Serbien, Slowakei, Slowenien, Spanien und die Tsche-
chische Republik (Stand 2. 6. 2009).

Die aktualisierte Fassung des Geltungsbereiches be-
findet sich auf der Internetseite des EDA
www.eda.admin.ch/vertraege

Nicht unterfertigt hat zB Deutschland, sodass sich
das obengenannte Problem bei Verkehrsunfällen eines
Deutschen in Italien nicht stellt, wohl aber eines Ver-
kehrsunfalls eines Deutschen in Österreich.

RA Dr. Ulrike Walter,
zugelassen in Österreich und Italien

Partner von del Torre-Franco-Sgrazzutti,
Studio legale Associato
Gorizia/Udine (Wien)
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    • Zuständigkeit zur Verordnungserlassung
    • Erforderlichkeit von Verordnungen
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Disziplinarrecht

§ 19 DSt – einstweilige Maßnahme

Die Verhängung einer einstwMaßn ist während der gesamten Dauer der Anhängigkeit des Strafverfah-
rens gegen den DB möglich.

OBDK 21. 9. 2009, 16 Bkd 2/09

Aus den Gründen:
Für die Anordnung einer einstwMaßn ist allein ent-
scheidend, ob im Zeitpunkt der Beschlussfassung die
Voraussetzungen für ihre Anordnung vorliegen. Dass
die einstwMaßn erst geraume Zeit nach dem Strafan-
trag der StA Y vom 8. 7. 2008, nämlich am 16. 3. 2009
beschlossen wurde, wiewohl sie schon zu einem frühe-
ren Zeitpunkt (die StA hat bereits mit Note vom
8. 7. 2008, beim DR am 16. 7. 2008 eingelangt, bzw
mit Note vom 3. 11. 2008, beim DR am 7. 11. 2008
eingelangt, mitgeteilt, dass der Strafantrag wegen Ver-
gehens der Urkundenfälschung nach dem § 223 Abs 2
StGB eingebracht wurde bzw das Strafverfahren zu
17 U 149/08 des BG Y anhängig ist) hätte beschlossen
werden können, vermag daran nichts zu ändern. Es
liegt auf der Hand, dass während des gesamten Straf-
verfahrens allein schon die theoretische Möglichkeit,
dass ein RA einen Klienten vor eben diesem Strafge-
richt oder einem unterstellten BG zu verteidigen hat,
schwere Nachteile für die rechtsuchende Bevölkerung,
aber auch für das Ansehen des Standes nach sich zu zie-
hen geeignet ist (AnwBl 2005, 426 [Strigl]).

Eine abschließende Beurteilung der gegen den DB
im gerichtlichen Strafverfahren erhobenen Vorwürfe
wird im Rahmen des Gerichtsverfahrens zu treffen sein.
Bei den Verfahren betreffend einstwMaßn bzw deren
Verlängerung gem § 19 DSt handelt es sich nicht um
Strafverfahren, in denen den Standesangehörigen der

Unrechtsgehalt einer allenfalls begangenen strafrecht-
lichen Handlung vorgeworfen und nachgewiesen wird,
sondern um sichernde Maßnahmen. Diese können er-
lassen werden, wenn dies zur Vermeidung von schwe-
ren Nachteilen für die Interessen der rechtsuchenden
Bevölkerung unbedingt erforderlich ist (AnwBl 2006/
0830).

§ 19 Abs 1 DSt lässt den Zeitpunkt, zu welchem eine
einstwMaßn zu verhängen ist, offen, und räumt dem
DR die Möglichkeit zu deren Verhängung während
der gesamten Dauer des anhängigen Strafverfahrens
ein.

Vorliegendenfalls hat die StA Y mit der am
16. 7. 2008 beim DR der RAK in Z eingelangten Note
vom 8. 7. 2008 mitgeteilt, dass „am heutigen Tag beim
BG Y der Strafantrag wegen Vergehens der Urkunden-
fälschung nach dem § 232 Abs 2 StGB“ gegen den
Besch eingebracht wurde.

Bereits am 14. 11. 2007 wurde zu D 13/07 – 22 der
Einleitungsbeschluss gefasst.

Anmerkung:
Die einstwMaßn wurde mehrere Monate nach Fassung des
Einleitungsbeschlusses verhängt, was die OBDK zutreffend
als zulässig ansieht. In der Verhängung der einstwMaßn
liegt auch keine Vorverurteilung.

Klingsbigl

Disziplinarrecht

§ 19 DSt – einstweilige Maßnahme

Eine Selbstverpflichtung des DB, sich der Vertretung vor bestimmten Gerichten zu enthalten, vermag
die Notwendigkeit der Verhängung einer einstwMaßn zu verhindern.

OBDK 21. 9. 2009, 16 Bkd 1/09

Aus den Gründen:
Im vorliegenden Fall bestehen keine Anhaltspunkte da-
für, dass eine „Selbstverpflichtung“ des DB (Erklärung
vom 26. 2. 2009, dass er auf die Vertretungsbefugnis in
Strafsachen vor den Gerichten des OLG-Sprengels X
bis zur rk Beendigung des gegen ihn anhängigen Straf-
verfahrens zu 4 U 18/09 p des BG in P verzichtet) nicht
ausreichend wäre.

ISd Bestimmung des § 19 Abs 6 DSt sind Beschlüsse
über einstwMaßn insbesondere der OStA zuzustellen.
Durch eine Verständigung der OStA von der vorliegen-

den „Selbstverpflichtung“ des DB ist gewährleistet, dass
ein Verstoß dagegen entsprechend disziplinär geahndet
werden könnte.

Gem § 70 Abs 2 DSt sind auch die betreffenden Ge-
richte – soweit dies erforderlich ist – zu verständigen.
Dies gilt auch für einstwMaßn auf Entziehung des Ver-
tretungsrechtes gem § 19 DSt.

Nach den Gesetzesmaterialien „… wird eine Verstän-
digung auch dann nicht erforderlich sein, wenn die Einhal-
tung der einstwMaßn auf andere Weise gewährleistet ist“
(abgedruckt in Tades/Hoffmann, RAO8 § 70 DSt
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Anm 2). Ein derartiger Fall liegt hier vor; es ist nicht er-
sichtlich, aus welchen Gründen auch die Verständigung
der betreffenden Gerichte erforderlich wäre.

Gem § 16 Abs 2 RAO hat der nach §§ 45 oder 45 a
bestellte RA die Vertretung oder die Verteidigung der
Partei nach Maßgabe des Bestellungsbescheides zu
übernehmen. Diese Verpflichtung gilt selbstredend
bei der – hier vorliegenden – „Selbstverpflichtung“
des DB, seine Vertretungstätigkeit vor bestimmten Ge-
richten zu unterlassen, nicht. Der Ausschuss der RAK

ist vom DR von der vorliegenden Erklärung des DB
in Kenntnis zu setzen.

Anmerkung:
Es liegt im Ermessen des DR, ob er eine einstwMaßn ver-
hängt oder ob diese durch andere Schritte, etwa eine Selbst-
verpflichtung des DB, ersetzt werden kann. Es kann auch
eine Verständigung der betreffenden Gerichte unterbleiben.

Klingsbigl

Gebühren- und Steuerrecht

§ 33 TP 19 Abs 1 GebG – Gebührenfreie Umschuldung nur bei vorheriger gebührenpflichtiger Beur-
kundung – keine steuerfreie Umschuldung mündlicher Barvorlagen

Eine gebührenfreie Umschuldung iSd § 33 TP 19 Abs 1 GebG setzt voraus, dass der vorher bestandene
Kreditvertrag in einer für das Entstehen einer Gebührenpflicht maßgeblichen Weise beurkundet war.

VwGH 5. 3. 2009, 2007/16/0135

Sachverhalt:
Das FAUrfahr erließ am 12. 10. 2001 gegenüber der Bf
einen B gem § 3 Abs 4 GebG, womit ua für das Jahr
2000 Gebühr gem § 33 TP 19 GebG für Kreditver-
träge im Gesamtausmaß von € 4,055.731,71 festgesetzt
wurde. Dagegen brachte die Bf vor, dass es sich ihrer
Ansicht nach um eine gebührenfreie Umschuldung
handle, wobei es sich bei dem umgeschuldeten Kredit
um eine nicht gebührenpflichtige „mündliche Barvorla-
ge“ gehandelt habe.

Spruch:
Abweisung der Beschwerde als unbegründet.

Aus den Gründen:
Der VwGH hatte die zwischen den Parteien des ver-
waltungsgerichtlichen Verfahrens allein strittige Frage,
ob es für eine gebührenfreie Umschuldung erforderlich
ist, dass der vorher bestandene Kreditvertrag in einer
für das Entstehen einer Gebührenpflicht maßgeblichen
Weise beurkundet war oder nicht, bisher noch nicht zu
entscheiden. Im Schrifttum hingegen wurde diese
Frage bisher kontroversiell gesehen. Der VwGH ver-
mag sich den im Wesentlichen nur auf den Wortlaut
des Umschuldungstatbestandes gestützten Argumenten
von Arnold und Gaier aus folgenden Erwägungen nicht
anzuschließen:

Aus den Materialien zur Schaffung des § 33 TP 19
Abs 5 GebG im Wege der Novelle BGBl 1984/127
(215 BlgStP NR 16. GP) ist Folgendes zu entnehmen:
„Wird ein bestehender, in einer für das Entstehen der
Gebührenschuld maßgeblichen Weise beurkundeter
Kreditvertrag vorzeitig beendet und an dessen Stelle
ein neuer Vertrag mit einem anderen Kreditinstitut ab-
geschlossen und beurkundet, so muss nach der gelten-
den Rechtslage der Vertrag zwischen den neuen Ver-

tragspartnern selbständig und unabhängig davon, was
vorher war, vergebührt werden. Wenn daher der Kre-
ditnehmer aus wirtschaftlichen Gründen, etwa weil die
Konditionen günstiger sind, seinen Kreditgeber wech-
seln will, muss er mit einer gewissen Belastung durch
die Kreditvertragsgebühr rechnen. Um die Wahl der
für den Kreditnehmer günstigsten Variante nicht zu
beeinträchtigen, soll mit der vorgesehenen Begünsti-
gung für Umschuldungen eine Rechtslage geschaffen
werden, die gebührenrechtlich keinen Unterschied
macht, ob der Kreditnehmer bei seinem Kreditgeber
bleibt oder zu einem anderen überwechselt. Dies gilt
gleichermaßen für Darlehensverträge.“ Der Gesetzge-
ber hat in den Materialien erklärt, dass er dem mit der
Novelle BGBl 1984/127 neu geschaffenen Abs 5 der
TP 19 als Anwendungsvoraussetzung nur den Fall zu
Grunde legen wollte, dass „ein bestehender in einer
für das Entstehen der Gebührenschuld maßgeblichen
Weise beurkundeter Kreditvertrag“ umgeschuldet
wird. Dies macht auch durchaus Sinn, weil ja sonst
der Kreditnehmer durch eine (unter Umständen be-
trächtliche) Gebührenbelastung für die Umschul-
dungsurkunde daran gehindert sein könnte, eine sich
ihm bietende Gelegenheit, einen Kredit imWege einer
Umschuldung durch einen günstigeren Kredit, den
ihm ein anderer Kreditgeber gewährt, zu ersetzen. Da-
raus folgt aber, dass die Begünstigung nur dann eintre-
ten soll, wenn über den alten, umzuschuldenden Kre-
ditvertrag eine Urkunde errichtet war. Für eine An-
wendung des Begünstigungstatbestandes des § 33
TP 19 Abs 5 GebG hingegen auf Fälle, in denen über
den alten, umzuschuldenden Kreditvertrag (wie im Be-
schwerdefall) gar keine Urkunde errichtet war, bietet
sich dann aber kein Raum, weil dadurch eine unange-
messene Bevorzugung des beurkundeten Umschul-
dungsvorganges gegenüber allen beurkundeten Kredit-
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verträgen entstünde, für die es keinerlei sachliche
Rechtfertigung gebe.

Dazu kommt, dass der Gesetzgeber seinen in den
Materialien dargestellten Ausgangsfall für eine begüns-
tigte Umschuldung, nämlich das Vorhandensein eines
bestehenden (alten), beurkundeten Kreditvertrages
auch im Gesetzestext selbst klar zum Ausdruck ge-
bracht hat, indem § 33 TP 19 Abs 5 GebG nach dem
Terminus „Nachtrag“ (der einen Verweis auf § 21
GebG darstellt) (ua auch) den Begriff „Prolongation“
verwendet. Da aber § 33 TP 19 Abs 4 Z 1 leg cit betref-
fend diesen Begriff ebenfalls ausdrücklich die Gebüh-
renfreiheit davon abhängig macht, dass Kreditverträge
vorliegen müssen, „für die nach diesem Bundesgesetz
eine Gebühr zu entrichten war“, ist damit jedenfalls
auch im Wege des Gesetzestextes zusätzlich zu § 21
GebG (arg: „Nachtrag zu einer bereits ausgefertigten
Urkunde“) unmissverständlich klargestellt, dass es für
eine gebührenfreie Umschuldung erforderlich ist, dass
der alte Kreditvertrag jedenfalls iSd § 15 GebG beur-
kundet war.

Anmerkung:
1. Über die gebührenrechtliche Einordnung (in der Pra-
xis beliebter)mündlicher Barvorlagen (und die Fallstricke
einer – wenn auch nur geringfügigen – Gesellschafterstel-
lung des Darlehens-/Kreditgebers) wurde bereits in AnwBl
6/2009, 289 f berichtet. Im vorliegenden Fall musste sich
der VwGH nun mit der Frage der Umschuldung einer sol-
chen Barvorlage befassen. Strittig war, ob die für Umschul-
dungen vorgesehene Gebührenfreiheit auch zur Anwendung
kommt, wenn der umgeschuldete Vertrag selbst ursprünglich
(mangels Gebührenerrichtung) gar keiner Gebühr unterlag.

2. Der VwGH verneinte dies. Unter Hinweis auf die Ma-
terialien meinte der VwGH zunächst, eine weite Gebühren-
freiheit bewirke eine unangemessene Bevorzugung des beur-
kundeten Umschuldungsvorganges gegenüber allen beurkun-
deten Kreditverträgen. In der Tat könnten bei einem solchen
Verständnis (aus Nachweisgründen) vielleicht ungeliebte un-
beurkundete Rechtsgeschäfte von den Abgabepflichtigen im
Wege einer Umschuldung in Rechtsgeschäfte mit beurkunde-
tem Nachweis gebührenfrei transformiert werden. EinUm-
gehungsweg für die Gebührenpflicht von beurkunde-
ten Darlehens-/Kreditverträgen wäre damit eröffnet.

3. Es ist allerdings nicht ausgeschlossen, dass es dem Ge-
setzgeber rein rechtspolitisch sehr wohl zugestanden wäre,
solche Umgehungen dennoch in Kauf zu nehmen, wenn er
jedwede Barriere für die Umschuldung als solche beseiti-
gen hätte wollen. Es ist nämlich nicht von der Hand zu wei-
sen, dass ein Darlehens-/Kreditnehmer einen unbeurkunde-
ten Darlehens-/Kreditvertrag kaum durch einen beurkun-
deten Vertrag ersetzen wird, weil er dadurch seine ursprüng-
liche steuerliche Gestaltung wieder zunichte macht. Eine
solche Umschuldungsmöglichkeit würde er daher in den
meisten Fällen nicht wahrnehmen, sondern allenfalls sich
um einen neuerlich gebührenvermeidenden unbeurkundeten
Umschuldungsvorgang bei einem dann allerdings etwaig ge-
ringeren Anbieterkreis bemühen. Insofern kann die Enge der
Befreiung in der Tat ein gewisses Umschuldungshemmnis
sein, wenngleich die sonst eröffneten Umgehungsmöglichkei-
ten, die Aushöhlung des Urkundenprinzips und die Un-
gleichbehandlung zu von vornherein beurkundeten Darle-
hens-/Kreditverträgen klar gegen eine weite Umschuldungs-
befreiung sprechen.

4. Hätte der Gesetzgeber aber eine so weite Umschul-
dungsprivilegierung vornehmen wollen, die wirtschaftlich
zur Gänze gebührenfreie Darlehens-/Kreditgeschäfte trotz
Beurkundung ermöglicht und damit auch die Gebühren-
pflicht von Kreditverträgen an sich erschüttert, so hätte er
dies mE deutlicher zum Ausdruck bringen müssen. Der
Schluss des VwGH gegen eine solche weite Befreiung ist
aus der Systematik des GebG heraus naheliegender und auch
historisch-teleologisch in den Erläuterungen abgedeckt. Zu-
dem hat der VwGH auch im Gesetzestext des § 33 TP 19
Abs 5 GebG, nämlich in den Worten „Nachtrag“ und „Pro-
longation“, Belege ausgemacht, die gegen eine weite Gebüh-
renfreiheit sprechen. Beide Begriffe werden im GebG an an-
derer Stelle iZm bereits zuvor gebührenpflichtigen Tatbe-
ständen verwendet.

5. Vor dem Hintergrund kann man daher mE letztlich
mit dem VwGH zu Recht davon ausgehen, dass dem Um-
schuldungsprivileg des GebG im Ergebnis eine Art Prinzip
der Einmalvergebührung zu Grunde liegt (vgl aber die
Kritik bei Arnold, SWK 2009, S 626 ff). Bei der Begleitung
von Umschuldungen ist das vorliegende Erk im beraterlichen
Gebührenalltag jedenfalls zu beachten, damit nach der
Umschuldung keine unangenehme Gebührenüberra-
schung entsteht.

Franz Philipp Sutter
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329. Neuhauser, Franz: Gerichts- und Sachverständi-

gengebühren und Verfahrenshilfe für minder-
jährige Kinder

18. | 343. Grüblinger, Kirstin: Der Leasingvertrag – Ein
Überblick

347. Harrich, Andrea:Das mangelhafte Leasingobjekt
– Gewährleistung beim mittelbaren Finanzie-
rungsleasing

352. Neumayer, Georgia: Die Neufassung der Zah-
lungsverzugs-RL 2000/35/EG
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Für Sie gelesen
" Schlüsselqualifikationen. Kommunikation · Mediation · Rheto-

rik · Verhandlung · Vernehmung. Von Reiner Ponschab/Adrian
Schweizer (Hrsg). Bearbeitet von Ivo Greiter/Gerhard Lochmann/
Reiner Ponschab/Adrian Schweizer/Rouven Soudry. Verlag Dr. Otto
Schmidt, Köln 2008, 314 Seiten, br, a 30,70.

Schlüsselqualifikationen? Was ist das? Kom-
munikation, Gesprächsführung, Rhetorik, Ver-
nehmungslehre, Verhandlungsführung und
Mediation bilden einen festen Bestandteil der
deutschen Juristenausbildungs- und Prü-
fungsordnungen. Das im deutschen Sprach-
raum einzigartige Werk versteht sich als
Lehr- und „Lernbuch“ für Softskills in der
Praxis für Rechtsanwälte. Anhand von Bei-

spielen, Anekdoten und Geschichten wird auf sehr unter-
haltsame und strukturierte Weise nicht nur Wissen,
sondern Können vermittelt.

Im ersten Beitrag schildert Adrian Schweizer den Erstkon-
takt und das Mandatsverhältnis eines Rechtsanwalts, der als
Meister der Gesprächsführung bezeichnet werden kann.
Rouven Soudry spannt dann den Bogen von den Grundlagen
der Rhetorik bis zum perfekten Plädoyer. Im dritten Teil
schildert Gerhard Lochmann die richtigen Fragetechniken
für verschiedenste Situationen im anwaltlichen Bereich. Rei-
ner Ponschab stellt sodann erfolgreiche Verhandlungstechni-
ken vor und erläutert das Wesen und den Ablauf der Media-
tion. Zum Abschluss schildert Ivo Greiter die praktische An-
wendung anwaltlicher Kommunikation in unterschiedlichen
Situationen und gibt wertvolle Tipps für die tägliche Praxis
von Rechtsanwälten.

In unserer Branche ist alles Kommunikation, fachliche ju-
ristische Fähigkeiten allein gewährleisten nicht den berufli-
chen Erfolg als Rechtsanwalt. Dieses Buch hebt sich von
der üblichen juristischen Literatur ab, geht gezielt auf den
Beruf des Rechtsanwalts ein und verschafft dem Leser kon-
kreten Nutzen.

Stefan Schwärzler

" ÖNORM B 2110, Praxiskommentar zum Bauwerkvertrags-
recht. Von Hermann Wenusch. Springer-Verlag, Wien 2009, XVII,
596 Seiten, geb, a 179,95.

Bekanntlich wurde die maßgebliche Bauwerk-
vertragsnorm, ÖNORM B 2110, vollständig
neu überarbeitet. Der Kommentar folgt syste-
matisch dem Aufbau der ÖNORM B 2110.
Das Werk ist übersichtlich gegliedert und es
werden die Probleme in einfacher verständli-
cher Sprache aufbereitet.

Ergänzt wird der Kommentar durch einen
eigenen „Konsumentenschutz“-Teil sowie

eine Gegenüberstellung der ÖNORM B 2110 alt zu der
nunmehr geltenden.

Durch die Einarbeitung der maßgeblichen einschlägigen
Lehre sowie der maßgeblichen höchstgerichtlichen Rsp bie-
tet der handliche Kommentar einen raschen ersten Über-
blick.

Das Werk ist für mit Bauprojekten befasste Juristen ein
wesentlicher Arbeitsbehelf.

Robert Ertl

" Handbuch Verkehrsrecht. Von Lukas Bauer (Hrsg). facultas wuv
Universitätsverlag, Wien 2009, 511 Seiten, geb, a 78,–.

Die Herausforderungen an das Verkehrsrecht
als klassische Querschnittsmaterie sind vielfäl-
tig. Dies wirkt sich auch auf die Bedeutung
des Verkehrsrechts für die juristische Praxis
und Rechtsberatung auf nationaler und inter-
nationaler Ebene aus, die seit Jahren konstant
steigt.

Rechtsanwender sind in der Praxis immer
häufiger mit dem Problem konfrontiert, sich

rasch einen Überblick über ein bestimmtes Thema des Ver-
kehrsrechts verschaffen zu müssen. Oft fehlt jedoch die Zeit,
um sich im Detail mit den äußerst weitreichenden Gebieten
des Verkehrsrechts auseinanderzusetzen. Dies insbesondere
dann, wenn einzelne Bereiche des Verkehrsrechts nicht zu
ihren Fachgebieten und bevorzugten „Einsatzgebieten“ ge-
hören.

Nunmehr steht mit dem von Bauer, Rechtsanwaltsan-
wärter bei Newole Rechtsanwaltskanzlei, herausgegebenen
Handbuch Verkehrsrecht ein Hilfsmittel zur Verfügung,
das nach dem Willen des Herausgebers eine nützliche und
hilfreiche Unterstützung für den verkehrsrechtlichen Alltag
darstellen soll. Über 20 Autoren geben einen kompakten
Überblick über die jeweils kapitelweise betrachteten Rechts-
gebiete. Zahlreiche Verweise auf Gesetzgebung und Rsp er-
leichtern die Vertiefung in die gewünschte Materie.

Die Palette der in diesem Handbuch behandelten ver-
kehrsrechtlichen Themenbereiche ist außerordentlich breit;
sie umfasst so unterschiedliche Gebiete wie Schadenersatz-
recht, Versicherungsrecht, Straßenverkehrsrecht, Transport-
recht, Umweltrecht oder Luftfahrtrecht.

Das Handbuch Verkehrsrecht besticht durch Übersicht-
lichkeit und Verständlichkeit. Es wird seinem Anspruch ge-
recht, der rechtsberatenden Praxis einen raschen Einstieg
in die verschiedenen Rechtsbereiche des Verkehrsrechts zu
bieten. Das Handbuch Verkehrsrecht sollte in keiner juristi-
schen Fachbibliothek fehlen und kann als Behelf für die Ar-
beit im juristischen Alltag jedenfalls empfohlen werden.

Philipp Markowski
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" Berufs- und Standesrecht der Rechtsanwälte. Von Helmut Zie-
hensack/René Ruprecht. Verlag LexisNexis ARD Orac, Wien 2009,
Rechtsskriptum, 80 Seiten, br, a 15,–.

Das Skriptum richtet sich primär an Rechts-
anwaltsanwärter, die einen Überblick über
das Berufs- und Standesrecht der Rechts-
anwälte erhalten wollen und ist daher gut
zur Vorbereitung auf den entsprechenden
Prüfungsgegenstand bei der Rechtsanwalts-
prüfung geeignet. Es bietet eine gute Über-
sicht über alle Bereiche des Standesrechtes,
insbesondere über die Kammerorganisation

und die Voraussetzungen zur Ausübung des Rechtsanwalts-
berufes im allgemeinen Teil. Das zweite Kapitel stellt die we-
sentlichsten Rechte und Pflichten eines Rechtsanwaltes dar
und das dritte Kapitel beschäftigt sich sehr ausführlich mit
dem Disziplinarrecht. Zusätzlich bietet das Werk in Schau-
bildern und Übersichtskästchen eine kurze Zusammenfas-
sung zu den einzelnen Kapiteln für den schnellen Leser
bzw zur Wiederholung vor der Prüfung. Ebenfalls enthalten
sind zahlreiche Beispiele aus der Judikatur zum besseren Ver-
ständnis.

Als kleiner Schwachpunkt ist die knappe Aufarbeitung von
standesrechtlichen Problemstellungen und Fragen im Be-
reich des anwaltlichen Kosten- und Honorarrechtes zu nen-
nen. Diesem Thema widmen sich die Autoren jedoch aus-
führlich in einem eigenen Skriptum, welches noch dieses
Jahr erscheinen soll.

Aufgrund der umfassenden und effizienten Aufbereitung
dieses Rechtsbereiches ist dieses Werk insbesondere für Be-
rufsanfänger zum schnellen Einstieg in das Standesrecht wie
auch für den erfahreneren Rechtsanwaltsanwärter zur Vor-
bereitung auf die Berufsprüfung uneingeschränkt zu emp-
fehlen.

Wolfgang Schäfer

" Kindesunterhalt im Zivilverfahren. Außerstreit-, exekutions-
und konkursrechtliche Aspekte. Von Katharina Schwarzinger.
Neuer wissenschaftlicher Verlag, Wien 2008, 348 Seiten, br,
a 48,80.

Nicht viele Dissertationen schaffen es in
Buchform veröffentlich zu werden. Die Vor-
liegende, im neuen wissenschaftlichen Verlag
Erschienene, beschäftigt sich auf das Ausführ-
lichste mit dem Kindesunterhalt. Ein Thema,
welches auf den ersten Blick recht einfach zu
beschreiben ist, vertieft man sich allerdings
weiter in die Materie, stößt man auf eine
schier unendliche Zahl an Judikatur und Lite-
ratur. Gerade die sehr oft auftretende Einzel-

fallabhängigkeit lässt einen genauen Gesamtüberblick sehr
schwer erscheinen.

Ein solcher ist der Autorin hervorragend gelungen. In
übersichtlicher Form werden die Grundlagen des Unter-
haltsrechts dargestellt, die in der Praxis verwendeten For-
meln aufgelistet, erklärt und anhand von zahlreichen Bei-
spielen verdeutlicht.

Das Inhaltsverzeichnis ist umfangreich, für den Praktiker
ist allerdings das sehr ausführliche Stichwortverzeichnis
zum raschen Nachschlagen besser geeignet.

Neben den materiellen Aspekten des Kindesunterhalts,
welche im ersten Kapitel des Buches behandelt werden,
dringt die Autorin auch in die exekutions- und konkursrecht-
lichen Aspekte des Unterhaltsrechts ein. So werden die Fra-
gen der exekutiven Durchsetzung des Unterhaltsanspruchs,
der Konkurseröffnung über das Vermögen des Unterhalts-
verpflichteten und des Unterhaltssicherungsverfahrens bear-
beitet.

Das große Literaturverzeichnis und die einer Dissertation
entsprechenden zahlreichen Fundstellennachweise lassen
eine noch intensivere Vertiefung in die Materie zu.

Der Praktiker bekommt einen detailreichen, sehr gut auf-
gearbeiteten Einblick in das Kindesunterhaltsrecht. Für den
Nichtjuristen ist das Buch zu detailliert.

Ruth Hütthaler-Brandauer

" Der Staat der Mitte. Verfassungsgeschichte der Bundesrepu-
blik Deutschland. Von Jörn Ipsen. Verlag C. H. Beck, München
2009, XVI, 476 Seiten, LN, a 29,90.

Das Bonner Grundgesetz als 60-jähriges
Erfolgsmodell
Neuerdings gerät das bundesdeutsche Staats-
recht wieder in den Fokus des österrei-
chischen Interesses, vor allem was die Sicht-
weise der Europäischen Integration seitens
des BVerfG (Urteil v 30. 6. 2009, 2 BvE 2/
08 ua) betrifft. Daher soll hier etwas ausführ-
licher auf ein neues verfassungshistorisches
Überblickswerk zum Bonner Grundgesetz
eingegangen werden. Der Autor, Professor

für Staatsrecht in Osnabrück (geboren 1944, berufen 1981),
amtiert seit 2007 auch als Präsident des niedersächsischen
Staatsgerichts und ist im Kreis der deutschen Staatsrechts-
lehrer natürlich kein Unbekannter. Das hier angezeigte Buch
erschien zu einem editorisch sinnvoll gewählten Zeitpunkt
anlässlich der 60-Jahr-Feier zum Bonner Grundgesetz, die
am 23. 5. 2009 stattfand. Obwohl vielfach als Provisorium
angesehen, vom Freistaat Bayern seinerzeit sogar abgelehnt,
erwies sich das Bonner GG als dauerhaft und gut geeignet,
um als Konstitution für einen, auf 70 Mio Einwohnern ge-
wachsenen Bundesstaat zu dienen. Dabei kommt die Verfas-
sung des Nachbarn im Wesentlichen ohne plebiszitäre Ele-
mente (ausgenommen bei Grenzänderungen) aus, verfügt
über einen indirekt gewählten Bundespräsidenten und einen
Bundestag, der in einem gemischtenWahlsystem nachHare-
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Niemeyer kreiert wird und dessen genaue Mandatszahl im-
mer erst nach der Wahl feststeht. Verantwortlich dafür sind
so genannte Überhangmandate, während in Österreich die
fixe Zahl von 183 laut NRWO in einem bundesweiten Pro-
portionalausgleich vergeben bzw auf die Wahlparteien auf-
geteilt wird. Anders als in der bisher immer maskulin regierte
Republik Österreich konnte mit der geborenen Hamburge-
rin Angela Merkel erstmals eine Frau das Berliner Kanzler-
amt erobern. In mancher Hinsicht erweist sich die BRD auch
als ausgeprägt föderal, etwa was den Sitz der Höchstgerichte
in diversen Städten (ua Karlsruhe, Leipzig), die Zweifelsre-
gel zugunsten der Länder in der Justiz und den Status der
Länder betrifft. Dafür ist das Landesrecht nach dem B-VG
insofern stärker, als es grundsätzlich gleichrangig mit dem
Bundesrecht ist und keiner derogatorischen Regel der Ver-
fassung unterliegt, da erst die Kompetenzfeststellung des
VfGH neues Bundesverfassungsrecht schafft, Bundesrecht
aber nicht Landesrecht „bricht“.

Ipsen reflektiert nicht nur die verfassungsrechtlichen
Aspekte des Bonner GG, sondern – wie der Titel schon im-
pliziert – auch die politischen Auswirkungen der Konstituti-
on, vor allem auf Regierung und Staatlichkeit. Eine vorran-
gige Rolle nimmt dabei die Nutzung des Instruments der
Vertrauensfrage ein; anders als in Österreich dem NR fehlt
dem deutschen Bundestag das Recht der Selbstauflösung,
weshalb die Kanzler vielfach Vertrauensfragen stellen, um
den Bundespräsidenten zur Auflösung (binnen 21 Tagen)
zu bewegen. Dass eine Regierung durch den Bundstag zu
Fall kam, ist noch in Erinnerung, als Kanzler Schmidt das
Vertrauen verlor. Alle anderen Vertrauensfragen waren aber
taktischer Natur und dienten gewillkürten Neuwahlen oder
der Disziplinierung von Regierungsmitgliedern. Dass das
gegenbeteiligte Staatsoberhaupt in die Neuwahlplanung sel-
ten eingebunden wurde, macht das deutsche Verfassungsle-
ben nicht einfacher, wenn auch lebendiger. Als Grenzorgan
und Korrektiv fungiert das Bundesverfassungsgericht, das
im Organstreitverfahren auch von Regierungsmitgliedern
angerufen werden kann, was indes im Rahmen der Richtlini-
enkompetenz des Kanzlers/der Kanzlerin eher theoretischer
Natur ist. Hingegen haben schon des Öfteren Abgeordnete
des Bundestags ihre drohende Abwahl (bzw nicht erfolgende
Kandidatur bei Neuwahlen) verhindern wollen, indem sie
dem BVerfG die Frage der Rechtmäßigkeit der Parlaments-
auflösung vorlegten, wenn auch ohne Erfolg.

Für österreichische Verfassungsrechtsexperten sind die
soeben aufgezeigten Besonderheiten des GG eher exotische
Fragen, doch mögen diese Schachzüge historisch-politisch
von Interesse sein. Unterschiedlich sind indes die methodi-

schen Voraussetzungen und die Spielregeln der Konstitutio-
nen. Dementsprechend sind auch Bücher über Verfassungs-
geschichte (zB von Berchtold, Brauneder, Olechowski) hierzu-
lande stärker am positiven Recht orientiert und geben keine
„Staatspraxis“ wieder. Während in der Republik Österreich
nach dem Zweiten Weltkrieg das B-VG idF 1929 wieder in
Kraft trat und lediglich durch bestimmte Sonderregelungen
(neben Überleitungsregeln ua ein umfassendes Wahl-BVG,
das NS-VerbotsG usw) ergänzt wurde, kam in der von den
drei Westalliierten besetzten deutschen Bundesrepublik ein
neuer Ansatz zum Tragen. Man wollte die Lehren aus den
vielfach analysierten „Fehlern“ der Weimarer Reichsverfas-
sung – WRV – ziehen; diese Fehler sah man besonders in
der übermächtigen Machtposition des Reichspräsidenten
und in der Patt-Stellung, welche durch (destruktive) Miss-
trauensvoten gegenüber dem Reichskanzler seitens des
Reichstags erzeugt werden konnte. Es sollte nicht mehr in
der Hand einer einzelnen Person liegen, den Kanzler zu er-
nennen oder zu entlassen; de facto war der Reichspräsident ja
auch kein Übermensch, sondern beeinflussbar durch Hof-
schranzen und Günstlinge, welche zuvor die personelle Aus-
wahl des Kanzlers dem Reichspräsidenten nahe zu legen
pflegten. Neben der Abschwächung präsidialer Elemente,
die Hans Kelsen schon 1920 (Vom Wesen und Wert der De-
mokratie1 [1920] 20 f) suspekt waren, sollte durch das GG
1949 auch das Fortbestehen der parlamentarischen Demo-
kratie besser abgesichert werden. Außerdem sollte auf Ebene
des Wahlsystems größere Beweglichkeit für die Bundestags-
wahl bestehen, eine Abkehr von System der reinen Verhält-
niswahl wurde angestrebt und realisiert. Alles in allem sind
diese Reformen als gelungen einzustufen.

Das Werk richtet sich an einen größeren Adressatenkreis,
es ist von seiner Konzeption nicht ausschließlich als wissen-
schaftliches Werk anzusehen. So gesehen erscheint es als ge-
rechtfertigt, dass lediglich zwei Seiten ausgewählter Litera-
tur angegeben werden, wenn hier auch zB das Fehlen von Pe-
ter Baduras „Staatsrecht“, das sogar im selben Verlag erschie-
nen ist, auffällt. Das Werk ist sehr genau dokumentiert,
einem recht ausgedehnten Anmerkungsteil (385 – 459) fol-
gen diverse Register. Besonders informativ ist die Zeittafel
seit dem Zweiten Weltkrieg, aus der hervorgeht, dass alsbald
auch ein 60-Jahr-Jubiläum bevorsteht, welches einen unter-
gegangenen deutschen Staat betrifft, die DDR, die mittler-
weile manche „Ostalgiker“ beschäftigt. Für das sehr flüssig
verfasste Buch ist eine Kauf- und Leseempfehlung zu geben,
auch das gute Preis-Leistungs-Verhältnis bei nahezu biblio-
philer Ausstattung ist hervorzuheben.

Gerhard Strejcek
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Indexzahlen 2009: Sept. Okt.
Berechnet von Statistik Austria
Index der Verbraucherpreise 2005 (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 107,8 107,9*)
Großhandelsindex (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 105,3 105,2*)

Verkettete Vergleichsziffern
Index der Verbraucherpreise 2000 (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 119,2 119,3*)
Index der Verbraucherpreise 96 (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 125,5 125,6*)
Index der Verbraucherpreise 86 (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 164,1 164,2*)
Index der Verbraucherpreise 76 (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 255,1 255,3*)
Index der Verbraucherpreise 66 (1 1966 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 447,6 448,0*)
Verbraucherpreisindex I (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 570,3 570,8*)
Verbraucherpreisindex II (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 572,1 572,6*)
Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5010,7 5015,3*)
Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4318,4 4322,4*)
Großhandelsindex (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 115,9 115,8*)
Großhandelsindex (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 119,4 119,3*)
Großhandelsindex (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 124,5 124,3*)
Großhandelsindex (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 165,7 165,6*)
Großhandelsindex (1 1964 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 276,0 275,7*)
Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2692,4 2689,9*)
*) vorläufige Werte Zahlenangaben ohne Gewähr

Die Änderungen des Familienrechts-
Änderungsgesetzes 2009 

Rechtzeitig zum Inkrafttreten am 1. 1. 2010 in der EF-Z 1/2010:
� Patchwork-Familien und Lebensgemeinschaften 
� Ehe- und Ehegüterrecht
� Adoptionsrecht
� Unterhaltsvorschussrecht

Mit Beiträgen von Constanze Fischer-Czermak, Edwin Gitschthaler, Katharina Gröger und Johann Höllwerth.

Zusätzlich in Heft 1:
Das Serviceheft 2009 mit allen Checklisten und Serviceteilen!
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Substitutionen

Wien
Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung,
auch kurzfristig, in Zivil- und Strafsachen (Nähe Jus-
tizzentrum), auch Verfahrenshilfe und Rechtsmittel.
Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger
Lände 6, 1030 Wien.
Telefon (01) 713 78 33 und (01) 712 32 28, auch
außerhalb der Bürozeiten, Telefax (01) 713 78 33-74
oder Mobiltelefon (0664) 430 33 73 und
(0676) 603 25 33, E-Mail: scheimpflug@aon.at

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasium-
straße 68/6, Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01)
369 59 34-4, übernimmt Substitutionen in Zivil- und
Strafsachen in Wien und Umgebung, insbesondere
vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

Verfahrenshilfe in Strafsachen.
RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemergasse 10, 1010
Wien, Telefon (01) 512 22 90, (0664) 302 53 56,
Telefax (01) 513 50 35, übernimmt Substitutionen,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe in
Straf- und Zivilsachen) in Wien und Umgebung
übernimmt – auch kurzfristig – RA Mag. Irene Haase,
An der Au 9, 1230 Wien.
Telefon/Telefax (01) 888 24 71, durchgehend er-
reichbar Mobil (0676) 528 31 14.

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekuti-
onssachen) in Wien und Umgebung (in Wien auch
kurzfristig) übernehmen die Rechtsanwälte Mag.
Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reiffenstuhl,
Franz-Josefs-Kai 41/9, 1010 Wien (nächst Justizzen-
trum Wien-Mitte).
Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und
Strafsachen übernimmt RA Mag. Georg E. Thalham-
mer, 1010 Wien, Mölkerbastei 10.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 533 74 55.

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
(auch Verfahrenshilfe) in Wien und Umgebung und
steht auch für die Verfassung von Rechtsmitteln zur
Verfügung. Jederzeit auch außerhalb der Bürozeiten
erreichbar. Telefon (01) 712 55 20 und
(0664) 144 79 00, Telefax (01) 712 55 20-20,
E-Mail: iro@aon.at

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Sonnenfelsgasse 3,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39,
E-Mail: office.wuerzl@chello.at

RA Dr. Claudia Patleych, 1060 Wien, Mariahilfer
Straße 45/5/36, übernimmt – auch kurzfristig –

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbeitung
von Rechtsmitteln. Telefon (01) 585 33 00,
Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664) 345 94 66,
E-Mail: rechtsanwaltskanzlei@patleych.at

Wien: RA Mag. Katharina Kurz, 1030 Wien, Invali-
denstraße 5–7, Tür 6 + 7, vis-à-vis Justizzentrum
Wien-Mitte, übernimmt Substitutionen in Wien und
Umgebung, insbesondere auch vor dem BG I, BG für
Handelssachen Wien und dem Handelsgericht
Wien. Telefon (01) 877 38 90,
Telefax (01) 877 38 90-6, Mobil (0664) 441 55 33.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und
Strafsachen übernimmt RA-Kanzlei Dr. Gerhard Hu-
ber –Dr. Michael Sych, 1080 Wien, Laudongasse 25,
Telefon (01) 405 25 55, Telefax (01) 405 25 55-24,
E-Mail: huber-sych@aon.at

Rechtsanwältin übernimmt Substitutionsaufträge für
Kollegen/innen, die aus Kapazitätsgründen kurzfristig
oder dauerhaft Unterstützung beim Verfassen von
Klagen, Schriftsätzen und Rechtsmitteln benötigen.
RA Mag. Gerlinde Fleischhart, 1010 Wien, Mölker
Bastei 10/5, Telefon (01) 512 04 13,
www.ra-ghostwriter.at

RA Dr. Roman Schiessler übernimmt Substitutionen in
Wien. Kontakt: RA Dr. Roman Schiessler, 1120 Wien,
Arndtstraße 98/1, Telefon (01) 817 87 49, E-Mail:
roman.schiessler@schandor.at

Steiermark
Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz,
Kreuzgasse 2 c, übernimmt für Sie gerne – auch
kurzfristig – Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
in Graz und Umgebung. Telefon (0316) 82 65 54,
Telefax DW 30, E-Mail: office@anwalt-austria.at,
Mobil erreichbar: (0676) 310 48 52.

Salzburg
RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund-
Haffner-Gasse 3, übernimmt Substitutionen aller Art
in der Stadt Salzburg.
Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4 a, 5020 Salzburg
(100 Meter vom Landes- und Bezirksgerichts-
gebäude Salzburg entfernt), übernimmt Substitu-
tionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.
Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43,
E-Mail: gassner.estl@salzburg.co.at

RA Mag. Johann Meisthuber, Vogelweiderstraße 55,
5020 Salzburg, übernimmt – auch kurzfristig – Sub-
stitutionen aller Art in Salzburg und Umgebung.
Telefon (0662) 84 38 52, Telefax (0662) 84 04 94,
E-Mail: RA-MEISTHUBER@AON.AT
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Bezirksgericht St. Johann im Pongau: Wir überneh-
men Substitutionen vor dem BG St. Johann im Pongau
sowie im gesamten Sprengel (auch Exekutions-Inter-
ventionen) zu den üblichen kollegialen Konditionen.
Kreuzberger und Stranimaier OEG, Moßhammer-
platz 14, 5500 Bischofshofen, Telefon (06462) 41 81,
Telefax (06462) 41 81 20,
E-Mail: office@mein-rechtsanwalt.at

Oberösterreich
Rechtsanwalt Mag. Benedikt Geusau, 4320 Perg,
Hauptplatz 9, übernimmt Substitutionen in Linz und
Umgebung sowie vor den Bezirksgerichten Perg,
Mauthausen und Pregarten.
Telefon (07262) 535030, Telefax (07262) 535034,
E-Mail: office@geusau.com

International

Deutschland: Die Rechtsanwaltskanzlei Buder & Her-
berstein vertritt österreichische Mandanten in ganz
Deutschland vor Gerichten und Behörden. Lerchenfel-
der Straße 94, 1080 Wien, und Kurfürstendamm 54,
D-10707 Berlin, Telefon (01) 402 45 31, Telefax
(01) 402 45 31 33, E-Mail: buder.herberstein@csg.at

Deutschland: Feuerberg Rechtsanwälte München,
Mitglied RAK München und RAK Tirol, übernimmt
Mandate/Substitutionen in Deutschland und in
Kitzbühel/Tirol, Promenadeplatz 10, D-80333
München, Telefon +49 (0) 89 22 63 18, Telefax
+49 (0) 89 23 22 59 82,
E-Mail: office@feuerberg.com, www.feuerberg.com

Finnland: Unsere Rechtsanwälte in Helsinki über-
nehmen Mandate/Substitutionen in ganz Finnland,
sowohl im Bereich des Wirtschafts- als auch des all-
gemeinen Privatrechts. Ansprechpartner: RA Dr. Hans
Bergmann BJL Bergmann Rechtsanwälte,
Eteläranta 4 B 9, 00130 Helsinki,
Telefon (+358 9) 696 207-0,
Telefax (+358 9) 696 207-30,
E-Mail: hans.bergmann@bjl-legal.com,
www.bjl-legal.com

Griechenland: RA Eleni Diamanti, in Österreich und
Griechenland (Athen) zugelassen, vertritt vor grie-
chischen Gerichten und Behörden und steht österrei-
chischen Kollegen für Fragen zum griechischen Recht
zur Verfügung. Weyrgasse 6, 1030 Wien, und
Vas. Sofias 90, 11528 Athen,
Telefon (01) 713 14 25, Telefax DW 17,
E-Mail: office@diamanti.at

London: Philip Moser, MA(Cantab), Barrister, Euro-
parecht, Kollisionsrecht und engl Recht, Beratung und
Vertretung vor Gericht: Monckton Chambers, 1&2
Raymond Buildings, Gray

,
s Inn, London WC1R 5NR.

Telefon (004420) 7405 7211,
Telefax (004420) 7405 2084,
E-Mail: pmoser@monckton.com

Italien: RA Avv. Dr. Ulrike Christine Walter, in Öster-
reich und Italien zugelassene Rechtsanwältin, Kärnt-
ner Straße 35, 1010 Wien, und Via A. Diaz 3,
34170 Görz, und 33100 Udine, Via Selvuzzis 54/1,
Italien, steht österreichischen Kollegen für Mandats-

übernahmen und staatenübergreifende Substitutio-
nen aller Art zur Verfügung.
Telefon 0039 (0432) 60 38 62,
Telefax 0039 (0432) 52 62 37,
Mobil 0039 334 162 68 13,
E-Mail: walter@avvocatinordest.it

Italien-Südtirol: Rechtsanwaltskanzlei Mahlknecht &
Rottensteiner, Dr.-Streiter-Gasse 41, I-39100 Bozen,
steht österreichischen Kollegen für Mandatsübernah-
men gerne zur Verfügung. Kontakt: Telefon
+39 (0471) 05 18 80, Telefax +39 (0471) 05 18 81,
E-Mail: info@ital-recht.com, www.ital-recht.com

Schweiz: Rechtsanwalt Fürsprecher Roland Padrutt,
Argentinierstraße 21, Top 9, A-1040 Wien (nieder-
gelassener europ RA/RAK Wien), mit Niederlassung
Schweiz, Bachstrasse 2, CH-5600 Lenzburg 1, steht
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen in
der Schweiz und cross-border-Rechtssachen aller Art
zur Verfügung. Telefon Wien +43 (1) 504 73 22,
E-Mail: padrutt@roland-padrutt.at,
Telefon Schweiz +41 (62) 886 97 70,
E-Mail: padrutt@roland-padrutt.ch

Serbien: Rechtsanwälte Dr. Janjic, Gracanicka 7,
11000 Beograd, stehen österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen und cross-border-Rechtssachen
aller Art zur Verfügung. Telefon +381 (11) 262 04 02,
Telefax +381 (11) 263 34 52,
Mobil (+664) 380 15 95, E-Mail: janjicco@janjic.co.yu,
www.janjic.co.yu

Slowenien – Kroatien – Bosnien und Herzegowina –
Serbien – Montenegro – Mazedonien – Kosovo:
Rechtsanwaltskanzlei Dr. Mirko Silvo Tischler,
Trdinova 5, SI-1000 Ljubljana, steht sämtlichen
Kolleginnen und Kollegen für cross-border-Mandats-
übernahmen in diversen Rechtssachen zur Verfügung.
Telefon +386 (0)1 434 76 12, Telefax
+386 (0)1 432 02 87, E-Mail: info@eu-rechtsanwalt.si,
Web: www.eu-rechtsanwalt.si

Stellenangebote

Steiermark

Konzipient/in gesucht. Voraussetzung abgeschlosse-
nes Gerichtsjahr, Bewerber mit großer LU oder Be-
rufserfahrung bevorzugt. Leupold & Neulinger,
Rechtsanwälte, 8952 Irdning und 8990 Bad Aussee,
Telefon (03682) 241 35, E-Mail: irdning@leupold.co.at

Partner

Wien

Rechtsanwalt in 1010 Wien, Mölkerbastei (Nähe
Schottentor), bietet Kolleg/inn/en Regiegemein-
schaft in einer äußerst repräsentativen, neu reno-
vierten Altbaukanzlei mit großzügigen
Räumlichkeiten, samt Mitbenützung einer modernen
Kanzleiinfrastruktur (EDV, Telefonanlage, Advokat etc)
sowie die Möglichkeit einer weitergehenden Koope-
ration. Kontakt: Telefon (01) 512 04 13,
E-Mail: office@thalhammer.com

Rechtsanwalt bietet ab sofort Regiegemeinschaft an,
konkret Einzelzimmer, Mitbenützung von Infrastruk-
tur, Konferenzzimmer und Nebenräumen in reprä-
sentativem Altbau, Bestlage 1090 Wien nahe dem
Schottentor in unmittelbarer Nähe zur Oesterrei-
chischen Nationalbank; weitere Kooperationsmög-
lichkeiten nach Vereinbarung. Zuschriften bitte an
den Verlag unter Chiffre A-100820.

Rechtsanwalt Mag. Michael Rudnigger bietet einer
Kollegin oder einem Kollegen Regiepartnerschaft in
sehr schönen, großzügigen Räumlichkeiten im
4. Bezirk mit Blick auf den Naschmarkt (4 Gehminu-
ten von der U4-Station Kettenbrückengasse), die
Mitbenutzung einer modernen Kanzleiinfrastruktur
(Computernetzwerk, Telefonanlage, Advokat etc) so-
wie die Möglichkeit einer weitergehenden Kooperati-
on. Kontakt: Telefon (01) 997 11 71,
E-Mail: office@rudnigger.at

Internationale Rechtsanwaltskanzlei in 1010 Wien,
beste Lage, bietet Anwaltskollegin/-kollegen ab sofort
repräsentative Räumlichkeiten samt Infrastruktur in
Regiegemeinschaft oder Untermiete. Zuschriften bitte
an den Verlag unter Chiffre A-100817.

Rechtsanwälte Gürtler & Reisner, 1010 Wien, Seiler-
gasse 3, suchen Regiepartner mit eigenem Klienten-
stock. Kontakt: Telefon (01) 512 75 75 oder E-Mail:
guertler@anwalt-wien.at

Kanzlei in 1010 Wien mit bester Lage und Ausstat-
tung bietet Kollegen/Kollegin Regiegemeinschaft in
flexibel festzulegendem Umfang. Nähere Informatio-
nen unter Telefon (0699) 107 68 430 oder
(0676) 617 55 05.

Kärnten

DDr. sucht eingetragenen Jungrechtsanwalt zwecks
Kanzleigründung in Klagenfurt bzw Kärnten:
aon.913539846@aon.at

Oberösterreich

Substitut/in mit der Möglichkeit einer späteren Part-
nerschaft ab sofort gesucht. Zuschriften erbeten an:
Dr. Otto Hauck, Dietlstraße 8, 4560 Kirchdorf an der
Krems, Telefon (07582) 633 39, Telefax DW 39,
www.hauckotto.at, E-Mail: office@hauckotto.at

Tirol

Innsbruck: Rechtsanwalt bietet Kollegin/Kollegen ab
sofort Regiepartnerschaft in moderner, neuer Kanzlei
in Gerichtsnähe. Mitbenutzung moderner Kanzlei-
infrastruktur samt Personal bei günstiger Kosten-
struktur. Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre
A-100824.

Kanzleiabgabe

Wien

Nachfolger/in wegen Pensionierung für Wiener
Rechtsanwaltskanzlei gesucht: Repräsentative, ruhige
Bestlage, 110 m2, voll möbliert, Bibliothek, Tresor,
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technische Einrichtungen, Klima, günstige Kanzlei-
miete, in unmittelbarer Nähe U-Bahn und Garage etc.
Telefon (01) 526 19 26.

Rechtsanwaltskanzlei in zentraler Lage Wiens (7. Be-
zirk) wegen beabsichtigter Pensionierung abzugeben;
sehr günstige Kanzleimiete, in unmittelbarer Nähe der
U-Bahn und der Geschäftszentren. Anrufe erbeten
unter (0699) 81 99 88 50 oder (0699) 190 807 95.

Oberösterreich

Rechtsanwalt Dr. Günter Kottek, 4600 Wels, Stadt-
platz 39, beabsichtigt, seine Kanzlei (überschaubare
Ein-Mann-Kanzlei in repräsentativen Mieträumen)
aus Altersgründen am 1. 5. 2010 abzugeben.
Kontaktaufnahme von Interessenten unter
Telefon (0 72 42) 616 37 oder per E-Mail:
kottek.recht@tele2.at erbeten.

Berufsdetektive

Wien

„Der Penk“. Wirklich einer aus der alten Garde,
nämlich staatlich geprüft und konzessioniert. Adresse:
Wien I., Herrengasse 6 – 8, Telefon (01) 533 28 81 und
(01) 533 59 73, Telefax (01) 535 07 33, E-Mail:
w.penk-lipovsky.detektivbuero@chello.at
Man sieht nur mit dem Herzen gut. (Antoine de
Saint-Exupéry)

Immobilien

Wien

Repräsentatives Mietobjekt am Schwarzen-
bergplatz: Rarität! Komplettes Stadtpalais, Bau-
jahr 1903, teilweise denkmalgeschützt, optimale
Kanzleieignung, ca 933 m2 (inklusive Archivkel-
ler), Altbauflair, Lift, 58 m2 Dachterrasse, sehr
guter Zustand, U-Bahn Karlsplatz. Realbüro
Dr. Max Huber, Mödling, Mag. Veronika Himmer,
Telefon (02236) 86 58 65, (0699) 194 210 64,
E-Mail: moedling@dmh.co.at, www.dmh.co.at

Top 6 in 1040 Wien, Große Neugasse 16, ehem RA
Büro (166 m2, 2. Stock, Lift, repräsentatives Haus) zu
vermieten. Hauptmiete a 1.700,–+BK+USt.
Telefon (0676) 960 60 27.
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RA i. R. gibt seine Büroräume günstig ab: 1010 Wien,
Singerstraße/Mezzanin: 78 m2, weitere 30 m2 später
möglich. Anfragen direkt an: Telefon (01) 512 73 76,
Telefax (01) 512 43 52-22.

Niederösterreich

„Endlich ein Anwalt mit Parkplätzen!“ A2-Abfahrt
Baden bei Wien: 160–320 m2 zu vermieten,
a 12,–/m2, BK a 3,–/m2, 1. Stock, Neuzubau an
der Gewerbezeile B210, Schneeberg-Fernblick,
gute Infrastruktur, Baubeginn 2009/2010, direkt
vom Errichter, Auskunft unter
Telefon (0699) 108 131 95, Herr Pallier.

Steiermark

Graz Geidorf: Traumhaft schön sanierter Altbau in
bester Grazer Lage als Erstbezug! 5 Zimmer, 165 m2,
Altbau- und Stadtbalkon, Marmorbad mit großer
Dusche und Whirlpool.
www.schoenberg-immobilien.at,
Telefon (0664) 3200 350.

Graz Andritz: Sehr schön sanierte Wohnung mit
Raumhöhe 2,90 m, Fischgrätparketten, Küche mit
Kochinsel, Wellnessbad und zugeordnetes Carport.
Ca 80 m2, 3 Zimmer, Balkon, großer Keller.
KP a 189.900,–, honorarfrei.
www.schoenberg-immobilien.at,
Telefon (0664) 3200 350.

Salzburg

Voll möbliertes kleines Anwaltsbüro (ca 60 m2) in
Oberndorf bei Salzburg (Gerichtsort; nur ein weiterer
Anwalt; großes Einzugsgebiet) gegen Ablöse des
Möbilars und der Neuausstattung abzugeben. Anrufe
erbeten an Telefon (0662) 876 820 oder
(0664) 511 78 07.

Diverses

ihr recht auf physiotherapie! mens sana in corpore
sano. roman pallesits, diplomierter physiotherapeut
und -personaltrainer behandelt sie auch nach ärztli-
cher verordnung. lowbackpain, nach unfällen oder
einfach zur leistungssteigerung. besuchen sie uns!
www.physiotherapeuten.at (zentrum wien 2).
telefon +43 (664) 436 92 50.


